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Herrn 
Professor Dr. Rudolf von Gneist 

Wirklichem Geheimen Ober-Justizrath 
bringt zur 

Feier seines fünfzigjährigen Doctorjubiläums 

in dankbarer Verehrung 

die Juristische Facultät der Universität Breslau 

ihre wärmsten Glückwünsche dar. 
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In abgekürzter Form (nur mit dem Namen des Verfassers) sind 

folgende Werke citirt: 

ßatbie, Pr^cis du cours de droit public et adminislratif. Quatrieme 
edition augment6e d'un supp16ment, Paris 1881. 

Devin, Commentaire de la Constitution du 25 fävrier 1875 et des 
lois compl^mentaires. Hislorique et textes. Deuxi^me Edition, 
Paris 1875. 

H61ie (Faustin- Adolphe), Les Constitutions de la France. Ouvrage 
contenant outre les constitutions les principales lois relatives an 
culte, ä la magistrature, aux ölections, ä la libert6 de la presse, 
de r6union et d'association, ä l'organisation des d^partements et 
des communes, avec un Commentaire. Paris 1880. 

Lebon (Andr6)» Das Staatsrecht der französischen Republik (Mar- 
quardsen's Handbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart, 
4. Band, 1. Halbband, 6. Abteilung). Freiburg i. B. 1886). 

Lefebvre (Charles), Iltude sur les lois constitutionnelles de 1875, 
Paris 1882. 

Saint Girons, Manuel de droit constitutionnel. Deuxi^me 6dition, 
augment6e d'une 6tude sur les lois constitutionnelles de 1884^ 
et du texte des lois constitutionnelles de 1875 ä 1885. Paris 
1885. 

Simon et, Trait6 ^16mentaire de droit public et administratif. 
Paris 1885. 
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I)eber die Verfassung der französischen Republik 
von 1848 hat während der kurzen Zeit ihres 
Bestehens Robert von Mohl mehrere hauptsäch- 
lich kritische Aufsätze veröffentlicht, deren Inhalt er 
später in eine lehrreiche Abhandlung zusammen- 
fasste^). Dagegen ist die Verfassung der dritten 
französischen Republik, obgleich dieselbe im Wesent- 
lichen unverändert seit 13 Jahren in Geltung steht, 
von der deutschen Staatsrechtswissenschaft bisher 
nicht zum Gegenstande eingehenderer Darstellung 
oder Würdigung gemacht worden^). Die Ursachen 
dieser Zurückhaltung sind leicht zu erkennen. Nach 



') R. V. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Bd. I, 
Tübingen I86O1 S. 536 — 576: Bemerkungen über die französische 
Verfassung von 1848. 

*) Der Verfasser der sorgfaltigen Darstellung des französischen 
Staatsrechts in Marquardsen's Handbuch des öffentlichen 
Rechts, Andr6 Lebon, ist Kabinetschef des Senatspräsidenten 
und Professor an der Ecole des sciences politiques in Paris. 

1 
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dem grossen Kriege von 1870/71 trat in Deutsch- 
land eine naturgemässe Reaktion gegen die frühere, 
vielfach übermässige Beachtung und Schätzung fremd- 
ländischer und insbesondere der französischen Ein- 
richtungen hervor. Andererseits boten die Normen 
unserer neuen staatsrechtlichen Gesammtordnung 
der Wissenschaft bedeutsame, mit regem Eifer und 
glänzendem Erfolge ergriffene Aufgaben. Vor allem 
aber war die Unsicherheit der Verfassungszustände 
Frankreichs geeignet, von einer wissenschaftlichen 
Beschäftigung mit den zur Zeit geltenden, aber 
vielleicht binnen kürzester Frist wieder beseitigten 
Satzungen abzuschrecken. 

Immerhin hat sich die Annahme, dass die dritte 
französische Republik und die Verfassungsgesetze 
von 1875 nur eine kurze Episode im französischen 
Staats- und Rechtsleben bezeichnen würden, nicht 
bestätigt. Und selbst wenn nunmehr in naher Zeit 
eine neue Umwälzung oder wenigstens eine radikale 
Umgestaltung der bestehenden Verfassung in Frank- 
reich eintreten sollte, würden die 1875 geschaffenen 
Einrichtungen doch ein erhebliches theoretisches 
Interesse beanspruchen dürfen. Nach Entstehung, 
Form und Inhalt nimmt die Verfassung von 1875 
unter den zahlreichen wechselnden Constitutionen, 
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welche im Laufe eines Jahrhunderts Frankreichs 
Geschicke zu bestimmen versucht haben ^), eine eigen - 
thümliche Stellung ein. Wenn auch* unlängst ein 
hervorragender französischer Publicist das moderne 
franzosische Verfassungsrecht, im Gegensatz ins- 
besondere zu den constitutionellen Rechtssätzen 
Englands und der Vereinigten Staaten von Amerika, 
als ein Erzeugniss nur aus abstraktem logischen 
Denken schöpfender Improvisation des Gesetzgebers 
hingestellt hat*), so trifft doch diese Charakteristik 
für die geltende französische Verfassung nur in sehr 
geringem Maasse zu. Die Verfassungsgesetze von 
1875 sind ebensowenig wie aus einer kühnen staats- 
männischen Conception, aus einer fertigen Doktrin 
hervorgegangen^), sondern vielmehr, unter langen 

') Die Zahl der geschriebenen Verfassungen, welche Frankreich seit 
1791 gehabt hat, wird allerdings von den französischen Schrift- 
stellern sehr verschieden bestimmt. Während H6Iie (S. 1) bis 
zum Fall des zweiten Kaiserreichs nur sieben, beziehungsweise 
acht Verfassungen zählt, rechnet Simonet (S. 10 — 15) bis zu 
diesem Zeitpunkt zehn, und Saint Girons(S. 33) bezeichnet 
sogar die gegenwärtige Verfassung Frankreichs als die zwanzigste ! 

^) £. fi outmy, Etudes de droit constitutionnel (France, Angleterre, 
Etats-Unis), Paris 1885, S. 217 ff., bes. S. 259 ff. 

*) Dass die Verfassung von 1875 mit dem »esprit d'abstraction«, 

1* 
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Mühen und Kämpfen, allmählich herausgewachsen 
aus den gegebenen Umständen und provisorischen 
Gestaltungen. " Sie bezwecken nicht eine erschöpfende 
Regelung der Grundsätze des öffentlichen Rechts, 
sondern enthalten nur unmittelbar anwendbare 
Normen über die Bildung und die Zuständigkeit, 
resp. über das Zusammenwirken, der staatlichen 
Organe. Ihrem Inhalt nach erscheinen sie wesent- 
lich als ein Compromiss zwischen den Anschau- 
ungen und Bestrebungen der gemässigten Republi- 
kaner und der Anhänger einer Constitutionen- parla- 
mentarischen Monarchie. Zum grossen Theil er- 
klären sich ihre Festsetzungen aus vorausgegangenen 
schmerzlichen Erfahrungen; insbesondere zeigt sich 
in starkem Maasse die Tendenz, eine Wiederholung 
der schweren und unheilvollen Mängel, welche in 
der republikanischen Verfassung von 1848 hervor- 
getreten waren, zu vermeiden. Völlig allerdings 
haben auch die Politiker, welche der Verfassung 
von 1875 ihr Gepräge gegeben, von der staatsrecht- 
lichen Fixirung gewisser Lehrsätze abzusehen nicht 
vermocht; und gerade zwei besonders auffallende 



mit der »longue tradition de m^taphysique quintessenci^e« ge- 
brochen hat, hebt Saint Girons, S, 7 — 8, besonders hervor. 
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und bedenkliche Bestimmungen^) beruhen ganz oder 
theilweise auf solchen theoretisch -principiellen Er- 
wägungen. 

I. 

Die Verfassungsgesetze von 1875 sind bekannt- 
lich ein Werk der am 13. Februar 1871 in Bordeaux 
zusammengetretenen, im folgenden Monat nach 
Versailles übergesiedelten, französischen National- 
versammlung. Dass diese Versammlung eine con- 
stituirende sein solle, war schon in dem Dekret der 
Regierung der Nationalvertheidigung vom 15. Sep- 
tember 1870 ausgesprochen. Die Wahlen hatten, 
wohl hauptsächlich in Folge des Eindrucks der 
furchtbaren Niederlagen, welche diese aus dem 
Aufstand vom 4. September 1870 hervorgegangene, 
wesentlich aus eifrigen Republikanern zusammen- 
gesetzte, provisorische Regierung verschuldet oder 
wenigstens nicht verhindert hatte, eine der repu- 
blikanischen Staatsform abgeneigte Majorität er- 
geben. Unter den Gegnern der Republik überwogen 



®) Die verfassungsmässige Sanktionirung des s. g. parlamentarischen 
Regiments (s. unten III, l) und die Anordnung eines besonderen 
Organs — der Nationalversammlung — für Aenderungen der 
Verfassungsgesetze (unten III, 3). 
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die theils orleanistisch, theils legitimistisch gesinnten 
Anhänger einer parlamentarischen Monarchie nach 
den Ueberlieferungen von** 1815 — 1 848 ; zu dem 
napoleonischen Kaiserreich bekannte sich nur eine 
ganz geringfügige Zahl von Mitgliedern^). That- 
sächlich aber bestand seit dem 4. September 1870 die 
Republik. Selbst wenn die Majorität der National- 
versammlung nicht in ihren dynastischen Sympathieen 
gespalten gewesen wäre, konnte sie nicht daran 
denken, vor dem Friedensschluss und gegenüber 
der drohenden Haltung der Pariser Bevölkerung 
alsbald die Monarchie zu proklamiren. Sie musste 
sich zunächst damit begnügen, die provisorische 
Leitung der Staatsgeschäfte in Hände zu legen, 
denen sie und das Volk vertrauten. 

Aus dieser Sachlage ergab sich das Dekret der 
Nationalversammlung vom 17. Februar 1871. Der 
hervorragendste Gegner des Kaiserreichs und des un- 



^) Gegen den Beschluss der Nationalversammlung v. 1. März 1871, 
welcher die Absetzung N a p o 1 e o n*s III, und seiner Djrnastie für 
schon durch das allgemeine Stimmrecht (das Ergebniss der 
Wahlen zur Nationalversammlung) ausgesprochen erklärte und 
zugleich dieselbe bestätigte, stimmten nur 6 Mitglieder der Ver- 
sammlung (H6lie, S. 1862). 
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glücklichen Kriegs von 1870, nach seiner politischen 
Vergangenheit ein Verfechter der parlamentarischen 
Monarchie, wurde zum Chef der Exekutivgewalt der 
Republik ernannt. Der provisorische Charakter dieser 
Einrichtung wurde aber nicht nur durch den aus- 
drücklichen Vorbehalt definitiven Beschlusses über die 
Verfassung Frankreichs bezeichnet, sondern trat auch 
unzweideutig in der Bestimmung hervor, dass Thiers 
zwar selbst seine Minister wählen und ihrem Rathe 
präsidiren, aber die ihm übertragenen Funktionen 
unter der Autorität der Nationalversammlung ausüben 
sollte»). 

Eine Befestigung und Fortbildung erlangte das 
Provisorium durch das Dekret der Nationalversammlung 
vom 31. August 1871 (Constitution Rivet)^). In 
Anerkennung der »ausgezeichneten Dienste, welche 
Herr Thiers seit sechs Monaten dem Lande er- 
wiesen« ^ö) hatte, ward ihm der Titel eines Präsi- 



*) Eine ganz ähnliche Stellung hatte im Jahre 1848, nach Nieder- 
werfung des Juni-Aufstandes, General Cavaignac mit dem 
Titel eines Präsidenten des Ministerraths durch Beschluss der 
Nationalversammlung erhalten. 

') So genannt nach dem Antragsteller. 

^'^) Insbesondere durch den Friedensschi uss und durch die Nieder- 
werfung der Commune. 
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denten der Republik verliehen und zugleich die Fort- 
dauer seiner Funktionen bis zur Beendigung der 
Arbeiten der National - Versammlung zugesichert. 
Andererseits erhielt zur Aufrechterhaltung der par- 
lamentarischen Principien, »welche zugleich den Schutz 
und die Ehre des Landes bilden«**), die Verant- 
wortlichkeit der Exekutive gegenüber der National- 
versammlung eine nähere, für die definitive Gestaltung 
bedeutsame Ausprägung. Für jeden Akt des Präsi-^ 
denten wurde die Gegenzeichnung eines Ministers 
gefordert; sowohl die einzelnen Minister als der 
Ministerrath sollten der Nationalversammlung ver- 
antwortlich sein. Daneben wurde allerdings auch 
die Verantwortlichkeit des Präsidenten gegenüber 
der Nationalversammlung anerkannt, wogegen derselbe 
das Recht behielt, auf Verlangen von der National- 
versammlung gehört zu werden. Als aber, in Folge 
des sogleich näher zu erörternden Gegensatzes zwischen 
dem Präsidenten und der Nationalversammlung in 
Betreif der definitiven Verfassungsgestaltung , die 
Versammlung Thiers' rednerischen Einfluss mehr 



") Diese Worte sind, ebenso wie die im vorhergehenden Satz an- 
geführten über Thiers' Verdienste, dem Eingang des Gesetzes 
V. 31. August 1871 entnommen. 
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und mehr zu fürchten begann, schloss sie, durch 
das Gesetz vom 13. März 1873, seine Theilnahme an 
ihren Debatten principiell aus und bestimmte dem- 
gemäss auch, dass Interpellationen nicht mehr an 
den Präsidenten, sondern nur noch an die Minister 
sich richten dürften ; zum Ersatz für diese Be- 
schränkungen seiner personlichen Einwirkung wurde 
dem Präsidenten das Recht gegeben , eine neue 
Berathung der von der Nationalversammlung be- 
schlossenen Gesetze ^^), beziehungsweise eine Hinaus- 
schiebung der dritten Lesung von Gesetzentwürfen 
auf zwei Monate zu verlangen. Damit waren bereits 
die Grundlinien für die gegenwärtige rechtliche 
Stellung des Präsidenten gezogen. Freilich konnte 
Thiers sich nicht auf seinem Posten behaupten, und 
nach seinem Rücktritt schien die baldige Herstellung 
der Monarchie bevorzustehen. 

Der einsichtsvolle Staatsmann hatte die Noth- 
wendigkeit erkannt, dem Lande eine definitive Ver- 
fassung zu geben ; er begriff zugleich, dass ohne die 
grossten Erschütterungen die bestehende Republik 



") Dies wurde in Betreff der von der Nationalversammlung für drin- 
gend erklärten und deshalb nur einer Lesung unterzogenen Gre- 
setze bestimmt. 
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nicht wieder beseitigt werden könne, und dass, an- 
gesichts des Widerstreits der verschiedenen Präten- 
denten, die Begründung einer dauerhaften Monarchie 
unmöglich sei. Demgemäss forderte seine Botschaft 
vom 13. November 1872 die definitive Organisation 
der Republik. Die monarchische Mehrheit fand vorerst 
nicht den Muth, diesem von einer mächtigen Strömung 
der öffentlichen Meinung*^) unterstützten Verlangen 
direkt entgegenzutreten. In dem schon erwähnten 
Gesetz vom 13. März 1873 verpflichtete sich die 
Nationalversammlung, vor ihrem Auseinandergehen 
die Organisation der gesetzgebenden und der exe- 
kutiven Gewalt zu regeln; sie entschied einen von 
der Staatsform unabhängigen Hauptpunkt der künftigen 
Verfassung, indem sie die Schaffung zweier Kammern 
in Aussicht stellte; sie machte endlich der Regierung 
das wichtige Zugeständniss, dieselbe mit der Aus- 
arbeitung der betreffenden Entwürfe zu betrauen. 
Da jedoch die von Seiten der Regierung am 19. Mai 
1873 vorgelegten Entwürfe ^^). ebenso wie die un- 



*^) Dieselbe bekundete sich vor allem durch den der republikanischen 
Partei günstigen Ausfall zahlreicher Nachwahlen für die National- 
versammlung. 

'*) »Projets Dufaure«, weil sie von diesem Staatsmann als Vice- 
präsidenten des Ministerraths eingebracht wurden. 
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mittelbar vorausgegangenen Aenderungen in der 
Zusammensetzung des Ministeriums, einen unzweideutig 
republikanischen Charakter trugen, nahm die Majorität 
zwei von den Radikalen in Paris und Lyon erfochtene 
Wahlsiege zum Anlass, durch ein Misstrauensvotum 
Thiers' Rücktritt herbeizuführen. An seine Stelle 
trat (24. Mai 1873) der Marschall Mac Mahon, der 
ein entschieden monarchistisch gesinntes Ministerium 
bildete. Nachdem der Versuch einer auf Fusion der 
beiden Linien des Hauses Bourbon gestützten Wieder- 
herstellung des Konigthums durch den Starrsinn des 
Grafen Chambord gescheitert war , suchte die 
Majorität der Nationalversammlung ihren Tendenzen 
wenigstens auf längere Zeit die Regierungsgewalt zu 
sichern, in der Hoffnung, dass dann unter günstigeren 
Umständen eine monarchische Restauration sich werde 
erreichen lassen. Aus diesem Bestreben ging hervor 
das Gesetz vom 20. November 1873, welches die Exe- 
kutivgewalt dem Marschall Mac Mahon als Präsi- 
denten der Republik für sieben Jahre, unabhängig 
von der Dauer der Nationalversammlung, übertrug. 
Die auf Grund desselben Gesetzes zur Vorberathung 
der Verfassungsgesetzentwürfe gewählte Dreissiger- 
Commission beantragte nur eine Organisation des 
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»Septennats«'^). In entschiedenem Gegensatz hierzu 
verlangten die Republikaner die definitive Pro- 
klamirung und Organisirung der Republik. Die 
Anträge, welche eine direkte Anerkennung der Re- 
publik als definitiver Staatsform bezweckten, blieben 
allerdings in der Minderheit*^). Aber im Laufe der 
Detailberathung des von der Dreissiger-Commission 
vorgelegten Entwurfes eines Gesetzes über Organi- 
sation der Staatsgewalten trat eine durchgreifende 
Verschiebung der Majorität ein^^). Ein Theil der 
Orleanisten verschloss sich nicht länger der Noth- 
wendigkeit, Frankreich eine definitive Verfassung 
zu geben, welche nach Lage der Dinge nur eine 
republikanische sein konnte. Um dieses Ziel zu 
erreichen, machten die Republikaner ihren neuen 
Verbündeten weitgehende Zugeständnisse. Sie accep- 
tirten nicht nur fast sämmtlich das von der strengeren 
republikanischen Doktrin bisher zurückgewiesene 



'*) »Projel Venlavon«, abgedruckt bei Devin, S. 32—33. 

") Der Antrag Casimir-P6rier wurde am 23. Juli 1874 mit 
374 gegen 333 Stimmen verworfen, der Autrag Laboulaye 
am 29. Januar 1875 mit 359 gegen 336 Stimmen. 

*^) Die massgebend gewordenen Amendements waren von dem Ab- 
geordneten Wallon formulirt, weshalb die Verfassung von 1875 
nicht selten als »Constitution Wa Hon« bezeichnet wird. 
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Zweikammersystem, sondern bewilligten auch die 
indirekte Wahl des Senats, sowie die Lebens- 
länglichkeit eines Theils der Senatoren; sie ge- 
währten dem Präsidenten das Recht, mit Zustimmung 
des Senats die Deputirtenkammer aufzulösen; sie 
gaben zu, dass die Revision der Verfassungsgesetze 
für die Dauer der dem Marschall Mac Mahon 
übertragenen Vollmachten von dessen Initiative ab- 
hängig gemacht wurde. 

Am 25. Februar 1875 wurde das wichtigste Ver- 
fassungsgesetz, dasjenige über die Organisation der 
Staatsgewalten (pouvoirs publics), in dritter Lesung 
angenommen. Schon am Tage vorher war das Ver- 
fassungsgesetz über die Organisation des Senats 
definitiv beschlossen worden. Ergänzend trat hin- 
zu das Verfassungsgesetz vom 16. Juli 1875 über 
die gegenseitigen Beziehungen der Staatsgewalten 
(Staatsorgane)^^). Die beiden »organischen« Gesetze 

^«) Die Behauptung Lebon's (S. 18—19), dass der Charakter dieser 
drei Gesetze als Verfassungsgesetze lediglich aus den Namens der 
vorbereitenden Commissionen im Laufe der Verhandlungen der 
Nationalversammln ng abgegebenen Erklärungen entspringe , ist 
nicht zutreffend. Das Gesetz vom 16. Juli 1875 bezeichnet sich 
selbst in der Ueberschrift als »loi constitutionnelle« (hierauf hat 
schon Lefebvre, S. 245 Anm. 1, hingewiesen). Das Gesetz v. 
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vom 2. August 1875 und vom 3. November 1875, 
über die Wahl der Senatoren, beziehungsweise der 
Deputirten, wurden gleichfalls von der National- 
versammlung beschlossen, erhielten aber nicht den 
Charakter von Verfassungsgesetzen. Einer direkten 
Volksabstimmung wurden auch die Verfassungs- 
gesetze nicht unterworfen; dies entsprach den Tra- 
ditionen von 1791 und 1848, sowie dem durch die 
Erfahrungen von 1851/52 und von 1870*^) genährten 
Misstrauen gegen Plebiscite. 

Die Aenderungen, welche das Verfassungswerk 
von 1875 bisher durch die Partialrevisionen vom 
21. Juni 1879 und vom 14. August 1884 erfahren 
hat, sind keine tiefgreifenden. 



25. Februar 1875 charakterisirt sich unzweifelhaft als Verfassungs- 
gesetz dadurch, dass es (in Art. 8) den Weg der Abänderung 
der Verfassungsgesetze normirt. Endlich für die verfassungs 
gesetzliche Natur des Gesetzes v. 24. Februar 1875 fällt der Wort 
laut des dasselbe ankündigenden Gesetzes v. 13. März 1873 (Art, 
")), in Verbindung mit Art. 2 des Gesetzes v. 20. November 1878, 
stark in das Gewicht; anerkannt ist dieselbe auch durch das Ver 
fassungsgesetz v 14. August 1884, Art. 3. 
•'') Die Plebiscite v. 20. Dezember 1851, 21/22. November 1852 und 
8. Mai 1870 s. bei H61ie, S. 1166, 1222, 1322. 
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IL 

Wie aus der vorstehenden geschichtlichen Dar- 
legung bereits erhellt, sind die Hauptsätze des gegen- 
wärtigen französischen Staatsrechts nicht in einer 
Verfassungsurkunde vereinigt. Die Nationalver- 
sammlung wollte nicht eine durchgreifende Neuord- 
nung der staatsrechtlichen Verhältnisse schaffen, 
sondern nur diejenigen Bestimmungen treffen, welche 
für einen regelmässigen Gang des Staatslebens un- 
entbehrlich erschienen; hierfür^ empfahl sich natur- 
gemäss eine Mehrzahl von einzelnen Gesetzen; eben 
dahin drängte die Schwierigkeit, zu einer Einigung 
über die verschiedenen Hauptfragen zu gelangen; 
endlich war von eingreifender Bedeutung die Ab- 
sicht der ursprünglichen Majorität, nur eine pro- 
visorische Gestaltung in das Leben zu rufen. Jeden- 
falls aber ist es eine sehr bemerkenswerthe Er- 
scheinung, dass zu den Staaten mit modernen 
Repräsentativeinrichtungen, die einer Verfassungs- 
urkunde entbehren, nunmehr auch derjenige Staat 
zählt, welcher früher durch seine Verfassungsur- 
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künden *^) für so überaus zahlreiche Constitutionen 
anderer Staaten des europäischen Festlandes das 
Vorbild gegeben hatte. Zudem dürfte Frankreich 
— während von constitutionellen Monarchieen neben 
dem Mutterlande dieser Staatsform insbesondere auch 
Oesterreich und Ungarn keine Verfassungsurkunde 
besitzen — der einzige Staat sein, in welchem die 
moderne Repräsentativdemokratie ohne Verfassungs- 
urkunde besteht. Es tritt darin eine Abweichung 
von jener principiell-systematischen Anschauungs- 
weise hervor, welche sonst ganz besonders der 
demokratischen Staatsform innezuwohnen pflegt. 

Freilich hat man andererseits, ähnlich wie in 
Oesterreich, nicht darauf verzichtet, gewisse haupt- 
sächliche Normen des Staatsrechts in die Gestalt 
von Grundgesetzen (Verfassungsgesetzen), deren 
Abänderung an besondere Erfordernisse gebunden 
ist, zu bringen. Die franzosischen Grundgesetze 
von 1875 haben jedoch einen sehr beschränkten 
Inhalt. Vor allem findet sich in denselben keine 
Festsetzung, beziehungsweise Anerkennung, von 
Freiheitsrechten (Grundrechten). Während noch die 

*'') Insbesondere durch die Constitution von 1791 und durch die 
constitutionellen Charten von 1814 und 1830. 
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republikanische Constitution von 1848 durch aus- 
führliche Bestimmungen zahlreiche :»Rechte der 
Bürger« garantirte ^ ^), während sogar die napo- 
leonischen Verfassungen von 1852 und 1870 in ihrem 
ersten Artikel . den »grossen Principien von 1789« 
eine Bestätigung und Sicherung ertheilten, enthalten 
die Verfassungsgesetze von 1875 keine Bestimmungen 
zum Schutze der Freiheit der Einzelnen. Ebenso 
findet man in denselben keine ausdrückliche Aner- 
kennung der Volks-, beziehungsweise National-, 
Souveränität oder des Princips der Sonderung der 
Gewalten; selbst die rechtliche Thatsache, dass die 
bestehende Staatsordnung eine republikanische ist, 
hat nur eine indirekte verfassungsmässige Aner- 
kennung erhalten^*). Auch manche andere Be- 
stimmungen von eingreifender staatsrechtlicher, be- 
ziehungsweise politischer, Bedeutung, wie die Jähr- 
lichkeit der Feststellung des Budgets, resp. der 



**) CoDSlitulioD V. 4. November 1848 (abgedruckt u. A« bei Hilic, 
S. 1102 ff.), Art. 2-17. 

") Insbesondere durch den dem Chef der Exekutivgewalt beigelegten 
Xitel »Präsident der Republik«. — Direkt anerkannt ist der 
republikanische Charakter der gegenwärtigen französischen Ver- 
fassung erst durch Art. 2 des Verfassungsgesetzes v. 14. August 1884. 

2 
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Steuerbewilligung, die Unabhängigkeit der Gerichte, 
die OefFentlichkeit der Gerichtsverhandlungen*'), 
haben in die Verfassungsgesetze von 1875 keine 
Aufnahme gefunden. Zudem hat die weitere Ent- 
wickelung nicht sowohl eine Ausdehnung, als viel- 
mehr eine Einengung der verfassungsrechtlichen 
Normen herbeigeführt. Zwar sind in dem Ver- 
fassungsgesetz vom 14. August 1884 zwei neue 
Bestimmungen zum Schutz der republikanischen 
Verfassung getroffen^*); dagegen ist durch dasselbe 
Gesetz den die Wahl des Senats betreffenden Artikeln 
1 bis 7 des Verfassungsgesetzes vom 24. Februar 1875 
ihr constitutioneller Charakter entzogen*^), und ähn- 



*•) Die Verfassungsgesetze von 1875 enthalten überhaupt, abgesehen 
von dem Recht des Präsidenten, die Staatsbeamten und folglich 
auch die Richter zu ernennen, sowie von den Funktionen des 
Senats als Staatsgerichtshofs, keine Bestimmungen über die Aus- 
übung der richterlichen Gewalt (Hölie, S. 1423). 

") Die Behauptung Saint Giron's (S. 669, Anm. 1), dass die 
bisherigen Revisionen nur Aufhebung von Bestimmungen der 
Verfassungsgesetze von 1875 bewirkt, die letzteren also keine 
Zusätze erhalten halten, ist hienach zu berichtigen. 

^^) Dieselben behielten die Geltung eines einfachen Gesetzes bis zu 
ihrer demnächst erfolgten Ersetzung durch neue gesetzliche Be- 
stimmungen. 
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lieh war schon durch das Verfassungsgesetz vom 
21. Juni 1879 die Bestimmung des constitutionellen 
Gesetzes vom 25. Februar 1875 über den Sitz der 
Regierung und der beiden Kammern aufgehoben 
worden ohne Ersatz durch eine neue verfassungs- 
rechtliche Bestimmung^®). In diesen »Deconstitutio- 
nalisationen« bekundet sich das auch in andern 
Ländern neuerdings wirksame Bestreben, der ein- 
fachen Gesetzgebung gegenüber der Verfassungs- 
gesetzgebung einen grosseren Spielraum, als ihr 
bisher zukam, zu gewähren ^^*). 

Immerhin darf man bei Würdigung der Lücken, 
welche in den Verfassungsgesetzen von 1875 uns 
entgegentreten, nicht übersehen, dass dieselben im 
Wesentlichen durch ältere Rechtsnormen ihre Aus- 
füllung erhalten. Wenn auch die Geltung der 
Principien von 1789 nicht ausdrücklich anerkannt 



'^) Die neue Regelung dieser Materie fand alsdann statt durch das 
einfache Gesetz v. 22. Juli 1879. 

*•») Als eine bemerkenswerthe Erscheinung mag hervorgehoben 
werden, dass andererseits Sir Henry Sumner Maine (Populär 
government, London 1885, S. 240) in dem Mangel besonderer 
Schutzwehren gegen gesetzliche 'Abänderungen der Grundlagen 
des politischen Systems eine der gegenwärtig schwersten Krank- 
heitsursachen der »britischen Verfassung« erblickt. 
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wurde, so bestand und besteht doch kaum ein 
Zweifel, dass dieselben als grundlegend für den 
gesammten öffentlichen Rechtszustand Frankreichs 
betrachtet werden müssen. Und zwar wird die 
— allerdings sehr vage — Fassung als die mass- 
gebende anzusehen sein, welche diese Principien in 
der berühmten »D^claration des droits de Vhomme 
et du citoyen« vom 26. August 1789 erhalten 
haben *^). Diese Erklärung aber bezieht sich nicht 
nur auf Rechte (Freiheitsrechte und politische 
Rechte) der Einzelnen, sondern enthält auch die 
Grundsätze der Nationalsouveränetät und der Son- 
derung der Gewalten. Dazu kommt, dass überhaupt 
alle nicht ausdrücklich aufgehobenen Bestimmungen 



«) Batbie, S. 3; Hölie, S. 1417; Simonet, S. 1 flf., S. 17 ff.; 
Leb OD, S. 27. — Abweichend allerdings Saint Girons, 
S. 8, welcher ausfuhrt, die Verfassung von 1875 habe es der Zeit, 
beziehungsweise dem Gewohnheitsrecht, überlassen, das Wahre 
und das Dauernde von dem Falschen und dem Vorübergehenden 
in der Erklärung der Rechte von 1789 zu sondern. Die Er- 
örterungen Lefebvre's, S. 21, scheinen nur den im Wesentlichen 
richtigen Satz, dass die in der Erklärung von 1789 enthaltenen 
Rechte und Freiheiten lediglich nach Massgabe der sie näher 
bestimmenden und begränzenden Gesetze zur praktischen An- 
wendung gelangen können, darlegen zu sollen. 
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der früheren Verfassungsurkunden, soweit dieselben 
nicht als ein Bestandtheil der hinweggefallenen 
politischen Organisation erscheinen, ihre Geltung, 
wenn auch nur mit der Kraft einfacher Gesetze, 
behalten haben*®). 

III. 

Die gegenwärtige Verfassung Frankreichs ist 
eine republikanisch-demokratische. Alle Organe 
gehen aus periodischen Wahlen und, unmittelbar 
oder mittelbar, aus dem allgemeinen Stimmrecht 
hervor. Der Grundsatz der Sonderung der Ge- 
walten ist nur mit sehr erheblichen Modifikationen, 
welche ein Zusammenwirken, beziehungsweise 
eine Harmonie, der verschiedenen Gewalten sichern 
sollen, zur Durchführung gelangt. Principiell steht 
die exekutive (Regierungs- und Vollzugs-) Gewalt 
einem Präsidenten zu, die gesetzgebende Gewalt 
zwei Kammern, dem Senat und der Deputirten- 
kammer, gemeinsam; jedoch kann insbesondere der 
Präsident seine Funktionen nur mit Hülfe von 
Ministern, welche das Vertrauen der Kammern 
haben, ausüben, und andererseits ist dem Präsi- 



^*) So insbesondere auch Helic, S. 1427, und Lebon, S. 19— '20. 
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denten ein weitgehender rechtlicher Einfluss auf 
die Kammern und sogar auf die Lebensdauer der 
Deputirtenkammer gegeben. Die Wahl des Prä- 
sidenten und die Verfassungsgesetzgebung sind der 
durch Vereinigung beider Kammern zu bildenden 
Nationalversammlung vorbehalten. Der repräsen- 
tative Gedanke ist streng verwirklicht; nicht ein- 
mal bei Verfassungsänderungen findet eine direkte 
Befragung des Volkes statt. 

Wir handeln im Folgenden näher zuerst von 
dem Präsidenten und seinen Ministern; so- 
dann von den beiden Kammern; endlich von der 
Nationalversammlung. 

1. Die Uebertragung der selbst ständigen Lei- 
tung der s. g. Exekutive auf eine physische Person 
war eine natürliche Consequenz des vorausgegan- 
genen Provisoriums; das Institut der Präsident- 
schaft in der Verfassung von 1875 erscheint sogar 
als eine direkte Fortsetzung der von der National- 
versammlung bereits vorher durch das Gesetz vom 
20. November 1873 für 7 Jahre dem Marschall 
Mac Mahon zugewiesenen Stellung*^). Aber auch 

*®) Die fortdauernde Geltung der betrefiendeu Bestimmung des 
Gesetzes vom 20. November 1873 wurde durch Art. 8, § 4 
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allgemeinere Erwägungen mussten die National- 
versammlung zur Anordnung eines solchen ein- 
heitlichen Regierungshauptes bestimmen. Die Lei- 
tung der gesammten Staatsangelegenheiten durch 
die Volksvertretung selbst, beziehungsweise durch 
Ausschüsse derselben, konnte nach den Erfahrungen 
der Conventsherrschaft für besonnene Männer über- 
haupt kaum in Frage kommen. Einer Uebertragung 
der Regierungsgewalt auf ein kleineres CoUegium 
standen nicht nur die schlimmen Erinnerungen 
aus der Zeit des Direktoriums und die frischen 
Eindrücke der in der Regierung der National- 
vertheidigung hervorgetretenen Zerwürfnisse'®) ent- 
gegen, sondern auch das einleuchtende Bedürfniss 
einer einheitlich zusammengefassten und zu ener- 
gischem Handeln geeigneten Exekutivgewalt in 
einem centralisirten und von Parteien durchwühlten 
Staate. Freilich hatte auch die Einrichtung der 
Präsidentschaft, wie sie im Jahre 1848 gestaltet 



des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar 1875 ausser Zweifel 
gestellt. 
^) Einen tiefen Einblick in dieselben gewähren Jules Favre, 
Gouvernement de la döfense nationale, III, S. 14—36, und Jules 
Simon, Le gouvcrnement de M. Thiers, I, S, 4 ff. 
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worden war, zu schweren Conflicten und schliess- 
lich zu einem völligen Umsturz der republikanischen 
Verfassung geführt. Wenn die Nationalversamm- 
lung sich trotzdem mit ganz überwiegender Ma- 
jorität für die Präsidentschaftsregierung ent- 
schied, so war sie andererseits ernstlichst bestrebt, 
die augenfälligen Mängel, welche diesem Institut 
nach den Bestimmungen der Verfassung von 1848 
anhafteten, zu vermeiden. Durch die neue Re- 
gelung wurden allerdings andere, wenn auch wohl 
geringere, Uebelstände begründet. 

Die Verfassung von 1848 gab dem Präsidenten 
zahlreiche und wichtige Regierungs- und Vollzugs- 
befugnisse. Insbesondere kam ihm zu das Recht 
der Ernennung und Entlassung der Minister sowie 
der Staatsbeamten überhaupt; das Recht, die Aus- 
führung der Gesetze zu überwachen und zu sichern; 
das Begnadigungsrecht (im engern Sinne, mit Aus- 
schluss der Ertheilung einer Amnestie); die Ver- 
fügung über die bewaffnete Macht; die völkerrecht- 
liche Vertretung des Staates. Auch an der Ausübung 
der gesetzgebenden Gewalt hatte er einen nicht 
unerheblichen Antheil, indem ihm, in Concurrenz 
mit den Mitgliedern der Nationalversammlung, das 
Recht des Gesetzvorschlags, ferner ein — aller- 
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setzgebenden Versammlung überwindbares — suspen- 
sives Veto gegen neue Gesetze, endlich die Promul- 
gation der Gesetze zugewiesen war. Den Ministern 
und den vom Präsidenten ernannten Regierungs- 
commissären war Zutritt und Gehör in der National- 
versammlung gesichert. Die Stellung des Präsidenten 
gegenüber der Volksvertretung war insofern eine 
unabhängige und überaus starke, als er unmittelbar 
durch einen Akt des allgemeinen Stimmrechts zu 
seinem hohen Amte berufen wurde. Indem er 
nichtsdestoweniger der Nationalversammlung person- 
lich verantwortlich sein sollte, war ihm nahe gelegt, 
in der Ausübung seiner Funktionen seine persön- 
liche Willensmeinung, insbesondere auch gegenüber 
seinen verfassungsmässigen Rathgebern , geltend 
zu machen. 

Wenn mithin die Verfassung von 1848 den 
Präsidenten mit weitgehender Macht und Autorität 
ausstattete, so legte sie ihm andererseits Beschrän- 
kungen und Verpflichtungen auf, welche ein tief- 
greifendes Misstrauen bekundeten und zum grossen 
Theil die Thätigkeit des Präsidenten lähmen mussten, 
während sie doch zur Hintanhaltung der besorgten 
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Gefahren nicht genügten ^^). Alle Staatsakte des 
selbst verantwortlichen Präsidenten, mit Ausnahme 
der Ernennung und Entlassung von Ministern, be- 
durften der Gegenzeichnung eines gleichfalls der 
National - Versammlung verantwortlichen Ministers. 
Dem Staatsrath wurden wichtige Befugnisse, ins- 
besondere auch Rechte der Betheiligung bei politisch 
bedeutsamen Akten des Präsidenten , unmittelbar 
durch die Verfassung beigelegt; die Mitglieder 
dieses CoUegiums aber sollten von der National- 
versammlung, ohne Mitwirkung des Präsidenten, 
periodisch gewählt werden. Auf dem Gebiete der 
auswärtigen Angelegenheiten wurde die Zustimmung 
der Nationalversammlung nicht nur für Kriegs- 
erklärungen, sondern auch für die Gültigkeit aller 
Staatsverträge ohne Unterschied des Inhalts erfordert. 
Die Uebernahme des persönlichen Oberbefehls über 
die bewaffnete Macht wurde dem Präsidenten aus- 
drücklich untersagt. Während die Verfassung im 
Uebrigen keine politischen Eide statuirte, legte sie 
dem Präsidenten (ebenso dem Vicepräsidenten) Be- 
schwörung der Treue gegen die Republik sowie 



^') Eine scharfe Kritik der betreffenden Bestimmungen hat R. v. 
Mohl, 1. c, S. 554 ff. gegeben. Vgl. auch H^lie, S. 1120. 



Digitized by 



Google 



27 



gewissenhafter Erfüllung seiner verfassungsmässigen 
Pflichten auf. Dennoch wurde der F'all, dass der 
Präsident pflichtwidrig die Promulgation von Ge- 
setzen unterliesse, vorgesehen und für eine solche 
Eventualität der Vorsitzende der Nationalversamm- 
lung zu der Vornahme des Aktes berufen. Ein 
Conflict des Präsidenten mit der Nationalversamm- 
lung konnte um so leichter entstehen, als diese 
permanent und nur aus einer Kammer gebildet 
war; dem Präsidenten aber fehlte die Möglichkeit, 
durch Vertagung oder Auflösung der Versammlung 
eine Verständigung oder einen Sieg seiner Ansicht 
herbeizuführen; vielmehr sollte er durch den Ver- 
such, derart oder anderweitig die Thätigkeit der 
Volksvertretung zu hemmen, von selbst seine Stellung 
verwirken. Am stärksten und verhängnissvollsten 
aber bekundete sich die Furcht vor einer Bedrohung 
der Republik durch den Präsidenten in der Aus- 
schliessung der Wiederwählbarkeit des letz- 
teren bei der nächsten Wahl nach Ablauf seiner 
vierjährigen Amtsdauer; ein ehrgeiziger und der 
Volksstimme sicherer Präsident musste durch diese 
Bestimmung ganz vorzugsweise zu einem Umsturz 
der Verfassung getrieben werden. Hingegen waren 
die Mitglieder der Dynastieen, welche früher über 
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Frankreich geherrscht hatten, durch die Verfassung 
nicht von der Präsidentschaft ausgeschlossen'^). 

Die Verfassungsgesetze der dritten Republik 
gewähren dem Präsidenten in fast wörtlichem An- 
schluss an die Verfassung von 1848 alle Befugnisse, 
welche jene ihm zugewiesen hatte; dagegen haben 
sie die theils schädlichen, theils unlogischen, theils 
kleinlichen Cautelen der Verfassung von 1848 nicht 
wiederholt. Nur gewisse . Kategorien von Staats- 
verträgen bedürfen, nach einer allerdings nicht 
sehr glücklich gefassten Bestimmung des Gesetzes 
vom 16. Juli 1875, der Zustimmung der Kammern 
zu ihrer Gültigkeit^'); im Uebrigen hat der Präsi- 

'*) Der Antrag Thouret, welcher im Hinblick auf die drohende 
Wahl Louis NapoUon's zum Präsidenten eine solche Aus- 
schliessung in die Verfassung aufnehmen wollte, wurde durch den 
Widerstand des Gegencandidaten, General Cavaignac, zu Fall 
gebracht. 

") Art. 8, § 2 des Verfassungsgesetzes vom 16. Juli 1875 lehnt 
sich an den vielerörterten Art. 68 der belgischen Verfassung an, 
aber doch mit mehrfachen Abweichungen. Insbesondere sind die 
Friedensverträge unter die Kategorieen von Verträgen, welche 
der parlamentarischen Zustimmung bedürfen, mit aufgenommen ; 
dagegen ist diese nicht generell für alle Staatsverträge, welche den 
einzelnen Franzosen Verpflichtungen auferlegen, erfordert, sondern 
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dent den Kammern von den abgeschlossenen Ver- 
trägen erst dann Kenntniss zu geben, wenn das 
Interesse und die Sicherheit des Staates es ge- 
statten. Der persönliche Oberbefehl des Heeres 
ist dem Präsidenten nicht versagt. Die Mitglieder 
des Staatsraths, dessen Befugnisse in das specifisch 
politische Gebiet nicht mehr eingreifen, werden 
gegenwärtig sämmtlich vom Präsidenten ernannt^*). 
Die Promulgation der Gesetze kann verfassungs- 
mässig nur durch den Präsidenten erfolgen. Der 



sind nach dem Wortlaut der Bestimmung von den Verträgen solches 
Inhalts nur diejenigen, welche sich auf den Personenstand, oder auf 
die Eigenthums rechte der Franzosen im Auslande beziehen, der Zu- 
stimmung der Kammern zu unterbreiten. Der aus der Ver- 
fassung von 1848 herübergenommene Ausdruck, dass die Verträge 
erst nach ertheilter Zustimmung der Kammern > definitiv« wer- 
den, scheint zu bedeuten, dass der Präsident zwar vorher die 
Ratifikation vornehmen darf, aber die Gült igke it des Vertrages 
sich erst durch das parlamentarische Votum entscheidet. 
"*) Das Gesetz v. 24. Mai 1872 hatte allerdings, nach dem Muster 
der Verfassung von 1 848, die Ernennung der Mitglieder des Staats- 
raths (im ordentlichen Dienst) der Nationalversammlung vorbehalten. 
Die demgemäss von der Nationalversammlung gewählten Staats- 
räthe wurden durch das Verf.-Ges. v. 25. Febr. 1875, Art. 4, 
in ihrem Amte für die ursprüngliche Zeitdauer belassen und 
geschützt. 
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Treu- und Verfassungseid des Präsidenten ist be- 
seitigt. Uebergegangen in die Verfassung von 1875 
ist allerdings die Forderung der ministeriellen 
Gegenzeichnung für die Akte des Präsidenten'''); 
aber dieses Erforderniss erscheint nicht mehr als 
ein unlogisches, weil, abgesehen vom Hochverrath, 
keine persönliche Verantwortlichkeit des Präsi- 
denten besteht ^^). Da zudem der Präsident die 
Befugniss erhalten hat, die Session der — nicht, 
wie die Nationalversammlung nach der Verfassung 
von 1848, permarienten — Kammern zu schliessen, 
die Kammern zu vertagen und sogar, mit Zu- 
stimmung des Senats, die Deputirtenkammer auf- 
zulösen, erscheint sein rechtliches Verhältniss zur 
Volksvertretung demjenigen eines constitutionellen 
Monarchen fast durchaus analog. Indem endlich 
seine Amtsdauer, in Uebereinstimmung mit dem 
durch das Gesetz vom 20. November 1873 ge- 
gebenen Präcedenzfall, auf die yerhältnissmässig 



8*) Verf. -Ges. v. 25. Febr. 1875, Art. 3, § 6. Von dem Erforderniss 
der Contrasignatur ist nicht einmal, wie in der Verfassung von 
1848, die Ernennung und die Entlassung der Minister ausge- 
nommen. 

^^) Auf die Bestimmungen über die Verantwortlichkeit des Präsidenten 
und der Minister komme ich demnächst (S. 33 ff.) genauer zurück. 
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lange Zeit von sieben Jahren bestimmt und eine 
alsbaldige Wiederwahl des bisherigen Präsidenten 
(ausdrücklich) zugelassen ist^'), hat auch die wün- 
schenswerthe Beständigkeit in der obersten Leitung 
der Exekutive eine für eine demokratische Republik 
sehr ausgedehnte Berücksichtigung erhalten. 

Garantieen gegen eine übermächtige Stellung 
des Präsidenten, beziehungsweise gegen eine dem 
Willen der Majorität der Volksvertretung principiell 
widerstreitende Richtung in der Ausübung der 
Regierungsfunktionen, hat die Verfassung durch 
ihre Bestimmungen über die Art der Wahl des 
Präsidenten und über die parlamentarische Minister- 
Verantwortlichkeit herzustellen gesucht. Der Präsi- 
dent geht hervor aus Wahl von Seiten der Volks- 
vertretung und soll seine Befugnisse nur mit Unter- 
stützung von Ministern, denen die Majorität der 
Volksvertretung vertraut, zur Ausübung bringen. 

Der Präsident wird nach der gegenwärtigen 
Verfassung nicht direkt vom Volke gewählt, auch 
nicht durch besondere Wahlmänner, sondern die Wahl 
desselben ist den beiden zur Nationalversammlung 
vereinigten Kammern zugewiesen; einfache absolute 



8^) Verf.-Ges. v. 25. Febr. 1875, Art. 2. 
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Majorität genügt^^). Indem der Präsident nicht un- 
mittelbar durch das allgemeine Stimmrecht berufen 
wird , ist imperialistischen Tendenzen ein Damm 
gesetzt. Seine Wahl durch die Volksvertretung 
ist geeignet, eine Harmonie, beziehungsweise ein 
Vertrauensverhältniss , zwischen der Majorität der 
Volksvertreter und dem Haupt der Regierung zu 
fördern. Andererseits wird die naheliegende Gefahr 
einer übermässigen Abhängigkeit des Präsidenten von 
der Volksvertretung dadurch gemindert, dass nicht 
einer einzelnen Kammer, oder beiden Kammern in 
gesonderter Abstimmung, die Wahl zusteht; das 
CoUegium, welchem der Präsident seine Wahl verdankt, 
tritt, abgesehen von diesem Anlass, nur zur Vornahme 
von Verfassungsänderungen zusammen. Die bei 
dieser Besetzungsart voraussichtlich kurze Dauer einer 
unvorhergesehenen Erledigung der Präsidentenstelle^^) 
hat ein Aufgeben des an sich wenig empfehlens- 
werthen Instituts einer Vicepräsidentschaft ermöglicht. 
Beschränkungen der Wählbarkeit für das Amt des 
Präsidenten sind durch die Verfassungsgesetze von 



»») Verf.-Ges. v. 25. Febr. 1875, Art. 2 und Art. 7. 
*") Während einer solchen ist der Ministerraih mit der Exekutiv- 
gewalt betraut (Art. 7 cit.). 
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1875 nicht aufgestellt*®); dagegen hat das Verfassungs- 
gesetz vom 14. August 1884**) die Mitglieder der 
Familien, welche über Frankreich geherrscht haben, 
für nicht wählbar erklärt. Der praktische Werth 
dieser Bestimmung ist jedoch ein geringer, da dieselbe 
jedenfalls der Aufhebung durch die (mit der con- 
stituirenden Gewalt betraute) Nationalversammlung, 
welche auch das WahlcoUegium bildet, unterliegt**). 
Besondere Beachtung verdienen die Normen der 
Verfassungsgesetze von 1875 über die Verantwort- 
lichkeit der Regierungsorgane gegenüber 
der Volksvertretung. In zwei, allerdings eng mit 
einander zusammenhängenden , Beziehungen haben 
dieselben bisher nur in monarchischen Staaten 
verwirklichte Grundsätze auf die Repräsentativ d e mo- 
kratie übertragen. Der Präsident ist principiell 

*^) Die Verfassung von 1848 verlangte, dass der Präsident durch 
Geburt Franzose sei, auch niemals die französische Staatsangehörig- 
keit verloren habe. 

*») Art. 2, § 8. 

**) Immerhin kann die Nationalversammlung als WahlcoUegium keine 
(nicht lediglich auf die Greschäftsbehandlung sich beziehenden) 
Beschlüsse fassen, und ist für den Zusammentritt derselben zum 
Zwecke der Verfassungsrevision ein vorgängiges übereinstimmendes 
Volum beider Kammern erforderlich (darüber s. unten, 3). 

3 
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unverantwortlich*^); wenn eine Ausnahme für die, 
nicht näher specialisirten , Fälle des Hochverraths 
gemacht ist, so bekundet sich darin wohl nur eine 
Fürsorge gegen Umsturz der republikanischen Ver- 
fassung durch Usurpationsgelüste eines Präsidenten. 
Dagegen die Minister unterliegen nicht nur wegen 
aller in Ausübung ihrer Funktionen begangenen 
Delikte**) einer — ebenso wie die Verantwortlichkeit 
des Präsidenten wegen Hochverraths — von der 
Deputirtenkammer durch Anklage bei dem Senate 
geltend zu machenden strafrechtlichen Verant- 
wortlichkeit**), sondern auch, gegenüber beiden 
Kammern, einer politischen Verantwortlichkeit; 



") Verf. -Ges. v. 25. Febr. 1875, Art. 6, § 2, (>Le President 
de la R6publique n'est responsable que dans le cas de haute 
trahisoD«). — Eine Unverletzlichkeit im Sinne einer Exemtion 
von strafgerichtlicher Verantwortlichkeit auch für gemeine, mit 
der Ausübung des Amtes nicht zusammenhängende Delikte 
dürfte jedoch in der dem Präsidenten zugestandenen Unverant- 
wort]ichkeit nicht zu erblicken sein. 

**) Der Ausdruck »crimes« in der betreffenden Gesetzesbestimmung 
hat nicht den technischen, sondern diesen weiteren Sinn. 

«) Hierauf bezieht sich Art. 12, § 2 des Verf.-Ges. v. 16. Juli 187:) 
(§ 1 desselben Artikels normirt die Geltendmachung der excep- 
tionellen Verantwortlichkeit des Präsidenten). 
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und zwar besteht diese, nach ausdrücklicher Be- 
stimmung des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar 
1875 (Art. 6, § 1) für jeden einzelnen Minister in 
Bezug auf seine persönlichen Akte, für alle Minister 
solidarisch in Bezug auf die allgemeine Politik der 
Regierung. Damit ist das s. g. parlamentarische 
Regiment, wie es nach englischem Vorbild in 
zahlreichen constitutionellen Monarchieen besteht und 
insbesondere auch in Frankreich nach der Restau- 
ration und unter der Julimonarchie zur Anwendung 
kam, auf die gegenwärtige franzosische Republik 
ausgedehnt. Der Präsident soll keinen einzelnen 
Minister und kein Ministerium im Amte behalten, 
wenn die Kammern diesem Minister, beziehungsweise 
diesem Ministerium , ihr Vertrauen verweigern *^). 
Bisher hat auch in den constitutionellen Monarchieen 
der Satz, dass die Minister des Vertrauens der 
Volksvertretung bedürfen, regelmässig*^) nur als 



^*) In dieser Auslegung der fraglichen Bestimmung sind die fran- 
lösischen Schriftsteller einig (Devin, S. 90; H61ie, S. 1424; 
Batbie, S. 46; Lefebvre, S. 83 ff.; Saint Girons, S. 450 
ff.; Simonet, S. 128; Lebon, S. 54—55. VgL auch die bei 
Saint Girons, S. 451, abgedruckte Aeusserung Laboulaye's 
in seinem Bericht über den Entwurf des Gesetzes v. 16. Juli 1875). 

*') Eine Ausnahme machte das französische Gesetz vom 27. April 

3* 
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politische Maxime gegolten; in der jetzigen 
franzosischen Republik dagegen hat derselbe recht- 
liche (verfassungsmässige) Geltung erhalten. Dadurch 
wird ohne Zweifel eine besonders strenge Beob- 
achtung desselben gefordert. Andererseits ist nicht 
zu verkennen, dass der französische Präsident, weil 
aus Wahl hervorgegangen , naturgemäss einen 
stärkeren personlichen Einfluss auf die Regierungs- 
geschäfte üben wird, als das erbliche Oberhaupt 
mancher constitutionellen Monarchie mit parlamen- 
tarischem Ministerium*®). 

Vorbereitet war die Ordnung der politischen 



1791 (H61ie, S. 219 ff.), dessen Artikel 28 dem gesetzgeben- 
den Körper ausdrücklich die Befagniss gab, dem König zu er- 
klären, dass die Minister das Vertrauen der Nation verloren 
hätten; diese Bestimmung ist freilich in die Verfassungsurkunde 
vom 3. September 1791 nicht aufgenommen worden. Aehnliche, 
noch schärfer zugespitzte, Bestimmungen finden sich aber in der 
polnischen Verfassung vom 3. Mai 1791 und in der hannoverschen 
von 1848 (s. dieselben bei Samuely, Das Princip der Minister- 
verantwortlichkeit in der constitutioneUen Monarchie, S. 67, 
Anm. 2). 

Diesen Gesichtspunkt heben auch H^lie, S. 1425, und Le- 
febvre, S. 100 hervor. Vgl. auch Simone t, S. 125 (»L*in- 
tervention du pr^sident de la R^publique dans la direction des 
affaires doit 6tre eifective et incessantec). 
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Verantwortlichkeit gegenüber der Volksvertretung, 
wie wir sie in der Verfassung von 1875 finden, 
durch den Gang der Entwickelung während der 
vorausgegangenen Provisorien: die Gesetze vom 
31. August 1871, 13. März 1873 und 20. November 
1873 bezeichnen die verschiedenen Stadien in der 
Ausprägung der Gedanken eines hinsichtlich seiner 
Amtsdauer von den wechselnden Majoritäten der 
Volksvertretung unabhängigen, nur ausnahmsweise 
verantwortlichen Präsidenten und eines von dem Ver- 
trauen der Volksvertretung abhängigen Ministeriums. 
Die definitive Gestaltung aber musste um so mehr 
in derselben Richtung sich vollziehen, als innerhalb 
der Nationalversammlung das Gros der Monarchisten 
mit dem der Republikaner einig war in dem 
dringenden Wunsche, das System der parlamen- 
tarischen Ministerregierung mit einer gewissen Be- 
ständigkeit in der obersten Leitung der Regierungs- 
thätigkeit zu combiniren. 

Das Verhältniss zwischen den Organen der 
Exekutive und der Legislative ist in der gegen- 
wärtigen französischen Republik ein wesentlich 
anderes als in der nordamerikanischen Bundes- 
republik. In der letzteren hat der Grundsatz der 
Theilung der Gewalten eine nur wenig modificirte 
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Durchführung erhalten*®); in Frankreich dagegen 
ist derselbe, wie schon oben bemerkt wurde, durch 
die Verfassungsgesetze von 1875 nur mit tiefgreifenden 
Modifikationen verwirklicht^®). In den Vereinigten 
Staaten wird der Präsident regelmässig durch be- 
sondere Wahlmänner, nur eventuell vom Repräsen- 
tantenhause, gewählt; in Frankreich geht er aus 
Wahl von Seiten der Volksvertretung hervor. In 
den Vereinigten Staaten hat er einen Antheil an 
der Ausübung der gesetzgebenden Gewalt vermöge 
eines suspensiven Veto's (zu dessen Unwirksam- 
machung allerdings Zweidrittelmehrheit in beiden 
Häusern des Congresses erforderlich ist), sowie durch 
die, jedoch nicht unbedingt nothwendige, Ausfer- 
tigung der Gesetze; in Frankreich steht ihm. neben 
analogen Rechten, die Befugniss zu, ausgearbeitete 
Gesetzesentwürfe den Kammern vorlegen zu lassen. 
Der französische Präsident kann durch Vertagung 
und Schliessung der Kammern, durch Auflösung 



*^) Treffende Erörterungen hierüber finden sich in der angeführten 

Schrift Boutmy*s, S. 133 ff. 
^®) Dafür ist schon der Titel des Verfassungsgesetzes v. 16. Juli 

1875 (Loi constitutionnelle sur les rapports des pouvoirs publics) 

ein deutlicher Beweis. 
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der Deputirtenkammer auf die Bethätigung, be- 
ziehungsweise sogar auf die Zusammensetzung, des 
Parlaments einwirken; dem nordamerikanischen 
Präsidenten fehlen solche Befugnisse. Der nord- 
amerikanische Präsident bedarf allerdings bei Er- 
nennung der Unionsbeamten der Zustimmung des 
Senats, und er kann, ebenso wie die Minister 
und die übrigen Civilbeamten der Union, wegen 
Vergehungen im Amte (resp. in Bezug auf das 
Amt) von dem Repräsentantenhause angeklagt , vom 
Senate verurtheilt werden; dagegen ist für seine 
Akte keine ministerielle Gegenzeichnung erforderlich, 
und seine Minister stehen ausserhalb der Verhand- 
lungen des Congresses, sowie sie andererseits in 
der zu befolgenden Richtung der Politik nur von 
dem Präsidenten, nicht von den Voten der beiden 
Häuser abhängen^*). In Frankreich unterliegt der 
Präsident nur in ganz exceptionellen Fällen einer 



^^) lieber die Ausschliessung des parlamentarischen Regiments durch 
die »grundliegenden Ideen« der Unionsverfassung vgl. besonders 
Bagehot, Englische Verfassungszustände (deutsche Uebertragung, 
Berlin 1868), S. 19 ff.; Boutmy 1. c, S. 137 ff.; v. Holst in 
Marquardsen's Handb. d. öffentl. Rechts, S. 51—52 und 
S. 108, sowie in der historischen Zeitschrift, Bd. 59, (Jahrg. 
1888) S. 69 ff. 
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parlamentarischen Anklage und Verurtheilung und 
kann er rechtlich seine Minister wie die übrigen 
Beamten ohne parlamentarische Zustimmung er- 
nennen; dagegen kann er seine Befugnisse nur mit 
ministerieller Gegenzeichnung ausüben , und seine 
Minister sind in engen Connex mit der Volksver- 
tretung gesetzt, insbesondere sollen sie in Folge 
eines parlamentarischen Misstrauensvotums von ihrem 
Amte zurücktreten. — Das nordamerikanische System 
sichert in höherem Masse die Selbstständigkeit der 
Regierung, bringt aber die Gefahr häufiger und 
langwieriger, wenn auch gerade in Folge der 
Spärlichkeit der Berührungspunkte nicht sehr tief- 
greifender**), Conflicte zwischen der Regierung und 
dem gesetzgebenden Körper mit sich. Das franzö- 
sische System ist besser geeignet, Conflicte zwischen 
diesen Organen zu verhüten oder wenigstens rasch 
zu beendigen; dagegen beeinträchtigt es leicht die 
Festigkeit und Energie der Regierung. Die Ab- 
hängigkeit des Ministeriums von den parlamen- 
tarischen Majoritäten muss jedenfalls so lange für 

^H Die Gefährlichkeit solcher Conflicte wird auch noch wesentlich 
verringert durch die beschränkte Zuständigkeit der (regelmassigen) 
Unionsorgane. 
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höchst bedenkhch gelten, als den gegenwärtigen 
Verfassungseinrichtungen principiell widerstrebende 
Parteien geneigt und im Stande sind, jede Gelegen- 
heit zum Sturze des derzeitigen Ministeriums zu 
benutzen, um so immer neue Schwankungen und 
Erschütterungen der Regierungspolitik herbeizu- 
fuhren. 

2. Die Verfassung von 1848 übertrug, im Ein- 
klang mit dem von der ersten Constituante in der 
Verfassung von 1791 gegebenen Vorbild, die ge- 
setzgebende Gewalt einer einzigen Versammlung. 
T>aLgegen hat das Verfassungsgesetz vom 25. Fe- 
bruar 1875 an seine Spitze den Satz gestellt, dass 
die gesetzgebende Gewalt durch zwei Versamm- 
lungen, die Deputirtenkammer und den Senat, aus- 
geübt wird. Diese Coordinirung zweier Kammern, 
schon durch das Gesetz vom 13. März 1873 ent- 
schieden, hat im Schoosse der constituirenden 
Nationalversammlung fortschreitend Boden gewonnen, 
und ist seitdem, trotz radikaler Gegenströmungen**), 



^) So erklärt Devin, obgleich er im Allgemeinen den intransigenten 
Anschauungen scharf entgegentritt, von den republikanischen Ge- 
sichtspunkten aus könne eine zweite (erste nach unserm Sprach- 
gebrauch) Kammer nicht als zulässig gelten. s»C'est une atteinte 
ä la volonte nationale« (S, 81 — 82). 
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mehr und mehr auch innerhalb der republikanischen 
Partei als für das Bestehen und Gedeihen der 
Republik unentbehrlich anerkannt worden**). 

a) Die Zusammensetzung der Deputirten- 
kammer hat einen rein demokratischen Charakter. 
Verfassungsrechtlich ist nur bestimmt, dass die 
Mitglieder derselben durch das allgemeine Stimm- 
recht ernannt werden sollen*^). Die näheren Fest- 
setzungen sind durch das Wahlgesetz vom 30. No- 
vember 1875 getroffen; modificirt ist dasselbe später 
insbesondere durch das Gesetz vom 16. Juni 1885. 
Das aktive Wahlrecht ist ein höchst ausgedehntes: 
Wähler ist jeder Franzose, welcher das 21. Lebens- 
jahr vollendet hat und sich im Besitz der bürger- 

**) So bezeichnete Gambetta, in den Motiven zu seinem Re- 
vision sprojekt von 1882, das Zweikammersystem als ausserhalb 
der Diskussion stehend, »comme 6tant, non seulement, le prin, 
cipe constitutif de tout gouverneraent parlementaire, mais encore- 
malgrä les errements ant^rieurs, le principe constitutif de tout 
gouvernement viritablement democratique,« und in der Verhand- 
lung der Deputirtenkammer über den Revisionsentwurf fügte er 
hinzu, die Erfahrung jedes Tages beweise die Nützlichkeit eines 
Oberhauses und die hohe Bedeutung desselben in einer Demo- 
kratie (Saint Girons, S. 230-281), 

*'') Vcrf.-Ges. v. 25. Februar 1875, Art. 1 § 2. 
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liehen und politischen Rechte befindet. Für die 
Ausübung des aktiven Wahlrechts ist Eintragung 
in die Wahlliste einer Gemeinde und hiefür wieder- 
um mindestens sechsmonatlicher Aufenthalt in dieser 
Gemeinde erforderlich. Das Wahlrecht ruht für die 
aktiven Militärpersonen. Die Abstimmung ist eine 
geheime. Wählbar ist im Allgemeinen jeder Wahl- 
berechtigte, welcher das 25 te Lebensjahr vollendet 
hat; jedoch sind absolut ausgeschlossen von der 
Wählbarkeit die Mitglieder der Familien, welche 
früher über Frankreich geherrscht haben, und die 
Militärpersonen im aktiven Dienst, relativ (inner- 
halb ihres Amtssprengeis, resp. des Departements, 
zu welchem dieser Amtssprengel gehört) gewisse 
Kategorieen von Beamten, deren amtliche Stellung 
vorzugsweise geeignet sein könnte, die Wahlen zu 
beeinflussen. Als principiell unvereinbar gilt die 
Mitgliedschaft der Deputirtenkammer und die Be- 
kleidung eines aus Staatsmitteln besoldeten öffent- 
lichen Amtes; ausgenommen von dieser Incom- 
patibilität sind insbesondere die Minister und Unter- 
staatssekretäre, welche auch, wenn sie bisher der 
Deputirtenkammer angehört haben, in derselben 
ohne Neuwahl verbleiben. Im ersten Wahlgang gilt 
ein Candidat nur dann als gewählt, wenn er die 
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absolute Majorität der abgegebenen Stimmen, welche 
zugleich wenigstens ein Viertel der Stimmen aller 
eingetragenen Wähler beträgt, erhalten hat; im 
zweiten Wahlgang, in welchem auch für neue Can- 
didaten gestimmt werden darf, genügt die relative 
Majorität*^). Jeder einzelne Abgeordnete sollte nach 
dem Gesetz vom 30. November 1875 in einem be- 
sonderen, regelmässig mit einem Arrondissement 
zusammenfallenden, Wahlkreise gewählt werden ; 
durch dieses System gedachte die Majorität der 
Nationalversammlung den lokalen Interessen und 
conservativen Anschauungen eine grössere Ver- 
tretung zu sichern. Durch das Gesetz vom 16. Juni 
1885 ist das s. g. Listenskrutinium, welches 
insbesondere für die Wahlen zu den constituirenden 
Versammlungen von 1848 und 1871 gegolten 
hatte •^^*), wieder eingeführt worden, d. h. jeder 



*•) Diese aus dem Wahlgesetz vom 15. März 1849 herübergenom- 
roenen Bestimmungen über den zweiten Wahlgang, durch welche 
Stichwahlen vermieden werden , sind besonders angemessen in 
einem Lande, wo mehr als zwei grosse Parteien mit tiefgreifen- 
den Gegensätzen der Anschauungen bestehen. 

*•») Eingehendere Nachweisungen über die Geschichte des Listen- 
kruliniuras in Frankreich seit 1789 hat F. Stoerk im Archiv f. 
öffentliches Recht, I (1886), S. 200—20*2, gegeben. 



Digitized by 



Google 



45 



Wähler stimmt für soviele Abgeordnete, als (mit 
Zugrundelegung des Satzes, dass auf je 70000 Seelen, 
resp. auf jeden Ueberschuss über diese Ziffer, ein 
Abgeordneter zu wählen ist) auf das ganze De- 
partement kommen; dadurch ist den centralen Partei- 
leitungen ein erhöhter Einfluss auf die Wahlen ge- 
geben ^^). Die Gesammtzahl der Abgeordneten be- 
trägt jetzt 584; davon kommen 6 auf Algerien, 
7 auf die (bedeutenderen) Kolonieen. Die Ab- 
geordneten werden auf vier Jahre mit , Integral- 
erneuerung gewählt. Im Fall einer Auflösung müssen 
die Neuwahlen innerhalb zweier Monate stattfinden, 
der Zusammentritt der neuen Kammern in den 
nächsten 10 Tagen nach Beendigung der Wahlen ^•''). 



*'j Als bedenklich erscheint dieses System wenigstens für die De- 
partements mit verhältnissmässig grosser Seelenzahl. 

*») Verf. -Ges. vom 14. August 1884, Art. 1. Dadurch wurde 
modificirt und ergänzt die Bestimmung des Verf. - Gesetzes vom 
25. Febr. 1875, Art. 5, § 2, welche nur vorschrieb, dass im 
Fall einer Auflösung der Depatirtenkammer die Einberufung der 
Wähler zum Zweck der Neuwahlen innerhalb einer Frist von 
drei Monaten stattfinden müsse (durch missbräuchliche Auslegung 
wurde bei der 1877 stattgehabten Auflösung diese Frist lediglich 
auf den Erlass des die Neuwahlen anordnenden Dekrets, statt auf 
die Vornahme der Wahlen selbst, bezogen). 
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Die Abgeordneten sollen ihrer freien Ueberzeugung 
gemäss stimmen; das s. g. imperative Mandat ist 
ausdrücklich für ungültig und wirkungslos erklärt''^), 
b) Die grosse Schwierigkeit der angemessenen 
Bildung einer ersten Kammer, zumal in einem 
demokratischen Einheitsstaate, hat sich auch in den 
Berathungen der constituirenden Nationalversammlung 
stark geltend gemacht. Gegenüber dem Vorschlag 
der Dreissigercommission , welcher das Recht der 
Theilnahme an den Senatswahlen auf einen engen 
Kreis beschränken und sogar dem Präsidenten der 
Republik die Ernennung eines Theils der Senatoren 
übertragen wollte, gelangte vorübergehend das Princip, 
dass der Senat von denselben Wählern wie die 
Deputirtenkammer gewählt werden solle , in der 
Nationalversammlung zur Annahme®"). Schliesslich 
kam ein Compromiss zu Stande, welches den conserva- 
tiven Gesichtspunkten eine sehr erhebliche Berück- 



*•) Ges. V. 30. November 1875, Art. 13. 

^®) Schon das Project Dufaure (s. oben Anm. M) schlug vor, den 
Senat von denselben Wählern wie die Deputirtenkammer wählen 
SU lassen, jedoch mit Beschränkung der Wählbarkeit auf be- 
stimmte Kategorieen von Personen. Auf diese Art der Bil- 
dung des Senats kommt gegenwärtig der Revisionsplan Flo- 
quet's zurück. 
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sichtigung gewährte. Alle wesentlichen Normen über 
die Zusammensetzung des Senats wurden in das 
Verfassungsgesetz vom 24. Februar 1875 aufge- 
nommen; das organische Gesetz vom 2. August 1875 
über die Wahl der Senatoren enthält nur Bestimmungen 
von untergeordneter Bedeutung. Das Streben, in 
der Art der Bildung des Senats die demokratischen 
Anschauungen zu durchgreifenderer Geltung zu brin- 
gen, hat später, nach Aufhebung des constitutionellen 
Charakters der die Zusammensetzung des Senats 
regelnden Bestimmungen des Verfassungsgesetzes 
vom 24. Februar 1875, zu deren, inhaltlich jedoch 
nicht sehr tiefgreifender, Modifikation durch Gesetz 
vom 9. Dezember 1884 geführt^ ^). Möglich wäre 
immerhin jetzt eine völlige Umgestaltung der Zu- 
sammensetzung des Senats auf dem Wege einfacher 
Gesetzgebung ^ *). 

Gemäss dem Verfassungsgesetz vom 24. Februar 
1875 bestand der Senat aus zwei wesentlich ver- 



**) Darch dieses Gesetz sind auch einige Bestimmungen des Wahl- 
gesetzes vom 2. August 1875 aufgehoben, resp. abgeändert. 

^*) In Bezug auf die Bildung der Deputirtenkammer hat wenigstens 
der Grundsatz der Wahl durch das allgemeine Stimmrecht ver- 
fassungsgesetzliche Geltung (Anm. 55). 
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schiedenen Kategorieen von Mitgliedern. 75 Sena- 
toren wurden auf Lebenszeit zunächst von der 
constituirenden Nationalversammlung gewählt, die 
späteren Vakanzen durch Selbstergänzung des Senats 
ausgefüllt. 225 Senatoren waren von besonderen 
Wahlcollegien in den Departements und Kolonieen 
auf neun Jahre zu wählen. Diese Wahlcollegien 
wurden gebildet aus den innerhalb der betreffenden 
politischen Bezirke durch das allgemeine Stimmrecht 
zu öffentlichen Funktionen berufenen Personen, resp. 
durch Wahl von Seiten solcher Personen : sie setzten 
sich zusammen aus den Deputirten des Departements, 
beziehungsweise der Kolonie; den Mitgliedern des 
Generalraths ; den Mitgliedern der Arrondissements- 
räthe; je einem Delegirten jedes Gemeinderaths. 
Wie die einzelnen Gemeinden gleichmässig durch 
einen Delegirten vertreten wurden, so berück- 
sichtigte das Gesetz auch bei Vertheilung der 
Senatorensitze auf die Departements nur in sehr ge- 
ringem Masse die verschiedene Bevölkerungszahl: 
während jedes Departement mindestens zwei Sena- 
toren zu wählen hatte, waren auch von den beiden 
volkreichsten Departements, dem Departement den 
Seine und dem Norddepartement, nur je fünf Sitze 
im Senat zu besetzen. 
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Die durch das Gesetz vom 9. Dezember 1884 
bewirkten Reformen in der Zusammensetzung- des 
Senats beziehen sich hauptsächlich auf zwei Punkte. 
Vor allem sollen die Mitglieder des Senats, deren 
Gesammtzahl nach wie vor auf 300 bestimmt ist, in 
Zukunft sämmtlich aus Wahlen der Departements 
und der Kolonieen hervorgehen; das Cooptations- 
recht des Senats ist beseitigt, und damit kommt all- 
mählich^*) die Kategorie der lebenslänglichen Sena- 
toren in Wegfall. Sodann ist die Bevölkerungs- 
zahl zu grösserer Geltung bei den Senatswahlen 
gelangt, und zwar wiederum in zwiefacher Richtung: 
einerseits ist die Zahl der Delegirten der einzelnen 
Gemeinden in den WahlcoUegien abgestuft worden 
mit Rücksicht auf die Zahl der Gemeinderathsmit- 
glieder, welche mit der Verschiedenheit der Be- 
völkerungsziffer der Gemeinden in einem progres- 
siven Verhältniss steht^*); andererseits hat bei der 
Vertheilung der durch Wegfall der lebenslänglichen 



••) Dem Geseti ist in Bezug auf die damaligen Mitglieder des Senats 
keine rückwirkende Kraft beigelegt worden; vielmehr sichert den- 
selben Art. ], § 2 die Fortdauer ihres »Mandats« für die ur- 
sprünglich bestimmte Zeit ausdrücklich zu. 

•*) Vgl. die von Lebon, S. 62, Anm, 3, gegebene tabellarische Zu- 
sammenstellung. 

4 
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Senatoren freiwerdenden Sitze auf die Departements 
die Verschiedenheit der Einwohnerzahl der letzteren 
in umfassenderem Masse Berücksichtigung gefun- 
dene^). In den WahlcoUegien überwiegen numerisch 
in Folge dieser Neuordnung noch weit mehr als 
früher e^) die Delegirten der Gemeinden; während 
aber nach dem Verfassungsgesetze vom 24. Februar 
1875 die ländlichen Gemeinden die weit grosste 
Zahl der Delegirten stellten, ist jetzt insbesondere 
das Stimmgewicht der Städte mittlerer Grösse sehr 
verstärkt. 

Voraussetzung der Wählbarkeit in den Senat 
ist, neben dem Besitz der bürgerlichen und politi- 
schen Rechte, das vollendete vierzigste Lebensjahr. 
Absolut ausgeschlossen auch aus dem Senat sind 
durch das Gesetz vom 9. Dezember 1884 die Mit- 
glieder der früheren Herrscherfamilien. Dasselbe 
Gesetz hat auch die aktiven Militärpersonen fast 
sämmtlich von der Wählbarkeit ausgeschlossen und 



^^) Nach dem Gesetze v. 9. Dezember 1884 haben 10 Departements 
je 2 Senatoren zu wählen, 52 je 3, 12 je 4, 10 je 5, das Nord- 
departement 8, das Departement der Seine 10. 

^") Schon auf Grund der früheren Zusammensetzung wurde der Senat 
von Gambetta mit dem vieicitirten Ausdruck »Grand consei) des 
communesc bezeichnet. 
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die für die Mitglieder der Deputirtenkammer beste- 
henden Inkompatibilitäten auf die Senatoren ausge- 
dehnt. Die relative Ausschliessung gewisser Be- 
amtenkategorieen zur Verhütung von Wahlbeein- 
flussungen gilt auch für den Senat. 

Die Senatoren werden jetzt sämmtlich für neun 
Jahre gewählt. Alle drei Jahre scheidet ein Drittel 
derselben aus. Eine Auflosung des Senats ist nicht 
statthaft. 

Die indirekte Wahl der Senatoren; die Art der 
Zusammensetzung der Wahlcollegien , insbesondere 
der Zusammenhang derselben mit den Selbstver- 
waltungsorganen ; die noch immer erheblichen Ab- 
weichungen von dem Massstab der Kopfzahl -bei 
Zutheilung sowohl der Wahlmännerstimmen als der 
Senatorensitze; das höhere Lebensalter der Sena- 
toren; die lange Dauer der Wahlperiode und die 
Partialemeuerung — alle diese Momente erscheinen, 
zumal in ihrer Verbindung, als geeignet, eine dem 
natürlichen Beruf einer ersten Kammer angemessene 
Zusammensetzung des Senats herbeizuführen. Der 
organische Aufbau der Wahlcollegien giebt dem 
Senat sogar eine gewisse Aehnlichkeit mit einer 
föderativen Versammlung. Nicht unbedenklich für 
die Vertretung staatsmännischer und militärischer 
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Erfahrung ist aber die neuerding-s zur Geltung- 
g'elangte grundsätzliche Fernhaltung der aktiven 
Staatsbeamten und Militärpersonen auch aus dem 
Senate. 

c) Dem Range nach geht der Senat der 
Deputirtenkammer vor; dies bekundet sich insbe- 
sondere durch die auch praktisch nicht unwichtige 
Bestimmung, dass in vereinigter Sitzung beider 
Kammern (in der »Nationalversammlung«) das Bureau 
des Senates zu fungiren hat^^j. Die Befugnisse 
der beiden Kammern sind grundsätzlich gleich; 
Ausnahmen von dies Princip bestehen vornehmlich 
zu Gunsten des Senats. Das politische Ueber- 
gewicht jedoch ist der Deputirtenkammer gesichert. 

Die principielle Gleichberechtigung 
beider Kammern zeigt sich vor allem auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung®^). Der Senat und die 



•^) Verf.-Ges. v. 16. Juli 1875, Art. 11, § 2. 

««) Die Verfassung von 1875 (Verf.-Ges. v. 25. Febr. 1875, Art. 1. 
§ 1) hat den beiden Kammern schlechthin und ohne Specialisining 
die gesetzgebende Gewalt zugewiesen. Darunter ist jedenfalls die 
Festsetzung der vom Staate ausgehenden Rechtsnormen begriffen; 
ferner aber auch die periodische (jährliche) Feststellung des Bud- 
gets, resp. der Supplementär- und ausserordentlichen Credite, die 
Ermächtigung zur Contrahirung von Staatsanleihen, die defini- 
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Deputirtenkammer haben gleichmässig das Recht 
der Initiative, und zu jedem neuen Gresetze ist die 
Uebereinstimmung beider Kammern erforderlich**). 
Wenn der Präsident der Republik von seinem Recht 
des Gesetzesvorschlags Gebrauch macht, hängt es 
in der Regel von seinem Ermessen ab, bei welcher 
Kammer der Entwurf eingebracht werden soll; jedoch 
müssen Finanzgesetzentwürfe zuerst der Depu- 
tirtenkammer vorgelegt und von derselben beschlossen 
werden, ehe sie (in der durch die Beschlüsse der 
Deputirtenkammer ihnen gegebenen Gestalt) an den 
Senat gehen '^). Dieses Vorrecht der Deputirten- 



tive Feststellung der Staalsrechnungen. Staatliche Rechtsnormen 
(Gesetze im materiellen Sinn) können auf dem Wege der Ver- 
ordnung nur vermöge specieller gesetzlicher Delegation erlassen 
werden, oder sofern sie nach der in Frankreich herrschenden und 
wohl bereits gewohnheitsrechtlich sanctionirten Rechtsansicht 
als zur Ausfahrung gesetzlicher Bestimmungen dienende De- 
tailrechtssätze in die Sphäre der Vollzugsgewalt fallen. 

••) Verf.-Ges. v. 24. Februar 1875, Art. 8, § 1. 

^•) Verf.-Ges. v. 24. Februar 1875, Art. 8, § 2. — Irrig ist die An- 
nahme H61ie*s (S. 1422), unter den >lois des finances« seien nur 
das Budgetgesetz, die sonstigen Ausgabengesetze und das Rech- 
nungsgesetz zu verstehen ; es gehören dazu vielmehr auch alle 
Abgaben- und Anleihegesetze. 
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kammer, welches nach englischem Vorbilde nicht 
nur in die Verfassungen zahlreicher constitutioneller 
Monarchieen, sondern auch in die Verfassung der 
nordamerikanischen Union '^) aufgenommen ist, findet 
eine sachliche Begründung für die gegenwärtige 
franzosische Verfassung darin, dass die Deputirten- 
kammer direkt, der Senat nur indirekt aus dem 
allgemeinen Stimmrecht hervorgeht'*). Dem Senate 
ist jedoch die Amendirung der ihm von der Depu- 
tirtenkammer übersandten Finanzgesetzentwürfe, auch 
des Etatgesetzentwurfes, nicht untersagt. Obgleich 
bedenkliche praktische Consequenzen dieser auch in 
der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika 
anerkannten Abänderungsbefugniss des Senats kaum 
hervorgetreten sind, ist dieselbe doch Gegenstand 
lebhafter Angriffe von Seiten der vorgeschrittenen 
Republikaner' •). 



^*) Art. 1, sect. 7, § 1. Der Wortlaut der Bestimmung spricht nur 
von den Einnahmegesetzen; doch ist dieselbe immer auch auf die 
Ausgabengeselze bezogen worden. 

^*) Anderer Ansicht H^lie, S. 1422, welcher das Vorrecht der De- 
putirtenkammer für eine »tradition föodalec erklärt, und Saint 
Girons, S. 208 (»Avec l'organisation actuelle du S6nat, ce 
droit de priorilö accordö ä la Chambre est un non-sens«). 

^®) Insbesondere wird die Befugniss des Senats, von der Deputirtcn- 
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Verschieden sind die Befugnisse der beiden 
Kammern, ähnlich wie bei dem Impeachment in 
England und Nordamerika, in Bezug auf die Geltend- 
machung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Präsidenten und der Minister. Die Deputirten- 
kammer ist allein berufen, die Anklage in den 
oben (S. 34) bezeichneten Fällen zu erheben; die 
Aburteilung steht dem Senate zu^*). Der Senat 
hat aber auch alle anderen Personen abzuurtheilen, 
welche wegen eines Attentats auf die Sicherheit des 
Staats durch ein von dem Präsidenten der Republik 
im Ministerrath gegebenes Dekret vor ihn gewiesen 
werden*^^). Vermöge seiner Stellung als Staats- 
gerichtshof erscheint der Senat als der oberste 



kammer gestrichene Ausgabeposten wiederherzustellen (resp. 
herabgesetzte wieder zu erhöhen) , bestritten, resp. die verfas- 
sungsgesetzliche Aufhebung derselben gefordert. 

^*) Verf.-Ges, v. 16. Juli 1875, Art. 12, §§ 1 und 2; Verf.-Gcs. v. 
24. Februar 1875, Art. 9. 

»») Verf.-Ges. v. 24. Februar 1875, Art. 9; Verf.-Ges. v. 16. Juli 
1875, Art. 12, §§ 3 und 4. Eine entsprechende Gerichtsbarkeit 
war der Pairskammer durch die Charte von 1814, § 33, sowie 
durch die Charte von 1830, § 28, zugewiesen, und zwar nicht nur 
wie gegenwärtig, in Concurrenz mit den gewöhnlichen Gerichten 
sondern ausschliesslich (Batbie, S. 47 — 48). 
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Wächter der bestehenden Staatsordnung. Dieser 
Beruf des Senats liegt auch der Bestimmung zu 
Grunde, dass, falls bei eintretender Erledigung der 
Präsidentschaft der Republik die Deputirtenkammer 
aufgelöst wäre, der Senat vorläufig allein sich ver- 
sammeln soU,'^} offenbar zur Ueberwachung des 
während der Vacanz der Präsidentenstelle mit der 
Regierungsgewalt betrauten Ministerraths''). Dem 
Senate ist aber auch noch eine sehr eigenthümliche 
Befügniss, seinerseits auf das Leben der Deputirten- 
kammer einzuwirken, gegeben. Während der Senat 
selbst einer Auflösung nicht unterliegt, bedarf der 
Präsident der Republik der Zustimmung desselben 
für die Auflösung der Deputirtenkammer^*). 
Wenn schon das Auflösungsrecht des Präsidenten 
als eine in den Organismus einer demokratischen 
Republik schwer sich einpassende Institution er- 
scheint, ist jedenfalls die Mitwirkung der einen 
Kammer bei Auflösung der anderen eine höchst 
anomale Gestaltung ^^). Praktisch wird das Erforder- 



'•) Vcrf.-Ges. v. 16. Juli 1875, Art. 3 § 4. 
") Simonet, S. 113. 

^•) Verf.-Ges. v. 25. Februar 1875, Art. 5 § 1. 

^^) Ich brauche wohl kaum besonders darauf hinzuweisen, dass die 
Befügniss des deutschen Bundesraths, unter Zustimmung des 
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niss der Zustimmung des Senates dahin führen, dass 
nur bei einem sonst unlösbaren C'onflict der beiden 
Kammern oder wenn in einem Conflict zwischen der 
Deputirtenkammer und dem Präsidenten der Republik 
der Senat wenigstens nicht entschieden auf Seiten 
der ersteren steht, ®^) eine Auflösung der Deputirten- 
kammer erfolgen wird. Indem aber nur die Depu- 
tirtenkammer, nicht der Senat, aufgelöst werden 
kann, ist damit anerkannt, dass im Fall eines Wider- 
streits der beiden Kammern der unmittelbar aus dem 
allgemeinen Stimmrecht hervorgehenden schliesslich 
das massgebende Votum zukommen soll.®^) 

3. Wenn im Allgemeinen die beiden Kammern, 
wiewohl der Regel nach gleichzeitig versammelt®*), 



Kaisers den Reichstag aufzulösen (Deutsche Reichsverf., Art. 24), 
nur sehr äusserlich in Parallele mit dem in Frage stehenden 
Recht des französischen Senats gebracht werden könnte. 

"°} Die letztere Situation war bei der einzigen bisher erfolgten Auf- 
lösung (1877) gegeben. 

•*) Insofern muss als zutreffend angesehen werden Lefebvre's Aus- 
führung (S. 188—189), dass die Auflösbarkeit der Deputirten- 
kammer nicht, wie die Radikalen behaupteten, eine Inferiorität, 
sondern vielmehr ein Uebergewicht derselben bezeichne, resp. 
begründe. 

*'•) Verf.-Ges. v. 16. Juli 1875, Art. 1 und Art. 4. Nur zwei Ausnahmen 
von der Regel bestehen: der Senat kann ohne die Deputirtenkammer 
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doch gesondert berathen und beschliessen, so ver- 
einigen sie sich ausnahmsweise, für Ausübung von 
Funktionen eingreifendster Bedeutung, zu einer 
Versammlung, der Nationalversammlung. 
Während nach dem Gesetz vom 22. Juli 1879 die 
Regierung und die beiden Kammern ihren Sitz 
in Paris haben,®*) ist durch das nämliche Gesetz 
Versailles zum Sitz der Nationalversammlung be- 
stimmt in der Absicht, dieselbe den revolutionären 
Einwirkungen, welche von Seiten der Pariser Be- 
völkerung grade in den wichtigsten Momenten des 
Staatslebens leicht geübt werden könnten, zu ent- 
ziehen. 

Der Nationalversammlung ist vorbehalten einer- 
seits die Wahl des Präsidenten, von welcher schon 
oben (S. 31 — 32) näher gehandelt worden, und anderer- 

tagen als Staatsgerichtshof, oder wenn zur Zeit unvorhergesehe- 
ner Erledigung der Präsidentschaft die Deputirtenkammer aufgelöst 
ist (oben S. 56). Für die Ausübung seiner Gerichtsbarkeit hat der 
Senat auch selbst den Ort seiner Sitzungen zu bezeichnen (Ges. 
V. 22. Juli 1879, Art. 3 § 3). 
••) Vor Erlass dieses Gesetzes war Art. 9 des Verf. - Ges. v. 25. 
Februar 1 875, welcher Versailles als Sitz der Exekutivgewalt und 
der beiden Kammern bezeichnete, durch das Verf. -Ges. v. 21. 
Juni 1879 aufgehoben worden (vgl, oben S. 10) 
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seits die Revision der Verfassungsgesetze.'*) 
Zu dem letzteren Zwecke tritt sie aber nur zu- 
sammen, wenn beide Kammern, sei es aus eigener 
Initiative, sei es auf Verlangen des Präsidenten 
der Republik, durch übereinstimmende Majoritäts- 
beschlüsse erklärt haben, dass Grund für eine 
Revision der Verfassungsgesetze vorliege®*). Die 
Revision kann eine totale oder eine partielle sein; 
in beiden Fällen bedürfen die Revisionsbeschlüsse 
der Nationalversammlung zu ihrer Rechtsgültigkeit 
insofern einer besonders qualificirten Majorität, als 
die absolute Mehrheit der (gesetzlichen Anzahl der)®*) 
Mitglieder für die Abänderung gestimmt haben muss. 



^) Die auf die VerfassuDgsrevision bezüglichen, für manche Zweifel 
und Streitfragen Raum lassenden, Bestimmungen sind in Art. 8 
des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar 1875 enthalten. 
•*) »Qu' il y a Heu de r^viser le» lois constitutionnelles.« 
*•) Nach dem Wortlaut des Art. 8 cit. ist erforderlich die Zustim- 
mung der absoluten Mehrheit »des membres composant I'Assem- 
bl6e nationale«. Dass hierunter nicht die zur Zeit thatsachlich 
vorhandene, sondern die gesetzlich {durch die gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Zahl der Mitglieder des Senats und der 
Deputirtenkammer) fixirte Zahl von Mitgliedern zu verstehen sei, 
ist, und zwar wohl mit Recht, 1884 von der Nationalversamm- 
lung angenommen worden (Saint-Girons, S. 638). 
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Diese Bestimmungen enthalten eine in der 
modernen Verfassungsgeschichte neue Verbindung 
der beiden Systeme, welche in den constitutionellen 
Staaten, wo überhaupt von den gewöhnlichen Ge- 
setzen rechtlich unterschiedene Verfassungsnormen 
bestehen®'), für Aenderungen der letzteren gelten. 
Nach dem einen, insbesondere im heutigen deutschen 
Staatsrecht zur Geltung gelangten, Systeme sind 
dieselben Organe, aus deren Zusammenwirken die 
gewöhnlichen Gesetze hervorgehen, auch für die, 
allerdings regelmässig an erschwerdende Formen 
gebundene , Verfassungsgesetzgebung zuständig. 
Nach dem andern, insbesondere in den Vereinigten 
Staaten von Amerika durchaus herrschenden*®), 
System besteht für Verfassungsänderungen eine be- 



®^) In einem Staat, dessen Recht eine solche Unterscheidung nicht 
statuirt, also insbesondere in England, können selbstverständlich 
auch die tiefgreifendsten Aenderungen der bestehenden staats- 
rechtlichen Normen durch die für die Gesetzgebung überhaupt 
zuständigen Organe ohne erschwerende Formen bewirkt werden 
(vgl. auch oben Anm. 26a). 

") Ueber Amendirung der Unionsverfassung vgl. v. Holst inMar- 
quardsen's Handb. d. öffentl. Rechts, IV, I, 3, S. 141—142, 
über Verfassungsänderungen in den nordamerikanischen Einzel- 
staaten ebendas. S. 142—143, 157—160. 
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sondere Organisation, regelmässig in der Art, dass 
die definitive Beschlussfassung einem anderen Organ 
als den Organen der gewöhnlichen Gesetzgebung 
zukommt. Den französischen Verfassungstraditionen, 
ebenso wie den in Frankreich bisher überwiegenden 
theoretischen Anschauungen, entsprach vorzugsweise 
der letztere Weg. Insbesondere hatten die Ver- 
fassungen von 1791 und von 1848, wie sie selbst 
aus den Beschlüssen einer constituirenden Versamm- 
lung hervorgegangen waren, so für ihre Abänderung 
die Berufung einer von der gewöhnlichen gesetz- 
gebenden Versammlung verschiedenen Versammlung 
vorgeschrieben^^). Es lag für die im Jahre 1871 zu- 
sammengetretene constituirende Nationalversammlung 
nahe, in Bezug auf die künftige Abänderung ihres 
Verfassungs Werkes diesen Beispielen zu folgen. 
Andererseits war die Majorität der Nationalversamm- 
lung, in der Hoffnung auf die spätere Möglichkeit 
einer monarchischen Restauration, geneigt, eine Ab- 
änderung der von ihr beschlossenen Verfassungs- 
gesetze thunlichst zu erleichtern; vermuthlich blieb 



•») Verfassung v. 3. September 1791, Titel VII (Hölie, S. 293 bis 
294); Verfassung v. 4. November 1848, Capitel XI (H«He, 
S. 1112). 
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auch nicht ohne Einfluss auf ihre Stellung zu der 
Frage die Erinnerung an die Modificationen, welche 
die Charten von 1814 und von 1830, in Ermangelung 
ausdrücklicher Bestimmungen über Verfassungs- 
änderungen, auf dem Wege einfacher Gesetzgebung 
erhalten hatten'-'®); endlich musste auch die unter 
der Herrschaft der Verfassung von 1848 gemachte 
unheilvolle Erfahrung von einer starken Erschwerung 
der Verfassungsrevision abschrecken^^). Aus der 
Einwirkung dieser verschiedenen Momente erklärt 
sich wohl das eigenthümliche Resultat. Formell 



••) Die Charte von 1814 wurde abgeändert durch das Gesetz v- 
9. Juli 1824 , welches Integralerneuerung und eine siebenjährige 
Wahlperiode der Deputirtenkammer einführte (H 6 1 i e, S. 9t>2 bis 
963;; die Charte von 1830 durch das Gesetz v. 29. Dezember 1831 
über die lebenslängliche Paine (H61ie, S. lOOG— 1007, 1012 
bis 1014). 

") Die Verfassung von 1848 Hess durch eine constituirende Versamm- 
lung von 900 Mitgliedern vorzunehmende Verfassungsänderungen 
nur unter der Voraussetzung zu, dass die gesetzgebende Versamm- 
lung (Nationalversammlung) in der letzten Session ihrer Wahl- 
periode in drei verschiedenen, durch Zwischenräume von wenig- 
stens einem Monat getrennte, Abstimmungen mit Betheiligung 
von zwei Dritteln der Mitgliederzahl und mit Dreiviertelmehrheit 
eine Verfassungsrevision verlangt haben würde. Die im Jahre 
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ist das System einer besonderen Organisation für 
die Verfassungsgesetzgebung zur Geltung gelangt ; 
materiell aber hat eine sehr bedeutende An- 
näherung an das entgegengesetzte System statt- 
gefunden, da die Versammlung, welche die Ver- 
fassungsänderungen zu beschliessen hat, aus den- 
selben Personen besteht, aus welcherf die für 
die gewöhnliche Gesetzgebung zuständigen beiden 
Kammern gebildet sind. Gegenüber der gewöhn- 
lichen Gesetzgebung ist die Verfassungsgesetzgebung 
sogar in mehreren Beziehungen erleichtert. Die 
Garantieen, welche durch das Erfordemiss der 
Uebereinstimmung beider Kammern in Betreff aller 
Einzelheiten des Gesetzestextes, sowie durch das 
Recht des Präsidenten der Republik, eine erneute 
Beschlussfassung der Kammern zu fordern, gegen 
übereilte und schädliche Gesetzesbestimmungen ge- 
geben sind, fallen für verfassungsändernde Akte 
hinweg. Dagegen hat die Qualifikation der für die 



1851 in der Nationalversammlung beantragte Revision, deren 
Gelingen vielleicht den Staatsstreich verhindert hätte, erlangte 
eine beträchtliche Mehrheit, welche aber hinter der erforder- 
lichen Mehrheit von drei Vierteln der Abstimmenden zurückblieb 
^H61ie, S. 1153-1155). 
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verfassungsändernden Beschlüsse der Nationalver- 
sammlung erforderlichen Majorität nur geringe prak- 
tische Bedeutung. 

Für den Senat hat die geltende Ordnung der 
Verfassungsrevision die von ihren Urhebern kaum 
beabsichtigte bedenkliche Folge, dass sehr leicht 
gegen seinen Willen selbst tiefgreifende Aenderungen 
der Verfassungsgesetze sich vollziehen können. Die 
Senatoren bilden wenig mehr als ein Drittel der 
Mitglieder der National Versammlung •*); sie können 
daher, auch wenn sie einmüthig oder in ihrer ganz 
überwiegenden Mehrzahl einen verfassungsändernden 
Vorschlag ablehnen, von einer Majorität, welche 
lediglich oder zum allergrössten Theile aus Mit- 
gliedern der Deputirtenkammer zusammengesetzt ist, 
überstimmt werden. Allerdings kann die National- 
versammlung zum Zwecke der Verfassungsrevision 
nicht zusammentreten, wenn nicht beide Kammern 
in gesonderter Beschlussfassung das Bedürfniss einer 
Verfassungsänderung anerkannt haben; aber Aus- 
dehnung und Inhalt der vorzunehmenden Ver- 



•') Gegenwärtig besteht die Nationalversammlung, wenn in beiden 
Kammern alle Sitze besetzt sind , aus 800 Senatoren und 584 
Deputirten. 
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dem freien Willen der Nationalversammlung ab. 
Die beiden Kammern sind zwar rechtlich nicht ge- 
hindert, in ihren Beschlüssen die einzelnen Punkte 
zu bezeichnen, welche ihrer Ansicht nach Gegen- 
stand der Revision sein sollen, und jede Kammer 
kann von der Uebereinstimmung dieser Beschlüsse 
ihre Zustimmung zu dem Zusammentritt der National- 
versammlung abhängig machen; jedoch solche Clau- 
sein bieten nur einen moralischen, keinen juristi- 
schen Schutz gegen eine weitere Ausdehnung der 
Revision ^^). Die gegentheilige Auffassung, welche 
in Frankreich hervorragende Vertreter gefunden 
hat^*), steht nicht nur mit dem Wortlaut, sondern 
auch mit der Entstehungsgeschichte der mass- 
gebenden Bestimmung des Verfassungsgesetzes vom 
25. Februar 1875 in Widerspruch®^); ihr ist zudem 



°') Wesentlich zu demselben Resultat gelangen hinsichtlich dieser 
wichtigen Streitfragen die eingehenden Erörterungen Lefebvre's 
(S. 208 ff.) und Saint Girons* (S. 58 ff., S. Ö27 ff.) 

^) Für dieselbe ist insbesondere auch Gambe tta bei dem Revi- 
sionsversuch von 1882 entschieden eingetreten. 

^^) Das Project der Dreissigerkommission enthielt die Vorschrift, dass 
bei Ablauf des Mac Mahon'schen Septennats sowie bei sonstiger 
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im Jahre 1884 durch die Annahme eines in den 
übereinstimmenden Resolutionen der beiden Kammern 
nicht enthaltenen Antrages ^^) ein schwer wiegender 
Präcedenzfall entgegengesetzt worden. Im Hin- 
blick auf die souveräne Stellung der Nationalver- 
sammlung rauss es auch als höchst zweifelhaft er- 
scheinen, ob der Präsident der Republik, wie 
mehrere franzosische Schriftsteller annehmen ^^), be- 
fugt ist, nach Zusammentritt der Nationalversamm- 



Erledigung der Präsidentschaft die beiden Kammern alsbald, zu 
einem Congress vereinigt, die erforderlichen Beschlüsse fassen 
(d. h. wenn möglich, die Monarchie wiederherstellen) sollten. 
Als die definitive Organisirung der Republik entschieden war, 
wurde gemäss einem Amendement Wallen der obligatorische 
Zusammentritt des Congresses durch einen fakultativen ersetzt; 
Walion wollte denselben von dem Verlaogen einer Kammer 
abhängig machen; erst auf Vorschlag Dufaure's wurde ein über* 
einstimmendes Votum beider Kammern erfordert (Lefebvre, 
S. 202-204). 

•*) Auf Ausschliessung der Mitglieder der früheren Herrscherfamilien 
von der Wählbarkeit für die Präsidentschaft (oben S. 33). 

") So insbes. Lefebvre, S. 231-237, und Saint Girons 
S, 626. Lebon, S. 74 — 75, scheint die Vertagung für aus- 
geschlossen zu halten, dagegen die rechtliche Möglichkeit einer 
Auflösung (der Deputirtenkammer während der Session der Na- 
tionalversammlung) zuzulassen. 
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lung die Kammern zu vertagen oder (mit Zu- 
stimmung des Senats) die Deputirtenkammer auf- 
zulösen und dadurch auf die Thätigkeit der National- 
versammlung hemmend einzuwirken. 

Einen Versuch, die Omnipotenz der Nationalver- 
sammlung in einer bestimmten Richtung zu be- 
schränken, hat allerdings das Verfassungsgesetz vom 
14. August 1884 gemacht. Dasselbe (Art. 2, § 2) setzt 
fest, dass die republikanische Staatsform 
nicht zum Gegenstand eines Revisionsvorschlags ge- 
macht werden könne*^). Keinem Zweifel unterliegt 
dass durch diese Bestimmung das Bestehen der 
Republik für rechtlich unantastbar erklärt werden 
sollte'*). Aber da es nach dem Wesen des Rechts 
eine lex in perpetuum valitura nicht geben kann, 
so ist auch diese Bestimmung, welche in dem durch 
ihren Wortlaut gegebenen Sinne immerhin als rechts- 
gültig zu betrachten ist, der rechtlichen Abänderung 
nicht entzogen. Die AbschaflFung der Republik auf 
verfassungsmässigem Wege ist somit nicht ausge- 
schlossen, sondern nur einer geringen formellen 



^) »La forme röpublicaine du Gouvernement ne peut faire V objet 

d' une proposition de r6vision.« 
•») Saint Girons, S. 618—619. 

5* 
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Erschwerung unterworfen: die Nationalversammlung, 
welche entschlossen wäre, die Monarchie wiederher- 
zustellen, brauchte nur vorher die in Frage stehende 
Bestimmung aufzuheben. 

Für den Fall einer Vergewaltigung der 
Nationalversammlung hat ein schon vor den 
Verfassungsgesetzen von 1875 erlassenes, aber noch 
in Kraft stehendes Gesetz besondere Vorsorge 
getroffen. Unter dem frischen Eindruck des Commune- 
Aufstandes bestimmte die Nationalversammlung durch 
das Gesetz vom 15. Februar 1872 ^®®), dass, wenn sie 
oder eine spätere Nationalversammlung in ungesetz- 
licher Weise aufgelost oder am Zusammentritt ge- 
hindert werden würde, eine aus je zwei Delegirten 
der Generalräthe der Departements alsbald zu bildende 
Versammlung alle für die Aufrechterhaltung der 
Ordnung und insbesondere für die Herstellung der 
Freiheit der National- Versammlung erforderlichen 
Beschlüsse fassen, eventuell allgemeine Wahlen 
für eine neue Nationalversammlung anordnen solle. 
Analoge Anwendung dieser Normen auf Fälle der 



^^) »Loi Trivencuc« nach dem Antragsteller genannt (Hilie, 
S. 1406). — Der ausführliche Worüaut des Gesetzes ist bei 
Simonet, S. 101 — 102, abgedruckt. 
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Hinderung oder der Sprengung beider Kammern 
oder auch nur einer derselben erscheint als natur- 
gemäss*^*). Der Sieg einer Revolution oder eines 
Staatsstreichs wird freilich auch mit Hülfe solcher 
Bestimmungen hur dann vereitelt werden, wenn die 
Republik und ihre Verfassung im Volke kräftige 
Wurzeln geschlagen haben. 



><^*) Zur Abwehr solcher Attentate hat das Gesetz v. 22. Juli 1879 
den Präsidenten der beiden Kammern das Recht direkter Re- 
quisition der bewaffneten Macht gegeben. 



"it^" 
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enn wir von einer Familie hören, dass Stock 
und Zuchtrute meist in einem Winkel beim 
alten Hausrat stehen, so erweckt das ein günstiges Vor- 
urteil nicht bloss für die heranwachsende Generation 
in diesem Hause, sondern auch für die Alten. Es 
spricht die Vermutung dafür, dass Belehrung, Zu- 
rechtweisung und gutes Beispiel der Segen des 
Hauses sind. Umgekehrt ziehen wir ungünstige 
Schlüsse, wenn uns von rauhen Scheltworten be- 
richtet wird, die den Grundton des Verkehres bilden, 
von Schlägen, Stössen, Püffen, mit denen Vater und 
Mutter den Kindern Lebensweisheit und Verständig- 
keit beizubringen suchen. Und wie in der Familie, 
so ist's auch im grösseren Leben der Gemeinde und 
der Staatsgenossenschaft. Wohl drückt sich die 
ungezügelte Kraft der zum Staatswesen aufstreben- 
den Gemeinschaft zunächst in rohsinnlichen Rück- 
stossen gegen die Angriffe auf den werdenden 
Staat und die Gefahrdungen desselben aus. Mit der 
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Entwickelung des Staatswesens, mit seiner Erstarkung 
und mit dem Bewusstsein dieser Stärke bei den 
Staatsgenossen mildert sich aber die Reaktion der 
Gesamtheit gegen die unbotmässigen Einzelglieder. 
Das festgefügte Staatswesen empfindet die anti- 
socialen Äusserungen seiner Mitglieder nicht mit 
der Nervosität und Besorgnis, wie der Staat in der 
Zeit seines Werdens, in Zeiten der Erschütterung 
und des Verfalles. Und so darf denn — die Ge- 
schichte bestätigt die Richtigkeit — angenommen 
werden, dass aus der Beschaffenheit der Straf- 
gesetzgebung und der Strafrechtspflege eines Volkes 
in einer bestimmten Zeit, wenn auch in vorsichtiger 
Berücksichtigung des gesamten Zeitbildes, Rück- 
schlüsse auf den Kulturzustand der Epoche gezogen 
werden können. Wer über das Projekt eines neuen 
Strafgesetzbuches, dass eine Nation sich zu geben im 
Begriffe steht, berichtet, der darf hoffen, dass er, 
wenn auch in bescheidenen Grenzen, Einblicke in 
den Kulturzustand dieser Nation eröffnet und Stoff 
für die Beurteilungsgrundlage liefert*). 



*) Einen ausfuhrlichen, namentlich auch das 2. und 8. Buch des 
Ilal. Entw. fast vollständig wiedergebenden Bericht mit reichen 
kritischen Erörterungen hat S. Mayer in Goltdammer's Archiv 
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Mit Recht haben sich vor einigen Monaten die 
Vertreter des gelehrten Europa in Bologna zusammen- 
gefunden, um dort die Feier des achthundertjährigen 
Bestandes der Universität zu begehen. Bologna darf 
in gewissem Sinne als die Wiege des Rechts bei 
allen Kulturvölkern der Erde bezeichnet werden. 
Indem uns jetzt der Osten Asiens seine Söhne in 
die Hörsäle schickt, unsere Gesetzbücher studiert 
und nachbildet^), tritt er ein in den Kreis der 

für Strafrecht Bd. 35 (1888) S. 337 bis 369 u. S. 416—444 ver- 
öffentlicht. Mit einer Abhandlung »Der italienische Strafgesetz- 
entwurf von 1887« (Entwurf Zanardelli) I. Buch. Allge- 
meiner Teil. Kritisch besprochen. Freiburg i/B. 1888, hat 
von Liszt die Reihe der Abhandlungen des kriminalistischen 
Seminars zu Marburg eröffnet. Ein Aufsatz von Holt zendorff 
im Bd. XL (1888) des Gerichtssaales bespricht die Strafandrohun- 
gen des Ital. Entwurfes. 
^) Der Code pönal für Japan, promulguö par le decret 36 le 
7 • mois de la 13« annöe de Meiji (Traduction ) Tokio impri- 
merie imperiale, 3« mois, 14« annöe de Meiji (1880) lässt un- 
zweideutig den Einfluss der Europäischen Strafgesetzgebungen, 
namentlich des Code pönal und des deutschen Strafgesetzbuchs 
erkennen. Aber das Gesetzbuch ist nicht in gedankenloser Ab- 
hängigkeit von den Europäischen Gesetzen abgefasst, zeigt viel- 
mehr manchen Fortschritt und eine verständige Berücksichtigung 
der nationalen Verhältnisse. Charakteristisch sind die überaus 
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Rechtsentwickelung, welche von Italien und speciell 
von Bologna ihren Ausgangspunkt genommen hat. 
Im späten Mittelalter hat Italien die Führung in der 
Ausbildung und Darstellung des Rechts gehabt, 
nicht bloss weil es der natürliche Bewahrer des 
römischen Rechts war, sondern auch, weil auf seinem 
Boden eine glückliche Verbindung von antiken und 
modernen Rechtsideen sich vollzog, weil in seinen 
Grenzen die Weltmacht sich entfaltete, welche durch 
Entscheidungen und Gesetze die Kulturideen des 
Christentums in das praktische Leben übertrug, weil 
es endlich in seinen Päpsten und in seinen Städtever- 
waltungen wissenschaftlich vorgebildete und praktisch 



scharfen Strafdrohungen gegen den Missbraiich des Opiums. Die 
Fabrikation, Einführung oder Feilhaltung von Opium zum Rauchen 
ist mit travaux forc^s ä temps (12 bis 15 Jahre) bedroht; mit 
Einsperrung von bis 8 Jahren die Herstellung etc. von Uten- 
silien für das Opiumrauchen, die Gewährung eines Rauchlokals 
gegen Entgelt. Das Opiumrauchen selbst ist mit Arbeitshaus 
von l Monat bis 1 Jahr bedroht. Art. 287—242. Dagegen 
wird die öffentliche Verletzung der Schamhafligkeit nur mit Greld- 
strafe von 3 bis zu 30 Yens (ca. W/2 bis 125 Mark) und das 
öffentliche Feilhalten unzüchtiger Schriften, Bilder u. dcrgl. mit 
Geldstrafe von 4 bis 40 Yens (ca. 1674 bis 167*/« Mark) bestraft. 
Artikel 258, 259. 
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erfahrene Männer besass, die geschickt waren, durch 
Gesetz und Lehre das Recht weiter zu entwickeln 
und darzustellen. 

Als der grosse Rechtsbildner Johann von 
Schwarzenberg am Anfang des 16. Jahrhunderts 
sich anschickte, für das von ihm verwaltete Bistum 
Bamberg eine peinliche Gerichtsordnung auszuar- 
beiten, da waren es neben den heimischen Rechts- 
quellen die Schriften der italienischen Juristen des 
Mittelalters, aus denen Schwarzenberg die 
Kenntnis des romanischen Rechts schöpfte'). Auch 
nachdem die Bambergensis in der Carolina zur 
gemeindeutschen Rechtsquelle geworden war, horte 
der Einfluss der italienischen Kriminalisten auf 
unsere Rechtslehre und Rechtspflege nicht auf. 
Fast jede Seite der Carpzov'schen Quästionen z. B. 
bringt Citate aus den Schriften der Italiener. In der 
berühmten Streitfrage über die Strafbarkeit und 
Strafe des Versuchs referiert Carpzov wörtlich die 
Ansicht des Clarus und schliesst sich ihr an*). Früh- 



•) Brunnenmeister. Die Quellen der Bambergensis (187l>) S. 212 
möchte eine bestimmte Versicherung nur bezüglich der Traktate 
de maleficiis von Albertus Gandinus (2. Hälfte des XIII.) und 
Angelus Aretinus (1. Hälfte des XV. Jahrhunderts) abgeben. 

*) Quaest. 17 Nr. 11. 
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zeitig und andern Ländern vorauseilend fingen Italien 
und speciell die Kurie an, dem Strafvollzugswesen 
ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden. In einer Zeit, in 
welcher in andern Ländern noch Galgen und Rad 
den Angelpunkt der Strafrechtspflege bildeten, hat 
Clemens XT. ein Zellengefangnis (Casa di Correz- 
zione San Michele a Ripa) für jugendliche Sträflinge 
und sonstige unnütze Jungen gebaut, und demselben 
mittelst Handschreiben (moto proprio) vom 14. No- 
vember 1703 ein Regulativ gegeben, welches päda- 
gogischen Sinn verrät und den Papst als einen guten 
Finanzmann erscheinen lässt. Aus der heute so viel 
und so heftig angefochtenen Gefängnisarbeit suchte 
er die Kosten der Anstalt aufzubringen, indem er 
z. B. vorschrieb, dass Monsignor Commissario dell' 
Armi die Montur für tutte le Soldatesche aus der 
neugegründeten Anstalt zu beziehen habe*). 

Wie in Deutschland und andern Ländern des 
europäischen Kontinents, so hatte auch in Italien 



^} ^^rgl. über die Entwickeluog des Italienischen Strafvollzugs* 
Wesens Jagemann in: Holtz endorff u. Jagemann, Hand- 
buch des Gef5ngniswesens. Hamburg 1888. Bd. I. S. 228—232 
und Föhring, ebendaselbst, Bd. 2 S. 296—8. — Blatt 2 der 
Pläne im Band 1 des Handbuchs enthalt den Plan dieses Ge- 
fängnisses. 
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der Code p^nal von 1810 Einzug gehalten und seinen 
£influss selbst nach Beseitigung der französischen 
Herrschaft nicht verloren. Nach mehreren straf- 
rechtlichen Emanationen in der ersten Hälfte des 
Jahrhunderts (Neapel 1819, Parma 1820, Kirchen- 
staat 1832, Sardinien 1839) publizierte Leopold IL 
im Jahre 1853 das berühmte, noch heute in Geltung 
stehende St -G.-ß. für Toskana, auf dessen Abfassung 
Mittermaier bekanntlich nicht ohne Einfluss war. 
In Piemont ward im Jahre 1859 ein revidiertes 
Strafgesetzbuch publiziert, welches noch immer stark 
unter französischem Einflüsse steht. Dieses Gesetz- 
buch ist nach und nach auch in den übrigen Teilen 
des sich einigenden Königreiches mit Ausnahme von 
Toskana eingeführt worden: in Neapel mit einigen 
Änderungen, so dass zur Zeit in Italien 3 Straf- 
gesetzbücher gelten: das toskanische von 1853, das 
piemontesische von 1859, das neapolitanische von 
1861«). 



^) Gelegentlich sei bemerkt, dass die Zahl der obersten Gerichts- 
höfe in Italien noch grösser ist. Es bestehen Cassationshöfe in 
Florenz, Neapel, Palermo, Rom und Turin. Man kann Ver- 
schiedener Meinung sein, ob sich daraus Nachteil oder Gewinn 
für Italien ergiebt. 



Digitized by 



Google 



so 



Wie in Deutschland nach Gründung des nord- 
deutschen Bundes, so ward auch in dem jungen 
Italien alsbald der Ruf nach einheitlicher Gesetz- 
gebung vernommen. Und zwar ist es dais Straf- 
recht gewesen, bezüglich dessen die Deputierten- 
kammer schon am 18. Mai 1860 die Erwartung 
aussprach, dass ein Gesetzbuch für den ganzen 
Staat hergestellt werde. Länger als sie es geglaubt, 
mussten die Italiener auf die Verwirklichung dieses 
Wunsches warten. Und noch heute steht das Votum 
des Senates aus, welches schon mehrmals die Über- 
einstimmung von Regierung und Deputiertenkammer 
vereitelt hat. Viel früher als wir sind die Italiener 
zu einem bürgerlichen Gesetzbuch gelangt, für ihr 
Strafgesetzbuch konnten sie bis heute noch nicht 
die Einigung der gesetzgebenden Faktoren finden. 
Vierzehn Justizminister haben sich an der Aufgabe 
versucht, zwölf Entwürfe wurden in 27 Jahren aus- 
gearbeitet. Das ist aber kaum eine auffallende 
Erscheinung zu nennen, selbst wenn man sich die 
sonst so energische Entwickelung in dem jungen 
Königreich in Erinnerung bringt. Im Strafrechte 
spiegeln sich die wirtschaftlichen und ethischen 
Urteile der Menschen, das Strafrecht ist einer der 
Hebel, mit denen die Politik arbeitet. Wer möchte 



Digitized by 



Google 



81 



es leugnen, dass in allen diesen Beziehungen das 
neunzehnte Jahrhundert einen gewaltigen Umschwung 
vollzogen und eine weitere Umbildung unserer Urteile 
eingeleitet und vorbereitet hat? Noch stehen aber 
die Meinungen, gegeneinander. Grundverschieden 
namentlich ist die Würdigung der Verbrechen und 
Verbrecher bei der Mehrzahl derer, die zu verfolgen 
und zu urteilen haben einerseits, und bei der Mehr- 
zahl derer, welche die Strafe zu vollziehen haben 
andererseits. Die Juristen und die Gefangnisbeamten 
urteilen noch recht verschieden über die gleichen 
Ereignisse und die gleichen Personen. Meistens 
fallt das Urteil der letzteren milder als das der 
ersteren aus. Mich bedünkt, dass die beiden ein- 
ander näher gebracht werden müssen. Die Juristen 
namentlich werden sich mehr als es bislang ge- 
schehen, auch die Resultate ihres Waltens vor Augen 
führen, sie werden sich darum kümmern müssen, 
was aus denen wird, die sie in's Zuchthaus oder in's 
Gefängnis schicken und denen sie die Ehrenrechte 
absprechen. Wie der kein guter Arzt sein kann, 
der nach dem Receptenbuche die Heilmittel angiebt, 
ohne die Wirkungen seiner Verschreibungen zu 
beobachten: so erscheint mir auch der Kriminalist 
als unvollkommen, der dem Angeklagten nur in der 
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Voruntersuchung und in der Verhandlung gegenüber 
tritt, sich aber nicht darum kümmert, was nachher 
aus demselben wird. Die Erforschung der Genesis 
der Verbrechen, die Kriminalstatistik, die anthro- 
pologische Behandlung der Verbrechen und die 
Gefangniswissenschaft mit all* ihren Nebenzweigen 
treten mehr und mehr in den Vordergrund; und 
die Zeit wird nicht mehr ferne sein, in welcher die 
Juristen wohl oder übel auch mit diesen Dingen 
sich beschäftigen müssen. Die Gefängniswissen- 
schaft wird einen Teil des Rechtsunterrichts aus- 
machen, und ein Teil der Vorbereitungspraxis wird 
der Gefängnis Verwaltung zugewendet werden müssen. 
Das ist ein Postulat, welches trotz lebhaften 
Widerstrebens Anerkennung und Berück- 
sichtigung finden muss und finden wird. 
Die romanischen Völker und speciell die Italiener 
sind früher als wir Deutsche zu der Erkenntnis 
durchgedrungen, dass die Strafrechtspflege zumteil 
andere Ziele verfolgen und andere Bahnen ein- 
schlagen muss, als es die Menschheit bislang ge- 
than hat. Mitten in die Vorbereitungen des Straf- 
gesetzbuch-Entwurfs fällt die Entstehung der neuen 
italienischen Strafrechtsschule, der jetzt auch in 
Deutschland ziemlich bekannten kriminal - anthropo- 
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logischen Schule Lombroso's. Die höchst ver- 
dienstvollen Literaturberichte in Liszt's und Lilien- 
thaTs Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen- 
schaft lassen den Kampf der Geister ersehen, der 
über die neuen Lehren entbrannt ist. Der Kampf 
hat sich bis in die Verhandlungen der Deputirten- 
kammer fortgesetzt. Gegen Ferri, der es sich, 
obgleich er für den neuen Entwurf stimmte, nicht 
versagen konnte »nuovi orizzonti« geltend zu machen, 
stand mit sarkastischer Erwiderung Pellegrini und 
der Justizminister selbst. Trotz der Ablehnung 
der »nuovi orizzonti« durch den letzteren wird sich 
ein gewisser Einfluss der neuen Schule auf das Ge- 
setzgebungswerk nicht leugnen lassen. Der Gährung 
auf dem Gebiete des Strafrechts, zumteil wohl auch 
den politischen Verschiebungen, an denen das öffent- 
liche Leben Italiens reich ist, mag es zuzuschreiben 
sein, dass das lebhaft ersehnte Gesetzgebungswerk 
noch heute des Abschlusses harrt. 

Die praktische Erfahrung und die Rechtsge- 
lehrsamkeit haben in Verbindung mit den hervor- 
ragendsten Staatsmännern fünf Lustren zusammen 
gearbeitet, um ein Strafgesetzbuch zustande zu brin- 
gen. Mit einer beneidenswerten Unbefangenheit sind 
alle gefragt und gehört worden, von denen ein 
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sachkundiger Rat erwartet werden konnte. Die dem 
jetzigen Entwürfe beigegebene relazione ministeriale 
enthält unter I »studi e lavori precedenti« eine 
reichhaltige und lichtvolle Übersicht über die un- 
ermüdliche Arbeit, welche der Strafgesetzgebung 
zugewendet wurde. Die juristischen Fakultäten, die 
höheren Gerichtshofe, die Advokaten kammern, für 
naturwissenschaftliche Fragen die medizinischen Fa- 
kultäten, wurden zur Abgabe von Gutachten auf- 
gefordert. In den wiederholt gebildeten Kommis- 
sionen finden wir die Zierden der italienischen Straf- 
rechtswissenschaft, darunter Carrara und Pessina. 
Auch heute trifft wohl ein Wort Mancini's zu, 
welcher in einem Berichte vom 25. November 1876 
erklärte: »che ormai non vä piü in Italia chi posse 
aspirare al merito di qualificarsi autore del Codice 
penale, che h Topera colletiva dei piü fidi ed autore- 
voli depositari delle tradizioni della scuola italiana, 
della pratica esperienza della magistratura e del föro 
d'Italia, della piü elette e colte intelligenze del 
paese.« 

Die relazione ministeriale, entsprechend den 
Motiven zu unseren Gesetzentwürfen , ist personlich 
gehalten. Der Minister spricht in der ersten Person, 
setzt also sich, seine Kenntnisse, seine Urteilskraft 
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ein. Gewiss hat er die Motive nicht allein ausge- 
arbeitet, aber er hat sich dieselben angeeignet und 
spricht durch dieselben als Mensch zum Menschen. 
Das ist nach meinem Urteil lebendiger und wirk- 
samer, als der unpersönliche Ton, der in den Mo- 
tiven unserer Gesetzentwürfe angeschlagen wird. 
Ich habe für die Vorstellung kein Verständnis, 
welche das fertige Gesetz loslost von dem Denken 
und Wollen der Menschen, die es entworfen, be- 
raten und beschlossen haben. Wohl nehmen zu- 
weilen die Gesetze einen andern Sinn an , als den- 
jenigen, welchen die Urheber mit ihren Worten 
verknüpft haben. Dann legt sich eben Gewohnheits- 
recht in die Hülle des Gesetzesrechts. Kein Para- 
graph des bürgerlichen Gesetzbuchs wird dieses 
Walten des Gewohnheitsrechts zu verhindern im- 
stande sein. Am wenigsten aber kann es m. E. 
gebilligt werden, wenn die Verfasser der Motive, in- 
dem sie ihre Person zurücktreten lassen, für den 
Gesetzesvorschlag schon den Glauben erwecken, 
als sei er etwas anderes, als das Werk des fehlbaren 
Menschen. Ein Hauptverdienst freilich für den jetzt be- 
vorstehenden Abschluss des Gesetzgebungswerkes hat 
Zanardelli, der jetzige Justiz minister, der schon im 
Anfange der Achtziger Jahre an der Spitze des 
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Justizministeriums stehend, mit voller Beherrschung* 
des Stoffes und mit Feuereifer die Förderung des Wer- 
kes sich angelegen sein Hess. Sein Austritt aus 
dem Ministerium verzögerte zwar den Abschluss; auf 
seinen Arbeiten aber fussend, setzten seine Nach- 
folger im Amte die Förderung des Werkes fort. 
Und als Zanardelli 1887 wieder das Ministerium 
übernahm, da war seine erste und wichtigste Auf- 
gabe, die er sich setzte, das Zustandebringen des 
Straf- Gesetzbuches. 

Am 22. November 1887 brachte Zanardelli mit 
Königl. Genehmigung in der Deputirtenkammer den 
von ihm fertiggestellten Entwurf eines St.-G.-B. für das 
Königreich Italien zugleich mit dem Entwürfe eines 
Einführungsgesetzes, welches für unsere deutschen 
Gepflogenheiten ein staatsrechtliches Novum enthält, 
in Italien aber nicht ohne Vorgang ist. Die Re- 
gierung erbittet sich in diesem Entwürfe die Er- 
mächtigung, den beigegebenen Entwurf des St.-G.-B. 
zu publizieren, vorher aber in den Text desselben 
diejenigen Modifikationen einzufügen, welche sich 
als notwendig erweisen würden, um unter Berück- 
sichtigung der Parlamentsbeschlüsse die Bestimmun- 
gen des Entwurfs unter sich und mit denen anderer 
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Gesetzbücher und Gesetze in Einklang zu bringen — 
»introducendo nel testo di esso quelle modifica- 
zioni che, tenuto conto dei voti del Parlamento, 
risulteranno necessarie per coordinare le dispozioni 
tra loro e cpn quelle degli altri codici e leggi«. 
Es handelt sich also nicht bloss um eine Redaktions- 
ermächtigung , wie sie auch der deutschen Gesetz- 
gebungspraxis bekannt ist, sondern um die Ermächti- 
gung zu sachlichen Änderungen im Entwürfe ohne 
Mitwirkung des Parlaments. Die Regierung verlangt 
weiter (Art. 2) die Autorisation, mittels königlichen 
Dekrets die Übergangsbestimmungen zu treffen und 
andere Bestimmungen, welche sich als notwendig 
erweisen, werden zum in's Leben treten des Straf- 
gesetzbuches, per Tattuazione del predetto codice. 
Der neue Kodex sollte spätestens bis zum 31. De- 
zember 1888 publiziert werden, jedoch nicht vor 2 
Monaten nach der Publikation in's Leben treten. 
Durch Beschluss der Deputirtenkammer vom 9. Juli 
d. J. wurde als spätester Termin für die Publikation 
der 30. Juni 1889 bestimmt. Es sind weitgehende 
Vollmachten, welche die Regierung für sich ver- 
langt. Der Minister verhehlt sich nicht das Unge- 
wöhnliche seines Vorschlags; er beruft sich aber auf 
die Präzedenzfälle beim bürgerlichen und bei dem 
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Handelsgesetzbuche, er weist auf die Dringlichkeit 
des Zustandekommens und auf die Gefährdung des 
Gelingens sowie der Harmonie des Gesetzes hin, 
wenn alle einzelnen Bestimmungen Gegenstand der 
Debatte und Beschlussfassung des Parlamentes sein 
würden. Der Minister erinnert an die lange und 
sorgfältige Vorbereitung des Entwurfes und erklärt 
es für selbstverständlich, dass die Prinzipienfragen 
Gegenstand eingehender Erörterungen werden kön- 
nen. Auch wird der Minister dankbar auf die Ab- 
ordnung von rechtsverständigen Parlamentsmitglie- 
dern zu einer Kommission eingehen, welche in Ver- 
bindung mit dem Justizminister, aber nur mit be- 
ratendem Votum die Fertigstellung des Entwurfs 
zum Gesetze vorbereitet. In der genannten Sitzung 
vom 9. Juli d. J. wurde beschlossen, dass die voti 
espressi der Kommission und einzelner Mitglieder 
zwar zur Berücksichtigung dem Entwürfe beigege- 
ben werden sollten, aber nur als voti personali. 

Gewiss ist die vorgeschlagene Behandlung des 
Entwurfes eine sehr verständige, aber sie setzt ein 
starkes Vertrauen des Parlaments zur Regierung 
voraus. Nur eine Regierung, die aus der Mehr- 
heit des Parlaments hervorgegangen ist, kann es 
mit Aussicht auf Erfolg wagen, ein solches Ver- 
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trauensvotum zu verlangen. Die Depurtirtenkammer 
hat nach mehrtägiger Beratung dieses Votum er- 
teilt. Nachdem verschiedene Versuche, noch in 
letzter Stunde Abänderungen teils in Prinzipien- 
fragen (Todesstrafe), teils in einzelnen Details 
(namentlich hinsichtlich der abusi del clero) durch- 
zusetzen, zurückgewiesen worden waren, wurde das 
die Regierung zur Einführung des Strafgesetzbuchs 
mit der erwähnten Zeitveränderung ermächtigende 
Gesetz mit 245 gegen 67 Stimmen angenommen. 
Lebhafter und langer Applaus folgte der Bekannt- 
gabe des Resultates und zahlreiche Deputierte 
umdrängten den Justizminister, um ihm zu dem 
glänzenden Triumph zu gratulieren. Kaum wird 
der Senat den Mut finden, dem von einer so 
imposanten Majorität gutgeheissenen Regierungs- 
entwurfe seine Zustimmung zu versagen. 

Waren es zuerst wirtschaftliche und den 
Handel berührende Gebiete, auf denen das Recht 
einen internationalen Charakter anzunehmen begann, 
so ist neuestens auch das Strafrecht in den Kreis 
der Wissensgebiete getreten, auf denen sich die 
Forscher und Arbeiter der Nationen begegnen. 
Namentlich das Strafvollzugswesen ist Gegenstand 
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internationaler Arbeit geworden/) Es ist selbst- 
verständlich, dass ein weiser Gesetzgeber das Dauer- 
hafte, das Wertvolle in den überlieferten Gesetzen 
aufsucht und in das neue Gesetz überträgt. Und 
nicht bloss was seine Nation gedacht und gewollt, 
muss der Gesetzgeber erforschen. Unbefangenen 
Sinnes muss er sein Augenmerk auf die Gesetz- 
gebungswerke anderer Nationen richten. Die rö- 
mische Republik schickte eine Gesandtschaft von 3 
Männern nach Griechenland, damit sie das Recht 
der hellenischen Staaten, besonders die Solonische 
Gesetzgebung kennen lernen und für die römische 
Gesetzgebung nutzbar machen sollten. In naiver 
Weise zogen im deutschen Mittelalter Abgeordnete 
der Gerichtsversammlung nach den Gerichtsstätten, 
wo eine reinere Quelle des Rechts erwartet wurde, 
um dort sich das Recht weisen zu lassen. Die 
eine Stadt holte sich von der anderen das Rechts- 
buch. Und so halten auch jetzt die Verfasser der 
Gesetzbücher Umschau bei den andern Völkern, um 



^) Das Album des m. Gefangniskongresses zu Rom 1885 enthält 
die Namen von Deutschen , Oesterreichern , Ungarn, Italienern, 
Spaniern, Franzosen, Holländern, Belgiern, Schweden, Norwegern, 
Dänen, Russen, Engländern, Schweizern, Amerikanern. 
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das Wertvolle, das auswärts zuerst gedacht und 
als Gesetz ausgeprägt wurde, in das heimische 
Recht aufzunehmen. Der italienische Entwurf giebt 
ein glänzendes Zeugnis davon, dass seine Verfasser 
die bezeichneten Bahnen gewandelt sind. Der Text 
des Entwurfes selbst erweckt dem Kundigen die Er- 
innerung an die Vorbilder; der Motivenbericht lässt 
den Reichtum des gesetzgeberischen und dogma- 
tischen Stoffes erkennen, welchen die Mitarbeiter 
am Entwürfe aufgesucht, bewältigt und verarbeitet 
haben. Trotz dieser Berücksichtigung des Vor- 
handenen darf dem italienischen Entwürfe nicht das 
Lob vorenthalten werden, dass sich derselbe zu 
voller Selbständigkeit erhoben und neue, glückliche 
Ideeen ausgeprägt hat. 

Der juristische Praktiker, Richter, Staatsanwalt, 
Verteidiger, Gefängnisbeamte, der seiner Aufgabe 
gerecht werden will, muss den Zielen der Straf- 
drohungen nachgehen, um innerhalb der weiten Straf- 
rahmen, vor welche ihn das Gesetz gestellt hat, 
nach Art und Mass die richtige Einzelstrafe oder 
den richtigen Vollzug zu finden. In viel höherem 
Masse hat der Gesetzgeber bei den Fragen der 
Pönalisierung und der Art und des Masses der Strafen 
die Zwecke seiner Strafdrohungen 3ich zum Be- 
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wusstsein zu bringen. Hier treffen wir nun auf 
einen tiefgehenden Unterschied zwischen Theorie 
und Praxis — ich meine die Gesetzgebungspraxis. 
Die überwiegende Mehrheit der Philosophen und 
Juristen, die sich mit der Frage des Strafzweckes 
beschäftigt haben, ist von einem Grundziele, oder 
von einer Mehrheit von Zielen der Strafe als solcher 
ausgegangen. Vergeltung, Genugthuung, Herstellung 
des Gleichgewichts, Aufrechthaltung der Rechtsord- 
nung ist das Ziel der Einen, Abschreckung, Sicherung 
der Gesellschaft, Besserung rufen die andern; Ver- 
geltung und Abschreckung, Sicherung, Besserung 
bezeichnet eine dritte Gruppe als Ziele der Strafe. 
Fast alle aber sprechen von den Zielen der Strafe. 
Als ein einheitliches Wesen stellt sich ihnen die 
Strafe dar; für dieses Wesen als solches werden 
die Daseinszwecke aufgesucht und zu rechtfertigen 
unternommen. So sind aber die Strafgesetze nicht 
entstanden. Die Strafrechtsbildung steht unter dem 
Einflüsse der Leidenschaften und Einsichten der 
Menschen. Gegenüber Mord, Notzucht, Beleidigung, 
Verrat, hat der Rachedurst der Menschen zur Strafe 
geführt, wir nennen es heute mit einem feineren 
Worte Verlangen nach Vergeltung, Genugthuung, 
Ausgleichung. Vor den Dieben, Räubern, Betrügern 
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und andern Feinden unseres friedlichen Geniessens 
wollen wir uns schützen, wir setzen sie hinter 
Schloss und Riegel und fügen ihnen Leids zu, damit 
sie uns künftig unangefochten lassen, gefährlichere 
Leute auf lange Jahre, damit wir zunächst that- 
sächlich vor ihnen bewahrt werden. Zahlreicher 
Verbots-, vor allem aber Gebotsnormen würde vor- 
aussichtlich von vielen Menschen gespottet werden, 
wenn nicht Geldstrafe und Gefängnis hinter der 
Norm ständen und drohend den Finger erhoben. 
Die Einsicht bricht sich endlich Bahn, dass sich in 
zahlreichen Handlungen eine Verwahrlosung des 
Individuums kundgiebt, für welche zum grossen 
Teil die menschliche Gesellschaft selbst verantwort- 
lich ist, die aber jedenfalls eine ständige Gefahr 
für die menschliche Gesellschaft darstellt, welcher 
Gefahr durch den Versuch der Nacherziehung des 
fehlenden Individuums begegnet werden muss. Bald 
ist es nun das eine, bald das andere Ziel, welches 
den rechtsbildenden Menschen bei der Verhängung 
oder Androhung von Strafen vor Augen schwebt. 
Kein Verständiger denkt bei dem armen Teufel, der 
vom Hunger getrieben, einen Einbruchsdiebstahl be- 
gangen hat, an Vergeltung, Genugthuung, Aus- 
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gleichung der Rechtsordnung; aber wir sind alle 
überzeugt, dass wir uns vor künftigem Einbruch 
dieses Menschen schützen dürfen; und bei unbe- 
fangener Würdigung werden wir uns die Verpflich- 
tung eingestehen müssen, dem armen Teufel nach 
Möglichkeit aus dem Sumpfe herauszuhelfen, in den 
er häufig ohne eigene Schuld gekommen ist. Wir 
müssen seine Kenntnisse mehren, sein Wollen kräf- 
tigen, seine Geschicklichkeit entwickeln, damit er 
aus eigener Kraft sein Brot erwerben lerne. Mich 
bedünkt, dsiss diese soziale Verpflichtung so dringend 
Erfüllung heischt, wie die Pflicht zur Fürsorge für 
die körperlich Verunglückten, Kranken und Alten. 
Wer möchte sodann den Vergeltungsgedanken für 
die Rechtfertigung der meisten Polizei-, Zoll- und 
Steuerstrafen heranziehen wollen? Unter dem ge- 
meinschaftlichen Namen »Strafe« haben sich in der 
Geschichte der Völker innerlich recht verschiedene 
Einrichtungen verbunden. Es ist nun zweifellos, 
dass auch den italienischen Gesetzgebern verschiedene 
Strafziele vor Augen schwebten, namentlich das 
der Vergeltung. Das drückt sich besonders in den 
Strafzusätzen und in der Erhöhung des Strafrahmens 
aus, welche vielfach mit Rücksicht auf die Höhe des 
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angerichteten Schadens vorgesehen sind.^) Nicht 
Milde, sondern ragione rigorosa di giustizia sei es, 
— so behauptet die relazione, — welche den Gesetz- 
geber bestimmt, das fehlgeschlagene Delikt geringer 
als das gelungene zu bestrafen. Wie man den 
schwereren Erfolg dem Thäter zur Last lege, so 
müsse man zu seinen Gunsten auch das Ausbleiben 
des Erfolges beachten.^) Aber Vergeltung und 
Genugthuung waren nicht die allein dominierenden 
Ziele. »La legge penale« — k — »per oggetto 
principale la protezione dell' ordine giuridico di . . . 
Stato.« »II principio giuridico che regge tutto il 
sistema del diritto penale«, — ^ — »la protezione 
politica del diritto.« Der Rechtsschutz ist also in 
den Vordergrund gestellt. Und dass die Erziehung, 
Besserung der Schuldigen, ein Hauptziel der Straf- 
einrichtung gewesen, das war in dem Lande, welches 
den letzten internationalen Gefangniskongress in so 



^) Diese Betonung des Erfolges, welche auch in der neuesten deut- 
schen Strafgesetzgebung um sich greift , ist keine erfreuliche Er- 
scheinung in der Entwickelung des Strafrechts. Insofern der Er- 
folg nicht als ein Element für den Beweis der bösen Absicht 
inbetracht kömmt, lässt sich seine Berücksichtigung nur vom 
Standpunkte einer ganz äusserlichen Vergeltung aus verteidigen. 

^ Rel. minist, zu Art. 59. 
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glänzender Weise aufgenommen hat, nicht anders 
zu erwarten. — Die relazione ministeriale stellt der 
Wissenschaft und Gesetzgebungskunst die Aufgabe 
den Charakter des Deliquenten zu studieren, durch- 
zudringen in die entlegensten Winkel der mensch- 
lichen Natur, um sich Rechenschaft zu geben über 
das Dehkt. Die Erforschung soll sich auf die zahl- 
losen und verschiedenartigen Formen der sozialen 
Beziehungen und Erscheinungen erstrecken. Trotz 
dieses, auf seine Ideeen teilweise eingehenden Pro- 
gramms scheint Lombroso über den Entwurf nicht 
sehr erfreut zu sein. Der Herausgeber der Rivista 
Penale, Professor Luchini in Bologna, wendet sich 
im Aprilheft dieses Jahres mit lebhaften und scharfen, 
aber wie es scheint wohlbegründeten Worten gegen 
die Angriffe, welche Lombroso in einer Schrift: 
»Appunti al nuovo Progetto di Codice penale, etc. 
Torino 1888« gegen den Entwurf gerichtet hat.*^) 

Eine tiefgehende Verschiedenheit zwischen dem 
Italienischen Entwürfe und der überwiegenden Mehr- 
zahl der modernen Strafgesetzbücher betrifft die 
Einteilung der Delikte. Gegenüber der älteren 
Zweiteilung war bekanntlich der Code p6nal aus 



'ö) Rivista Penale 1888. Volume XXVII S. 430 ff. 
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äusserlichen Gründen zur Dreiteilung gekommen. 
Die letztere hat le tour du monde gemacht. Auch 
der schon erwähnte code p^nal für Japan von 1880 
beginnt mit den Worten: Les infractions punissables 
en vertu de la loi sont de trois degr^s: 1. Les 
crimes, 2. Les d^lits, 3. Les contraventions. Diese 
Dreiteilung, namentlich die Unterscheidung von 
crimes und d^lits rückwärts nach der StraiFolge hat 
bald die lebhafteste Anfeindung gefunden; das Reichs- 
strafgesetzbuch hat den Fehler noch verschärft. 
Wer von einem andern gereizt, diesem einen Schlag 
ins Gesicht versetzt und das Unglück hat, ihm 
ein Auge auszuschlagen, ist Verbrecher; seine That 
wird in einigen Beziehungen härter behandelt, als 
wenn bloss Vergehen vorläge. Wer aber aus einem 
Hinterhalte mit' einem Prügel, mit einem Messer, 
Beil oder einem sonstigen gefährlichen Instrumente 
einen andern überfällt und ihn so zurichtet, dass 
dieser Monate lang im Krankenhaus liegt und 
erst nach Verlauf weiterer Monate ganz wieder 
hergestellt wird, dieser Thäter hat nur ein Vergehen 
begangen. Der schwer gekränkte Bruder, der den 
Verführer seiner fünfzehnjährigen Schwester im 
Zweikampf tötet, ist Verbrecher; überlässt aber der 
Bruder die Sühne des Frevels dem Rechte, so wird 
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der Verführer nur mit einer Vergehensstrafe von 
höchstens einem Jahre bestraft. Päderastie, ein- 
facher Diebstahl, Betrügereien der schlimmsten Sorte 
sind Vergehen; wer aber, wenn auch schwer gereizt, 
die geringste Thätlichkeit gegen ein Mitglied eines 
bundesfiirstlichen Hauses verübt, mapht sich eines 
Verbrechens schuldig. Das heisst doch, von Gesetzes- 
wegen das Urteil des Volkes über den Unwert 
der Gesetzwidrigkeiten trüben und verwirren. Gewiss 
muss ein Unterschied unter den Delikten gemacht 
werden, aber der Einteilungsgrund ist anderswo zu 
suchen, als in dem angedrohten Strafübel. Auf 
der einen Seite stehen die Verletzungen von Rechts- 
gütem, die fehlgeschlagenen und versuchten Angriffe 
auf solche, sowie rücksichtslose Handlungen und 
Unterlassungen. welche mit einer konkreten 
Gefahr, d. i. der nahen Möglichkeit und der ge- 
gründeten Besorgnis des Eintritts der Verletzung 
eines Rechtsgutes verbunden sind^^); z. B. Aussetzung, 
Kreditgefahrdung, Gefährdung eines Bahnzuges, 
Brandstiftung, Herbeiführung der Gefahr eines 
Krieges, ansteckender Krankheiten u. dgl. Auf der 

*') V. Liszt, Lehrbuch d. D. Strafrechts. 3. Aufl. 1888 § 25 
S. 110. 
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anderen Seite steht der Ungehorsam gegen Verbots- 
und Gebotsnormen, der als solcher weder eine Ver- 
letzung noch eine konkrete Gefahrdung von Rechts- 
gütern enthält, der aber als Regel gedacht, das 
Wohl der Gesamtheit, die Ziele des Staates, die 
Ordnung im Staate oder in der Gemeinde stören würde. 
Man denke an die zahlreichen Polizeivorschriften 
über den Verkehr auf öffentlichen Strassen, über den 
Verkehr mit Lebensmitteln, mit schädlichen Sub- 
stanzen, an Vorschriften über den Fremdenverkehr, 
über das Gesindewesen. Man vergegenwärtige sich die 
Zoll- und Steuergesetze mit ihren zahlreichen Hand- 
lungsgeboten. Der blosse Ungehorsam, insoweit er 
nicht mit einer Verletzung oder konkreten Gefährdung 
sich verbindet, erscheint uns in der That als eine 
andere Art von Delikten wie die Verletzungen und 
konkreten Gefährdungen. Es ist demnach durchaus 
angezeigt, zwei Arten von Delikten zu unterscheiden, 
Ungehorsam oder Übertretungen einerseits und Ver- 
gehen andererseits. Innerhalb der einzelnen Gruppen 
kann dann der grössere oder geringere Unwert 
der Verfehlungen durch Art und Mass der Strafe 
zum Ausdruck gebracht werden. Dass die Zwei- 
teilung einfacher als die Dreiteilung ist, bedarf 
keiner weiteren Darlegung; dass die Zweiteilung 
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die Gefahr vermeidet, die Urteile über den Unwert 
der Strafthaten zu verwirren, ist schon erwähnt 
worden. Zäh hing man jedoch auch in Italien an 
der franzosischen Dreiteilung fest; nach Zanardelli's 
erstem Ministerium wurde wiederholt auf sie zurück- 
gekommen. Zanardelli hat sie aber aufgegeben, 
dem Rate der Doktrin und dem Vorbilde des nieder- 
ländischen Strafgesetzbuches folgend. 

Der Entwurf zerfällt in drei Bücher. Das erste 
handelt von den >reati« und von den Strafen im 
Allgemeinen. :^Reato«: ist der Ausdruck für jedes 
gegen das Strafgesetz verstossende Benehmen* Mord 
und öffentlich betrunken sein, Handlungen und 
Unterlassungen werden mit dem. gleichen Worte 
:»Reat<: bezeichnet. Wenn es sich darum handeln 
würde, einen internationalen Ausdruck für das straf- 
bare Benehmen zu vereinbaren, so würde das der 
römischen Rechtssprache entnommene Wort »reato« 
nicht als unzutreffend erscheinen. Das zweite Buch 
des Ital. Entw. betrifft die einzelnen Delikte, das 
dritte die einzelnen Übertretungen. Jedes Buch ist 
in Titel, und diese sind in Artikel eingeteilt. Die 
Artikel werden, wie in unsern Gesetzen die Pa- 
ragraphen, durchgezählt. Der Entwurf enthält 
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480 Artikel, das sind 104 Artikel mehr, als zur Zeit 
das deutsche St.-G.-B. Paragraphen zählt. Die 
grössere Zahl erklärt sich einmal aus der Ver- 
schiedenheit, welche zwischen dem dritten Buche 
des Ital. Entw. und dem 29. Abschnitte des zweiten 
Teiles des deutschen St.-G.-B. besteht. Der letztere 
ist ein ziemlich willkürlicher Ausschnitt aus dem 
sogenannten Polizeistrafrecht; einige Rechtsver- 
letzungen haben sich in denselben wegen der 
Art und des Masses der Strafe verirrt. Das dritte 
Buch des Ital. Entw. hat sich dagegen die Aufgabe 
gesetzt, alle Straf bestimmungen gegen Übertretungen 
aufzunehmen, die eine gewisse Stetigkeit haben, 
un carattere di relativa stabilitä! Der Ital. Entw. 
hat sodann mehrfach besondere Thatbestände aus- 
geprägt, welche nach dem deutschen St.-G.-B. unter 
einem weiteren DeliktsbegriflF subsumiert oder als 
Fälle der sogenannten Idealkonkurrenz behandelt 
werden müssten. Auch fehlt es nicht an der Krimi- 
nalisierung von Thatbeständen, gegen die das deut- 
sche Strafgesetz nicht reagiert. 

An dem Grundsatz des modernen Strafrechts 
»Keine Strafe, die nicht gesetzlich angedroht war, 
als die Handlung begangen wurde« hält auch Italien 
fest. Art 1. Die Bedeutung des Prinzips besteht 
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darin: Gewohnheitsrecht und Analogie, sowie die 
subjektive Richtermeinung bezüglich der Straf- 
würdigkeit eines Benehmens dürfen nicht zur Recht- 
fertigung einer Strafe oder eines Strafteiles angeführt 
werden; man muss sich für jedes Strafübel, das man 
von Staatswegen jemandem zufügen will, auf das 
geschriebene Recht, auf das Gesetz berufen können. 
Ein Thatbestand muss in den Kreis derjenigen That- 
bestände fallen, welche sich die Gesetzgeber vor- 
gestellt haben und welche sie bedrohen wollten. 
Der Grundsatz mag in manchen Fällen unbequem 
sein, er ist aber unerlässlich für die Sicherheit und 
Freiheit der Individuen. Wenn freilich Begriffe 
wie 2>grober Unfug« oder »Beleidigung« in der 
exorbitanten Weise ausgelegt werden, wie es in den 
letzten Jahren wiederholt vorgekommen, so wird der 
Rechtsschutz, den der Grundsatz »NuUa poena sine 
lege« gewähren soll, illusorisch gemacht. 

Begeht Jemand im Gebiete seines Staates 
gegen seinen Staat oder einen Landsmann ein 
Delikt, so ist es selbstverständlich, dass er nach 
inländischem Rechte beurteilt wird. Die Abgrenzung 
selbständiger Staatswesen gegen einander und der 
Verkehr der Menschen aus einem Staatswesen nach 
dem andern haben aber der Rechtsbildung und der 
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Rechtspflege viele Schwierigkeiten bereitet. Für das 
Strafrecht können sich namentlich folgende Komplika- 
tionen ergeben: 1. der Ausländer handelt im Inlande; 
2. der Inländer handelt im Auslande; 3. nach der 
begangenen That tritt der Ausländer in das Inland; 
4. vom Inlande aus wird ein ausländisches Rechts- 
gut; 5. vom Auslande aus wird ein inländisches 
Rechtsgut angegriffen. Diese Fragen, die sich noch 
mehr spezialisieren lassen, beschäftigten schon die 
römischen Juristen, sie wurden eifrig im Mittelalter, 
namentlich von den Italienern traktiert und sie sind 
wie im 17. und 18. Jahrhundert noch heute Gegen- 
stand der lebhaftesten Meinungsverschiedenheiten 
und der widerspruchsvollsten Behandlung in Gesetz- 
gebung und Gerichtspraxis. Nicht bloss strafrecht- 
liche, sondern auch politische und völkerrechtliche 
Gesichtspunkte sind bei Beantwortung der Fragen 
von Einfluss gewesen. Namentlich war die Ver- 
schiedenheit der Grundauffassung hinsichtlich des 
Zweckes der Strafe in diesen Fragen von Einfluss. 
Man begegnet der Anschauung, dass jeder Staat 
so berechtigt wie berufen ist, jede, gleichviel wo 
vorgekommene Handlung der strafrechtlichen Be- 
urteilung seiner Gerichte zu unterwerfen. Stand- 
punkt der Weltrechtspflege (principio di , . cosmo- 
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politismo). Dieses Princip hat sich in das preussische 
Landrecht verirrt. Gerade entgegengesetzt ist das 
Territorialitätsprinzip. Der Staat kümmert sich grund- 
sätzlich nur um die Handlungen, die innerhalb seines 
Gebietes vorgekommen sind. So der Code pinal 
bis 1866, so noch heute England. Sofort wirft sich 
aber die Frage auf, wo ist eine Handlung be- 
gangen? Eine Frage, deren Beantwortung ungemein 
verschieden ausfällt, sobald man, wie es fast all- 
gemein in der Praxis geschieht, von der natürlichen 
Betrachtung abgeht und kriminal-politische Gesichts- 
punkte einmengt. Eine dritte Meinung lässt das 
Territorialitätsprinzip insoweit gelten, als sie alle 
Handlungen dem inländischen Strafgesetz unter- 
wirft, die im Inland vorgekommen sind, gleichviel 
wer gehandelt hat. Ausserdem will sie aber auch 
den Inländer wegen der im Ausland verübten 
Handlungen verantwortlich machen, der Inländer 
nehme sein Heimatrecht, als ihn verpflichtend, mit 
in's Ausland. Prinzip der aktiven Nationalität. — 
Die vierte Hauptmeinung endlich geht von dem 
Standpunkt aus, dass das Strafrecht wesentlich 
Rechsgüterschutz ist, dass daher das inländische 
Strafrecht dann zur Reaktion veranlasst sei, wenn es 
sich um den Schutz eines inländischen Rechtsgutes 
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handle, gleichviel ob dasselbe im Inlande oder vom 
Auslande her angegriffen worden sei. Prinzip der 
passiven Nationalität. 

Das Reichsstrafgesetzbuch geht vom Territoria- 
litätsprinzip aus, macht aber Konzessionen an die 
anderen Standpunkte. Seine Bestimmungen sind so 
mangelhafte und ungenügende, dass die Praxis — 
freilich in einer nach meinem Urteile unzulässigen 
Weise, — auf einem Umwege die von ihr für wün- 
schenswert gehaltenen Ziele zu erreichen sucht. Man 
bringt im Auslande vorgekommene Handlungen, 
denen man nach dem Wortlaute des § 4 nicht bei- 
kommen kann, in eine Ortsbeziehung zum Inlande 
und wendet dann § 3 des Strafgesetzbuches an.*^) 



*') Auffallend ist namentlich ein Urteil des Reichsgerichts (IV. Straf- 
senat) vom 24. Juni 1884 — Entscheidungen Bd. XI. No. 6 — , 
welches die Auffassung für berechtigt erklärt, dass die im 
Auslande geleistete Beihilfe als eine im Inlande 
begangene strafbare Handlung zu gelten und dem in- 
ländischen Strafgesetze zu unterliegen habe, wenn die That, zu 
der geholfen wurde, im Inlande begangen worden ist. Es hatte 
jemand in Russisch-Polen beim Verkaufe einer Kuh mitgewirkt, die 
nachher gegen das deutsche Rinderpestgesetz nach Deutschland 
eingeführt wurde. Auch wenn der Vermittler bei seiner Vermitt- 
lung gewusst hat, dass die Kuh später nach Deutschland gebracht 
werden sollte, so hat doch seine Vermittlung nicht in Deutsch- 
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Zanardelli verwirft das Weltrechts- wie das 
Prinzip der aktiven und passiven Nationalität Das 
Grundprinzip der Strafe — Rechtsschutz, Aufrecht- 
haltung der Rechtsordnung im Staate — heische das 
Territorialitätsprinzip mit einer gewissen Ausdehnung. 
Nicht bloss diejenigen, die ein inländisches Rechts- 
gut von aussen her verletzen, fordern die Abwehr 
des inländischen Staates heraus, sondern auch die- 
jenigen Ausländer wie Inländer, welche — nachdem 
sie auswärts delinquiert — in das Inland eingetreten 
sind; — in quanto che la loro impunitä costituisce 
una minaccia per la sicurezza sociale nello Stato ove 
dimorano. Das ist aber nichts anderes, als im ver- 
stärkten Umfange das Realprinzip oder Prinzip der 
passiven Nationalität. Kein Anlass besteht für das In- 
land, sich um die auswärtigen Delinquenten bloss des- 
wegen zu kümmern, weil sie in das Inland gekommen 
sind. Erscheinen dieselben als unbequem, so mag man 
sie ausweisen oder ausliefern. Die italienische Bestim- 
mung erinnert an die in der Praxis der Vereinigten 

land stattgefunden. Die gegenteilige Ansicht beruht auf einer 
vom Gesetze nicht zugelassenen Fiktion. Mit aller Entschieden- 
heit muss gegen eine Interpretation Widerspruch erhoben wer- 
den, die aus Gründen der Kriminalpolitik dem Gesetze eine un- 
mögliche Deutung giebt. 
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Staaten vertretene Ansicht, welche ein Vermögens- 
delikt, insbesondere einen Diebstahl als im Inlande 
verübt behandelt, wenn der Thäter das Gebiet der 
Union mit dem verbrecherisch erlangten Gute betritt. **) 
Die Bestimmungen des Italienischen Entwurfes 
hinsichtlich der Strafbarkeit der im Auslande ver- 
übten Delikte sind ziemlich kompliziert. Bei dem 
Interesse, welches die Fragen des sogenannten inter- 
nationalen Strafrechts für die Wissenschaft des Straf- 
rechts, des Staats- und des Volkerrechts haben, lasse 
ich hier eine Übersetzung der Artikel 3 — 8 des Ent- 
wurfes folgen. 

Art. 3. Wer eine Strafihat (un reato) im Gebiete des König- 
reichs begeht, wird nach den Italienischen Gesetzen bestraft. 

Der Inländer wird im Inland bestraft, auch wenn er schon 
im Ausland abgeurteilt wurde. 

Der Ausländer, welcher im Auslande abgeurteilt wurde, kann 
im Inlande abgeurteilt werden.'^) 

In den Fällen der vorstehenden zwei Absätze ist der bereits 
erstandenen Strafe Rechnung zu tragen. 

Art. 4. Niemand kann für die im Ausland Terübten Delikte 



'•) Lammasch, Auslieferungspflicht u. Asylrecht, Leipzig 1887. 

S. 390 Note 11. 
'*; Selbstverständlich beziehen sich diese 2 Absätze nur auf reali, 

die im Inland verübt sind. 
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bestraft werden, ausgenommen in den vom Gesetze besonders vor- 
gesehenen Fällen. 

Art. 5. Der In- wie Ausländer, welcher im Auslande ein De- 
likt gegen die Sicherheit des Staates begeht oder eine Fälschung 
des Staatssiegels oder eine Fälschung von Geld, welches im König- 
reich Kurs hat, oder eine Fälschung von Staatspapieren oder öffent- 
lichen Kreditpapieren, soll abgeurteilt und bestraft werden nach den 
Italienischen Gesetzen, wenn das Delikt eine Freiheitsstrafe von mehr 
als 5 Jahren nach sich zieht. 

Er kann nach den Italienischen Gesetzen gestraft werden, 
auch wenn er schon im Lande des Begehungsortes abgeurteilt wurde ; 
doch soll der auswärts erstandenen Strafe Rechnung getragen werden. 

Art. 6. Der Inländer, welcher abgesehen von den vorer- 
wähnten Delikten im Auslande ein Delikt verübt, welches, auch nach 
dem Gesetze des Thatortes, mit Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren 
bedroht ist, soll in Italien abgeurteilt werden, wenn er sich daselbst 
betreten lässt.'*) Es soll aber die mildere Strafe zur Anwendung 
kommen. 

Bei Delikten mit geringerer Strafe soll nur auf Antrag des 
Verletzten oder der auswärtigen Regierung vorgegangen werden. 

Hat der Inländer im Auslande irgend eine Verurteilung er- 
litten, welche nach Italienischen Gesetzen den Verlust der Ämter- 
fähigkeit oder eine andere Unfähigkeit als Strafe oder Straffolge 
nach sich ziehen würde, so kann die Gerichtsbehörde auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft aussprechen, dass die auswärtige Verurteilung die 
Amts- oder sonstige Unfähigkeit auch für das Königreich nach sich 



^^) Diese Voraussetzung ist im Art. 5 nicht enthalten. 
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ziehe; doch kann der Verurteilte die Erneuerung des ganzen Ver- 
fahrens verlangen. 

Art. 7. Der Ausländer, welcher abgesehen von den im 
Art. 5 erwähnten Fällen zum Nachteil eines Italienischen Bürgers 
oder des Italienischen Staates im Ausland ein Delikt verübt, welches, 
auch nach den Gesetzen des Thatortes, eine Freiheitsstrafe nicht unter 
3 Jahren nach sich zieht, soll im Betretungsfalle durch ein inlän- 
disches Gericht abgeurteilt, jedoch nach dem milderen Gesetze be- 
straft werden. Ist das Delikt mit einer geringeren Strafe bedroht, 
so soll nur auf Antrag des Verletzten vorgegangen werden. 

Der Ausländer, der sich im Königreich betreten lässt, kann 
wegen eines im Ausland gegen einen Ausländer begangenen 
Delikts unter Anwendung des milderen Gesetzes abgeurteilt werden, 
wenn die That, auch nach dem Rechte des Auslands, mit einer 
Freiheitsstrafe nicht unter 3 Jahren bedroht ist, und wenn noch fol- 
gende Voraussetzungen zutreffen: 

1. Das Delikt muss zu denjenigen gehören; bezüglich welcher 
eine Auslieferungsverpflichtung besteht; oder es muss einen 
Verstoss gegen das Völkerrecht enthalten oder einen An- 
griff gegen die Person, gegen das Eigentum, gegen öffent- 
liche Treue und Glauben, gegen die gute Sitte (Züchtig- 
keit) , gegen den Familienstand , oder es muss sich um be- 
trügerischen Bankerott handeln; 

2. es muss die Annahme der Auslieferung des Schuldigen so- 
lyohl von der Regierung des Thatortcs, wie des Heimat- 
ortes abgelehnt worden sein. 

Wird das gerichtliche Verfahren nicht eingeleitet, so kann 
die Regierung den Ausländer, nach Massgabe der geltenden 
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Gesetze, des Landes verweisen. Im Falle der Verurteilung 
kann diese Massregel nach Erstehung der Strafe zur An- 
wendung kommen. 
Art. 8. Vorbehaltlich der im Art. 6 Absatz 3, *'») enthaltenen 
Bestimmung darf in den Fällen der Art. 6 u. 7 nicht sur Verfol- 
gung geschritten werden: 

1. wenn nach dem Rechte des In- oder Auslands die Straf- 
klage Teijährt ist; 

2. wenn es sich um ein Delikt handelt, bezüglich dessen nach 
dem zweiten Absätze des Art. 9 die Auslieferung verboten ist ; 

3. wenn der Beschuldigte im Auslande rechtskräftig freige- 
sprochen wurde oder im Fall einer Verurteilung die Strafe 
erstanden hat, oder wenn die Verurteilung verjährt ist. 

Wenn die auswärts erkannte Strafe nicht ganz erstanden wurde, 
so kann das Verfahren erneuert, die erstandene Strafe muss aber 
dann abgerechnet werden. 

Wenn in den Fällen der Art. 6 u. 7 und der Nummer 3 dieses 
Artikels die vom ausländischen Gresetz angedrohte Strafe als die 
mildere anzuwenden wäre, das Italienische Gesetz dieselbe aber nicht 
zulässt, so ist sie durch eine zugelassene zu ersetzen, welche nicht 
härter ist und der ausländischen Strafe am nächsten kommt. 

Ich halte trotz aller dagegen vorgebrachten 
Einwendungen noch immer, wenn auch mit gewissen 
Modifikationen, die Bestimmungen ffir die besten. 



***) Im italienischen Text steht »capoverso secondo«. Capoverso 
bedeutet aber den Absatz nach einem vorausgehenden Satze; daher 
ist capoverso primo gleich Absatz z\iei und capoverso secondo gleich 
Absatz drei. 
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welche in den Artikeln 3 und 4 des Einführungs- 
patentes zum Baierischen Strafgesetzbuche von 1813 
enthalten sind. 

Art 3. Den Verordnungen dieses Gesetzbuches sind alle 
unsere Unterthanen ohne Unterschied unterworfen; sie werden nach 
denselben gerichtet, sowohl wegen derjenigen Übertretungen, welche 
sie in ihrem Vaterlande begehen, als auch wegen derjenigen, deren 
sie sich im Auslande, gleichviel ob an Uns oder Unseren Unter- 
thanen, oder an einem auswärtigen Staate oder dessen Unterthanen 
schuldig gemacht haben. 

Art. 4. Ausländer werden nach gegenwärtigem Strafgesetz- 
buche gerichtet wegen aller innerhalb der Grenzen Unseres König- 
reichs verschuldeten Verbrechen und Vergehen, wegen der im Aus- 
land begangenen Rechtsverletzungen hingegen nur alsdann, wenn 
dieselben an Uns, selbst, an dem baierschen Staate oder an einem 
Unserer Unterthanen verübt worden sind, jedoch vorbehaltlich des- 
jenigen, was etwa durch Staatsverträge oder besondere Übereinkunft 
anderes bestimmt ist. 

Ich gehöre zu den Ketzern, welche das Lega- 
litätsprinzip im Strafprozesse verwerfen und an dessen 
Stelle die Berechtigung zur öffentlichen Klage 
und, mit den nötigen Kautelen gegen Missbrauch, 
die subsidiäre Popularklage treten lassen wollen**). 



'*) Bekanntlich hat G n e i s t in der Reichsjustizkommission das 
System der subsidären Privatanklage (Popularklage) vertreten und 
einen drauf abzielenden Antrag eingebracht. Obgleich Schwarze 
beitrat, entschied sich die Kommission dagegen, 75. Sitzung 
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Verändert man in diesem Sinne die vorstehenden 
Art. 3 und 4 und fügt man noch einen Artikel hinzu, 
welcher die Berücksichtigung einer im Auslande 
erfolgten Delikts- oder Straferledigung vorschreibt, 
so würde ich eine derartige Ordnung des inter- 
nationalen Strafrechts für die angemessenste halten. 

Das Verbot der Auslieferung stellt der italienische 
Entwurf allgemein inbezug auf Inländer auf. Aus- 
länder dürfen nicht ausgeliefert werden, wenn es 
sich um politische oder mit politischen zusammen- 
hängende Delikte handelt. Die Auslieferung darf 
nur durch eine Verfügung der Staatsregierung an- 
geboten oder zugestanden werden, nachdem eine 
zustimmende Entscheidung der Gerichtsbehörde des 
Ortes vorausgegangen ist, in welcher der Auszu- 
liefernde weilt. Art. 9. 

Hinsichtlich der Strafmittel weicht der italieni- 
sche Entwurf nicht unerheblich von unseren Über- 
lieferungen ab. Man sieht es den betreffenden Be- 
stimmungen an, dass die sie vorschlagen, voll ver- 
traut sind mit den reichen Erfahrungen, welche 
unser Jahrhundert in Hinsicht auf das Strafvollzugs- 
wesen gemacht hat, dass die Verfasser des Entwurfs 

am 18. Sept. 1875. Hahn. Die gesamten Materialien. 3. Bd. 
1. Abt. S. 1065—1078. 
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die Einrichtungen des Strafvollzuges bei den sämt- 
lichen Volk er n der europäischen Kultur studiert 
und zumteil praktisch geprüft haben. Es wird 
Ernst gemacht mit den erziehlichen Aufgaben der 
Strafeinrichtung. Die Strafmasse bei den Frei- 
heitsstrafen, namentlich die Strafminima sind vielfach 
höher gegriffen, als im Deutschen Strafgesetzbuche/®*) 
aber es ist im Gesetze Vorkehrung getroffen, dass 
die Strafe den erforderlichen individuellen Charakter 
annehmen kann. Die Schätzung des Unwerts der 
Delikte drückt sich namentlich in der Wahl der 
Strafart, reclusione oder detenzione, aus. Nicht selten 
sind die Gerichte berufen, der bei dem Delikte 
vorhandenen Gesinnung durch die Wahl zwischen 
diesen Straf arten gerecht zu werden. Die Mitteilungen 
über die Strafarten werden ersehen lassen, dass der 
Entwurf auch noch anderweitig bemüht war, bei 
aller Energie der Repression die nötige Individuali- 
sierung eintreten zu lassen, soweit sie nur mit der 
Gerechtigkeit sich vereinigen lässt. Die Strafein- 
richtungen halte ich für eine der glücklichsten 
Partieen des Entwurfes. Viel ausführlicher als bei 
uns ist schon in dem Entwürfe der Strafvollzug ge- 



i«R) Vrgl. die tabolc dimoslrative dclla commisurazione delle penc in 
d«r Anlage B der relazion«. 



Digitized by 



Google 



114 



regelt. Nach Annahme desselben sollen weitere Regle- 
ments auf Grund des Gesetzes für das ganze Konig- 
reich erlassen werden (Art. 44). Ausserdem wird ein 
grossartiges Strafvollzugsgesetz vorbereitet, welches 
namentlich die notwendigen Bauten, die dafür aufzu- 
bringenden Geldmittel und die Ausbildung der Ge- 
fangnisbeamten betreffen wird. 

Die Todesstrafe ist aufgegeben. Ihre Aufnahme 
oder Nichtaufnahme in den Entwurf ist Gegenstand 
lebhaften Meinungsaustausches und abweichender Be- 
schlüsse in der 27 jährig. Geschichte des Entwurfs 
gewesen. In gedrängter Kürze, aber doch voll 
ausreichend und alle wesentlichen Thatsachen be- 
rührend, giebt Zanardelli in der relazione eine 
vortreffliche Darstellung des Entwickelungsganges, 
den die Frage seit Beccaria genommen hat, und 
der Gründe, welche gegen diese Strafe sprechen. 
Lehrreich ist namentlich Zanardelli's Darstel- 
lung über die Abschaffung der Todesstrafe und 
über das Verhältnis des Vollzuges zu den Begnadi- 
gungen in den Ländern, welche die Todesstrafe 
noch nicht beseitigt haben. Zanardelli hat die 
Notizen zumteil einer Enquete entnommen, welche 
die Englische Regierung im Jahre 1881 angestellt 
und deren Resultate sie dem Parlamente vorgelegt 
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hat. Zanardelli's Darstellung erscheint als er- 
wünschte Ergänzung der vortrefflichen Abhand- 
lung über die Todesstrafe, welche in der An- 
lage 2 zu den Motiven des Strafgesetz - Entwurfes 
für den Norddeutschen Bund enthalten ist, und zu 
den Mittheilungen, welche die Erläuterungen zum 
Russischen Entwürfe ^^) bringen. Obgleich das Thema 
als »so abgedroschen« bezeichnet wird, dass man 
es ungern bespricht^ ^), und obgleich die Frage zur 
Zeit in Deutschland keine praktische Bedeutung 
hat, so mag es doch nicht unangemessen sein, der 
Zanardelli' sehen Darstellung folgende Thatsachen 
zu entnehmen. Abgeschafft ist die Todesstrafe 
in Toskana seit 1859, in Rumänien seit 1864, in 
Portugal seit 1867 (vollzogen wurde sie dort nicht 
mehr seit 1843), in Holland seit 1870 (nicht mehr voll- 
zogen seit 1860), in 16 Schweizerkantonen, welche 
circa 80 Prozent der Schweizer Bevölkerung reprä- 
sentieren; auch in den andern 8 Kantonen, welche 
die Strafe wieder eingeführt haben, sei sie nicht 
mehr vollzogen worden. Russland hat die Todes- 



") Übersetzung von Dr. M. Gre tener. Petersburg 1882. S. 7— 12. 
^') Äusserung von Sir James Fitzjames Stephen, mitgeteilt 

von Oliver Smith im Litteraturbericht der Zeitschrift f. d. 

gesamte Strafrechtswissenschaft. £d. 4 (1884) S. 520. 
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strafe nicht mehr für den Mord, dagegen für meh- 
rere politische und militärische Delikte, sowie für 
gewisse Verletzungen von Quarentaine -Vorschriften. 
Der neue Russische Entwurf enthält noch die Todes- 
strafe. Die Redaktoren erachten aber, dass auf dem 
von der Kaiserin Elisabeth vorgezeichneten Wege 
noch ein neuer Schritt vorwärts gethan und die 
Todesstrafe vollständig aus dem Verzeichnis der 
nach den allgemeinen Gesetzen zu verhängenden 
Kriminalstrafen gestrichen werden könnte. ^^) Mit 
Rücksicht auf die politische Seite der Frage wollte 
die Kommission die Entscheidung derselben dem 
Reichsrate überlaissen. Ausführlich gedenkt Zanar- 
delli der Vorgänge im Norddeutschen Reichstage 
(Mai 1870), welche sich auf die Frage der Todes- 
strafe bezogen. Er erwähnt namentlich des Ein- 



*") Zur I]lu8tration der abschreckenden Wirkung der Todesstrafe mag 
erwähnt werden, dass in Breslau, kurze Zeit nachdem ein junger 
Mensch wegen nächthcher Ermordung eines Sicherheitsbeamten 
hingerichtet worden war, ein Schutzmann am hellen Tage von 
einem verkommenen Subjekte meuchlerisch erschossen wurde; 
aus Rache — weil der Schutzmann, dem von allen Seiten das 
Zeugnis eines pflichttreuen und ruhig gemässigten Mannes gegeben 
wurde, vor Jahren den Taugenichts bei einer Pfändung hart 
behandelt habe. 
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greifens des »gran cancelliere« in den Gang der 
Debatte. Hinsichtlich des Verhältnisses der Voll- 
streckungen zu den Verurteilungen in den Ländern, 
wo die Todesstrafe noch nicht abgeschafft ist, er- 
giebt die Relazione zunächst, dass in Italien seit 
1877, in Belgien seit 1863 keine Hinrichtung mehr 
stattfand. Während der 11 Jahre von 1870—1880 
wurde in Preussen von 558 Todesurteilen nur das 
gegen Hödel vollzogen; in Sachsen fand während 
dieser Zeit keine Exekution statt*®); in Baden wurde 
von 28 Todesurteilen und in Württemberg von 30 
je eines vollzogen. Bayern Hess von 134 Todes- 
urteilen 7 vollstrecken. Schweden hat 4 mal unter 
21 Fällen, Norwegen einmal den Richtplatz bereiten 
lassen. Ebenso wurde in Dänemark nur ein Todes- 
urteil von 18 vollstreckt. Sämtliche Angaben be- 
ziehen sich auf die erwähnte Zeit von 11 Jahren. 
Bezüglich Frankreichs weist Zanardelli auf mehr- 
fache Bestrebungen zur Abschaffung der Todesstrafe 
hin, erklärt aber die Erfolglosigkeit dieser Bestre- 
bung unter Hinweis auf ein von Louis Blanc in 
Erinnerung gebrachtes Wort Cavour's: »non sareb- 



*^) Bekanntlich war in Sachsen die Todesstrafe vom 1. Oktober 1868 
bis 1. Januar 1871 abgeschafft. 
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be dalla Franda partita mai Tiniziativa deU* aboli- 
zione, perche in Francia era piü diflicile fare une ri- 
forma che una rivoluzione'?. Xichtsdestowenig-er ist 
auch in Frankrfich eine gewaltige Verschiebung zu- 
gunsten der Beseitigung der Todesstrafe vor sich 
gegangen. Während in der Zeit von 1826-1830 auf 
100 Verurteilungen 65 VoUstreckungen und 35 Be- 
gnadigungen kamen, beträgt für 1876 — 1880, also 
ein halbes Jahrhundert später, die Zahl der Voll- 
streckungen 26, die der Begnadigungen 74 auf 100. 
In der Periode von 1881 — 1884 sinkt der Prozent- 
satz der Vollstreckungen noch mehr, indem von 109 
Verurteilungen nur mehr 15, also circa IS'/i^'o, zur 
Ausführung gelangten. In Österreich wurden wäh- 
rend der Jahre 1865 — 1869 von 253 Verurteilungen 
40, das sind 16 ^o, in der Zeit von 1880—1884 von 456 
nur 15 Urteile, also circa 3^'o, vollstreckt. Die Zu- 
nahme der Todesurteile hat wohl in der Verän- 
derung des Prozessrechts ihren Grund, welches 
früher gerade bei den schwersten Verbrecheu be- 
weisbeschränkende Bestimmungen enthielt. Nur 
Kngland giebt noch jedes Jahr dem Henker reich- 
liche Beschäftigung. Die Verhältniszahlen könnten 
auf den ersten Anblick Entsetzen erregen. Der 
Prozentsatz der Vollstreckungen zu den Verur- 
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teilungen betrug während der Jahre 1833 — 1837 in 
England etwas über 4^'« (25 von 573), während in 
den 20 Jahren von 1865—1884 auf 500 Todesurteile 
258 oder 51,6®/o Exekutionen und nur 240 oder 
48,4 "/ü Begnadigungen kamen (in 2 Fällen fand 
Selbstmord statt). Das Auffallende dieser Verhält- 
niszahlen wird gemildert, wenn man sich die Ver- 
änderung der englischen Strafgesetzgebung zum Be- 
wusstsein bringt, welche zur Abschaffung der Todes- 
strafe in den meisten Straflfallen geführt hat. Auch 
in England fehlt es nicht an Bestrebungen, welche 
die Beseitigung der Todesstrafe zum Ziele haben. 
Wenn aber Anschauungen, wie sie uns von dem, als 
einer der hervorragendsten Juristen Englands gel- 
tenden, Fitzjames Stephen berichtet werden, in 
weiteren Kreisen vertreten sind — Stephen plai- 
diert für Ausdehnung der Todesstrafe — so dürften 
die Abolitionsbestrebungen für die nächste Zeit in 
England so wenig Aussicht auf Erfolg haben, wie 
in Deutschland. Das aber dürfte aus der vorstehen- 
den Zusammenstellung hervorgehen, dass die Todes- 
strafe, wenigstens in civilisierten Staaten und in 
normalen Verhältnissen zum Schutze des friedlichen 
Bürgers und zur Aufrechthaltung der Rechtsordnung 
nicht mehr nötig ist. 
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Die Leibesstrafen sind selbstverständlich dem 
italienischen Entwurf fern geblieben. Zanardelli 
gedenkt ihrer nur mit wenigen Worten »Non le pene 
corporali, all' applicazione delle quali nessuno certo 
puö pensare fra noi, e che del resto furono bandite 
dalle legislazioni piü civili, perchfe lesive deir umana 
dignitä inefficaci e demoralizzatrici.« Der Minister, 
welcher auf die Idee käme, dem Italienischen Par- 
lamente die Aufnahme der Prügelstrafe in das neue 
Strafgesetzbuch vorzuschlagen , würde sich wohl 
keinen Tag mehr im Amte halten können. 

Das Hauptmittel ist, wie nicht anders zu er- 
warten war, die Freiheitsstrafe u. z. die Einsperrung. 
Sie ist zweifellos das beste Mittel, um die sämtlichen 
Strafzwecke zu erreichen. Sie ist Sicherungs- und 
Erziehungsmittel, sie lässt grosse Individualisierung 
nach Art und Mass des Verschuldens und nach den 
für die Strafe bedeutsamen Qualitäten des Individuums 
zu. Ich kann mir nicht denken, welches andere 
Mittel H e i n z e im Sinne hatte, als er in das Album 
des dritten Internationalen Gefängniskongresses die 
Worte schrieb: 3>Die Freiheitsstrafe in Gestalt der 
Einsperrung ist weit davon entfernt, eine dem Wesen 
der Strafe vollkommen entsprechende Massregel zu 
sein; ihre Beibehaltung ist nur zu rechtfertigen durch 
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den dermaligen Mangel eines geeigneten Straf- 
mittels**).« Verbannung, Verstrickung und Ver- 
weisung werden doch immer nur ein sehr beschränktes 
Anwendungsgebiet haben ^^). 

Für die schwersten Fälle hat der italienische 
Entwurf den lebenslänglichen Kerker vorgesehen. 
( L' ergastolo. ) Besonderer Vollzugsort , dauernde 
Zellenhaft, Arbeitszwang. Nach 10 Jahren guter 
Führung ist der Sträfling in gemeinschaftliche Straf- 
arbeit mit Auflage des Schweigens überzuführen. 
Die Zahl derer, welche zehn Jahre Zellenhaft mit den 
sonstigen Zuthaten des Strafvollzuges aushalten, 
dürfte nicht beträchtlich sein. Wenn nicht der 
ergastolo für eine erhebliche Anzahl von Verbrechern 
zur qualifizierten Todesstrafe werden soll, so wird 
durch Gesetz oder Reglement die Möglichkeit einer 
früheren Verbringung in die Gemeinschaftshaft vor- 
gesehen werden müssen. Ergastolo ist angedroht 
für Angriffe auf die Unabhängigkeit und Einheit 
Italiens (Art. 101), für den schwersten Fall des mili- 

*') Souvenir du Ulm« congrfes p6nitcntiaire internationale. Rome 
1885. S. 36. 

*') Vcrgl. auch v. Holt z endo rff. Die Richtungen des Strafvoll- 
zugs und der gegenwärtige Stand der sachverständigen Meinun- 
gen. Stuttgart 1886. S. 17. 
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tärischen Landesverrates (Verursachung eines Krieges 
und Begünstigung des Feindes, Art. 103); für An- 
griffe auf das Leben, die körperliche Integrität oder 
die Freiheit des Königs, des Kronprinzen oder des 
Regenten (Art. 112) und für die Fälle der quali- 
fizierten vorsätzlichen Tötung Art. 347^^). Für den 
Fall der Annahme mildernder Umstände tritt an die 
Stelle von ergastolo reclusione von 30 Jahren ohne 
Rechtsaussicht auf Abkürzung bei guter Führung. 
Art. 56. 

Die ordentlichen Freiheitsstrafen für delitti sind 
die reclusione und die detenzione. Ich mochte re- 
clusione mit Einsperrung oder Gefängnis, detenzione 
mit Haft übersetzen. Andere verdeutschen reclusione 
mit »Zuchthaus«. Mir scheint aber, dass dieses Wort 
in der ihm nun einmal anhaftenden Bedeutung nicht 
den Charakter der Strafe wiedergiebt, welchen der 
Entwurf der reclusione beilegen wollte. Jedenfalls 
ist reclusione die schwere , detenzione die leichte 
Freiheitsstrafe, die letztere mehr als custodia honesta 
erscheinend. 

Die Reclusion kann von 3 Tagen bis zu 24 Jahren 
(ausnahmsweise bis zu 30 Jahren) verhängt werden. 



=^J Vergl. auch Art. 236 u. Art. 387 Abs. 2. 
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Die Reclusion bis zu einem Jahre ist in einem Ge- 
richtsgefängnis mit Arbeitszwang und Einzelhaft zu 
vollziehen, so zwar, dass 2 Tage Einzelhaft gleich 
3 Tagen Gemeinschaftshaft gerechnet werden. Höhere 
Reclusionsstrafen sind in einer casa di forza (Zwangs- 
haus) zu erstehen. Daselbst hat ununterbrochen Zellen- 
haft für */$ der Strafe, jedoch wenigstens für 6 
Monate, aber nicht für mehr als 3 Jahre stattzufinden. 
Für die Folgezeit ist nächtliche Trennung und ge- 
meinschaftliche Arbeit mit Auflage des Schweigens 
bei Tage vorgesehen. Bei Reclusionsstrafen von 5 
Jahren und darüber soll der Gedanke des Progressiv- 
systems in Anwendung kommen. Der Verurteilte 
kann, wenn er die Hälfte seiner Strafe erstanden und 
sich fortwährend gut geführt hat, für den folgenden 
Teil der Strafe in eine Zwischenbussanstalt — sta- 
bilimento penitenziario intermedio — verbracht und 
daselbst zu ländlichen oder industriellen Arbeiten oder 
sonst angehalten werden, sich an öffentlichen oder 
anderen Arbeiten zu betheiligen; immer unter Auf- 
sicht der öffentlichen Verwaltung und getrennt von 
freien Arbeitern, Art. 13, Schon jetzt bestehen auf 
einigen italienischen Inseln Strafkolonieen mit Acker- 
baubetrieb. Bekannt sind die Versuche, die römische 
Campagna mit Verbrecherkräften wieder urbar zu 
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machen*^). Es ist ein grossartiges Unternehmen, die 
einst blühenden Gefilde, welche durch die Leiden- 
schaften und Thorheiten der Volker verwüstet wurden, 
der Kultur wiederzugeben. Und es hat etwas ver- 
söhnendes und erhebendes, dass gerade die schwersten 
Feinde menschlicher Gesittung und Kultur genötigt 
werden, die Arbeit der Kultur zu verrichten und so 
in den Dienst der Menschheit zu treten. 

Auch die Haft — detenzione — bewegt sich 
zwischen 3 Tagen und 24 Jahren. Sie ist in be- 
sondern Anstalten zu vollziehen, und ist mit Arbeits- 
zwang und nächtlicher Trennung verbunden. Der 
zur Haft Verurteilte kann einen der Arbeitszweige 
wählen, die in der Anstalt zugelassen sind und der 
seinen Anlagen wie seiner bisherigen Beschäftigung 
entspricht. Der Verurteilte darf auch in Gemässheit 
der Reglements zu anderen Arbeiten zugelassen 
werden. Haft bis zu 6 Monaten ist in den Gerichts- 
gefängnissen zu vollziehen. Für Reclusion und 
Detention ist die vorläufige Entlassung oder Beur- 
laubung vorgesehen und eingehend geregelt. Art. 
15, 16. Die Einrichtung ist auch unserem Rechte 



'*) Vcrgl. Jagemann in seinem und Holtzcn do rffs Handb. der 
Gefängnis"\vissenschaft. Bd. 1 S. 228. 
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bekannt. Während sich aber bei uns die vorläufige 
Entlassung unmittelbar an die volle Strenge der 
Strafhaft anschliesst, hat der italienische Entwurf 
in weiterer Entwickelung des Progressivgedankens 
die vorläufige Entlassung als drittes Stadium des 
Strafvollzuges ausgebildet. Bei Freiheitsstrafen 
zwischen 3 und 5 Jahren würde die Beurlaubung 
auch nach dem italienischen Entwürfe unmittelbar 
auf die Vollstrafe folgen. 

Besondere Anstalten — case di custodia — sind 
für jugendliche Delinquenten und für solche Fälle in 
Aussicht genommen, in welchen geminderte Zurech- 
nungsfähigkeit im Sinne des Art. 48 angenommen 
wird. Vergl. Art. 17, Art. 53 und Art. 54. Zu er- 
wähnen sind ferner schon an dieser Stelle, die 
Kriminalirrenhäuser, manicoml criminali, auf welche 
der Art. 47 des Entwurfes Bezug nimmt. Die Frei- 
heitsstrafe für Übertretungen ist der einfache Arrest 
in der Dauer von 1 Tag bis 2 Jahren. Er vollzieht 
sich in besonderen Anstalten mit nächtlicher Trennung 
und Arbeitszwang. Zulässig ist auch der Vollzug 
in einer besonderen Abteilung des Gerichtsgefäng- 
nisses. Wenn der Arrest die Dauer eines Monats 
nicht übersteigt, so kann der Richter nach den 
Umständen des Falles anordnen, dass der nicht 
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ruckfällige Verurteilte die Strafe in seiner eigenen 
Wohnung erstehe. Im Falle Arrestbruches muss 
die ganze Strafe im Gefängnisse erstanden werden. 
Art. 23. Ich halte diese Konzession an den Indi- 
vidualisierungsgedanken im Prinzipe für angemessen 
und würde sogar einer Erweiterung der im Art. 23 
enthaltenen Bestimmung das Wort reden. Es ist 
nicht einzusehen, weshalb Offiziere vor andern Ge- 
bildeten in Hinsicht auf die Strafe einen Vorzug ge- 
messen sollen. ^^) Und dass für Gebildete die Er- 
stehung einer Freiheitsstrafe in den allgemeinen 
Haftlokalen eine Strafsteigerung enthält, die häufig 
in keinem Verhältnisse zur Steigerung der Straf- 
würdigkeit steht, scheint mir zweifellos zu sein. 
Die Geschichte lehrt, dass in dem Kampfe der 
Geister auch Hochgebildete, ohne es zu ^yissen und 
zu wollen, mit der Strafjustiz in Kollision geraten 
können; da scheint es als angezeigt, auf eine Straf- 
einrichtung bedacht zu nehmen, welche den im 



«*) Vergl. Deutsches Mil..St..G..B. §§ 20, 23. Die Rücksicht auf 
die Gesundheit des Verurteilten M'ird eine Unterbrechung des 
Hausarrests bei längerer Dauer desselben erforderlich machen. 
Die Kosten der Kontrolle miissten selbstverständlich von dem 
Verurteilten getragen werden. 
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Kampfe Unterliegenden die Macht des Gesetzes 
fühlen lässt, ohne seiner Ehre und seiner Gesundheit 
zu nahe zu treten. Schwer, wenn auch nicht unmög- 
lich, wird es allerdings werden, die richtige Grenze 
zu finden. Das Gesetz könnte wohl Anhaltspunkte 
gewähren; doch müsste es in der Hauptsache auf 
Takt und Unbefangenheit der Urteiler rechnen. 
Einigermassen, aber nicht ausreichend erfüllt unsere 
Festungshaft die Funktion des Hausarrestes. Den 
vorigen gegenüber stehen solche Delikte, welche, 
wie Betteln, Vagieren, öfiFentliche Trunkenheit (ge- 
wohhheitsmässige) und ähnliche, keine Rechtsgüter- 
verletzung enthalten, aber das Individuum als eine 
wandelnde und wachsende Gefahr für das Gemein- 
wohl erscheinen lassen. In Übereinstimmung mit 
andern Gesetzbüchern sieht der Italienische Entwurf 
vor (Art. 24), dass die Gerichte in solchen Fällen 
aussprechen können, es sei die Arreststrafe in einem 
Arbeitshause oder durch Ausführung von Arbeiten 
zu öffentlichem Nutzen zu erstehen; so z. B. in den 
Fällen des unerlaubten Betteins (Art. 430—2), und 
der öffentlichen Trunkenheit eines Gewohnheits- 
trinkers (Art. 469). 

Die Deportation, welche zur Zeit in Frankreich, 
Spanien, Portugal und Russland (dort als Ver- 
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Schickung nach Sibirien und dem Kaukasus) besteht, 
hat der Entwurf nicht aufgenommen. Sie sei mehr 
und mehr von der Wissenschaft und Erfahrung ver- 
urteilt. Nicht ausgeschlossen sei indessen, dass über 
kurz oder lang ein oder das andere Strafhaus für 
die Strafe des ergastolo und der reclusione in fernen 
Landen (MassauahPj entstehen könne. Wäre das 
nicht auch eine Art Deportation? 

Uns unbekannte Freiheitsstrafen sind die Ver- 
strickung (il confino) und die Ortsverweisung 
(esilio locale). Die Verstrickung besteht in der Auf- 
lage, während einer bestimmten Zeit (1 Monat bis 
3 Jahre) in einer bestimmten Gemeinde sich auf- 
zuhalten, und zwar in einer Gemeinde, die wenigstens 
60 Kilometer von den Gemeinden des Thatorts und 
des Wohnorts des Thäters und des Verletzten ent- 
fernt ist. Die Ortsverweisung enthält die Anweisung 
an den Verurteilten, während bestimmter Zeit (1 Monat 
bis 3 Jahre) sich wenigstens 20 Kilometer weit von 
der Gemeinde zu halten, in welcher das Delikt ver- 
übt wurde und von denjenigen Gemeinden, in welchen 
die Verletzten und der Thäter ihren Wohnsitz haben. 
Der Richter kann damit das Verbot verbinden, in's 
Ausland zu reisen oder sich in gewissen Kommunen 
aufzuhalten. Beide Strafen sind mildere Formen der 
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Freiheitsstrafe, geeignet für Fälle, in denen zwar 
eine nachdrückliche Ermahnung am Platze ist, die 
völlige Freiheitsentziehung aber, namentlich mit den 
Zuthaten der Gefangnisluft, als übertriebene Ein- 
wirkung auf den Fehlhaften erachtet wird. Confino 
soll z. B. eintreten bei fahrlässigem Bekanntwerden- 
lassen von Staatsgeheimnissen Art. 106, bei Heraus- 
forderung zum Zweikampf, Art. 226, bei Cartell- 
t ragen, Art. 230, bei fahrlässiger Körperverletzung, 
Art. 356; esilio locale ist z. B. angedroht auf 
unerlaubte Selbsthülfe, Art. 224, Beschimpfung 
fremder Hoheitszeichen, Art. 125, Gottesdienst- 
störung, Art. 136. 

Trotz mancher Bedenken vom Gesichtspunkte 
der Rechtsgleichheit aus, möchte ich glauben, dass 
beide Massregeln ganz geeignete Strafen für solche 
Normwidrigkeiten sind, bei denen es sich darum 
handelt, einem im übrigen gesetzmässigen Menschen 
gewissermassen zu Hülfe zu kommen gegen künftiges 
sich gehen lassen. Namentlich die räumliche Ent- 
fernung des Thäters vom Verletzten dürfte vom 
Standpunkte des Rechtsschutzes wie aus erziehlichen 
Gründen sich rechtfertigen. 

Die Geldstrafe ist als multa für delitti und als 
ammenda für contravenzioni verwertet. Sie bewegt 
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sich in den Grenzen von 10 — 10 000 und von 1 — 2000 
lire. Die Behandlung ist im wesentlichen die näm- 
liche wie nach unserem Rechte. Als sachgemäss 
erachte ich die Wahl eines verschiedenen Ausdrucks. 
Geldstrafe und Geldbusse könnten wir etwa sagen. 
Wird das Wesen der Übertretung als etwas anderes 
angesehen, wie das des Delikts, so empfiehlt es sich 
auch, die Folge der beiden verschieden zu bezeichnen. 
Wenn auch Geld Geld bleibt, das bei Busse wie 
bei Strafe zu bezahlen ist, so hat es doch eine 
andere sociale Bedeutung oder wird bald eine solche 
gewinnen, wenn jemand nur Busse und nicht Strafe 
zahlen muss. Gelegentlich sei erwähnt, dass die 
Gewohnheit, nachteilige Folgen eines Benehmens 
kurzweg als Strafe zu bezeichnen, die Vorstellungen 
unnötig kriminalisiert und Verwirrung erzeugt. Welche 
Verkehrtheiten z. B. hat im Civilprozesse die Unter- 
ordnung des Nichthandeins unter den Gesichtspunkt 
des Ungehorsams und der Folgen des Nichthandeins 
unter den der Strafe hervorgebracht! Anstössig 
erscheint mir der Begriff der Konventionalstrafe 
und geradezu komisch wirkt es, wenn der Straf- 
begrifF bei öffentlichen Aufforderungen zur Über- 
nahme von Lieferungen, zur Anfertigung von Ar- 
l^eiten und drgl. in Anwendung kömmt. Es ist 
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erstaunlich, welche Summe von überflüssigen krimi- 
nalistischen Neigungen und Vorstellungen auf uns 
vererbt ist! Ich halte es für eine erziehliche Auf- 
gabe, im entgegengesetzten Sinne auf die Jugend 
zu wirken. 

Die Straf- und Bussgelder sollen in die Staats- 
kasse fliessen. Der Minister hofft aber (relazione 
min. Nr. XXXII), dass der Stand der Finanzen und 
noch reifere Studien über die Frage ihn bald in die 
Lage setzen werden, einen Gesetzentwurf einzu- 
bringen, welcher die Verwendung eines Teiles der 
Straf- und Bussgelder zu dem humanen Zwecke der 
Entschädigung der Opfer richterlichen Irrtums und 
der durch die Delikte Beschädigten vorschreibt. 
»Non v'6 Chi possa contrastare il debito sociale di 
tali indennitä e risarcimenti, propugnati da molti 
eminenti scrittori, ed ogetto delle soUecitudini parla- 
mentari in molti paesi civili, e nel nostro altresi.« 
Es wäre die würdigste und die folgerichtige Ver- 
wendung dieser Gelder, auf welche schon die Leo- 
poldinische Gesetzgebung von 1786 gekommen war. 
In zwei reichen Noten giebt Zanardelli einen 
Überblick über die Litteratur und die Gesetzgebung 
bezüglich dieser Fragen. Eigenartig ist die Ver- 
wertung der Friedensbürgschaft in Verbindung mit 
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dem Verweise, Der deutsche Bundesrat hatte 
bekanntlich im Jahre 1875 auch bei uns den 
Versuch gemacht, den Gedanken der Friedensbürg- 
schaft praktisch zu verwerten, aber ohne Erfolg. Ich 
halte die Einrichtung überhaupt und besonders in 
der Ausgestaltung für wertvoll, welche ihr der 
italienische Entwurf gegeben hat. An die Stelle 
von Haft und Arrest bis zu einem Monat, von 
Verstrickung und Ortsverweisung, sowie von Geld- 
strafe und Busse bis zu 300 Lire kann bei Per- 
sonen, die seit 5 Jahren keine Strafe erlitten 
haben, ein gerichtlicher Verweis treten, Art. 27-^). 
Das ist kein neuer Gedanke. Der romische Wächter- 
präfekt z. B., dem eine ziemlich ausgedehnte Ge- 
richtsbarkeit zum Schutze der öffentlichen Sicherheit 
zukam, konnte Leute, die mit dem Feuer unvorsichtig 
umgingen, körperlich züchtigen lassen oder statt 
dessen severa interlocutione comminari *''). Das 
Reichsstrafgesetzbuch gestattet die Anwendung des 
Verweises bei jungen Leuten als Surrogatstrafe in 
besonders leichten Fällen. Der öffentliche Verweis 

*•) Vcrgl. auch Art. 30 Abs. 4, welcher bei Strafmilderungen an 
SteUe von Arrest bis zu 5 Tagen und Busse bis zu 50 Lire 
den Verweis treten lässt. 

") L, 3 § 1 de offic. praef. vigilum J,15. 
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dürfte aber auch bei Erwachsenen häufig die ange- 
messene Strafe sein. Es ist für einen feinfühligen 
Menschen kein geringes Übel, wenn er sich in 
öffentlicher Gerichtssitzung eine Nachlässigkeit oder 
eine Unangemessenheit vorwerfen lassen, wenn er 
sich da zu einem korrekteren Benehmen ermahnen 
lassen muss. Bei geringfügigen Verfehlungen er- 
scheint vielen Leuten gegenüber eine solche Be- 
handlung als vollausreichend ; — zunächst wenigstens! 
Aber es giebt auch nicht Wenige, welche zwar 
augenblicklich durch einen öffentlichen Verweis tief 
beschämt, die aber nicht nachhaltig genug von einer 
solchen Einwirkung berührt würden. Um nun die 
Wirksamkeit eines solchen Verweises zu verstärken, 
verlangt der ital. Entwurf, dass der Fehlende auf 
eine, durch den Richter zu bestimmende Summe 
mit oder ohne Bürgen ein Schuldversprechen 
ablege, für den Fall, dass der Fehlende innerhalb 
einer gleichfalls zu bestimmenden Zeit abermals ein 
•Delikt begehen würde. Wird das Versprechen nicht 
abgelegt, oder werden die erforderten Bürgen nicht 
gestellt, so tritt die primär angedrohte und im Urteil 
eventuell fixierte Strafe in Wirksamkeit. Man besorgt, 
dass damit ein Privilegium für Wohlhabende ge- 
schaffen werden könnte. Dieser Einwand trifft nun 

9* 
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jedenfalls da nicht zu, wo der Verweis Surrogat 
einer Geldbusse ist. Aber auch wo der Verweis 
statt einer Freiheitsstrafe in Frage kommen soll, 
liegt kein Wohlhabenheits - Privilegium vor. Der 
Richter hat es ja in der Hand, die Hohe des Schuld- 
versprechens den Vermögensverhältnissen des Schul- 
digen anzupassen, z. B. nur ein Versprechen von 5 
oder 10 Lire zu verlangen. Eine Persönlichkeit 
sodann, die selbst für so kleine Beträge keinen 
Kredit hat und auch nicht in der Lage ist, einen 
tauglichen Bürgen aufzubringen, erscheint nicht als 
eine solche, bei der man zweckmässig die Freiheits- 
Strafe durch einen Verweis ersetzt. 

Die Wirkungen auf die bürgerliche Rechts- 
stellung, welche nach dem italienischen Entwürfe mit 
einer Verurteilung in Verbindung kommen können, 
sind sehr weit gehende. Die meisten und wich- 
tigsten derselben werden im Art. 18 unter dem Be- 
griffe »interdizione dei pubblici uflFici« zusammen- 
gefasst. Der Inhalt dieser interdizione entspricht in 
der Hauptsache unserer Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte, geht aber weiter. So soll z. B. 
mit der Interdiktion auch der Verlust von Ämtern 
und Funktionen verbunden sein, welche verliehen 
sind von Instituten, »sottoposti per legge alla tutela 
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dello Stato, della Provincia o del Comune«. Der 
BegrifiF unseres »öffentlichen Amtes« wird von der 
herrschenden Meinung nicht so weit ausgedehnte^). 
Alle Vermögens- und Ehrenrechte, die mit solchen 
Ämtern u, s. w. verbunden sind, sollen verloren 
gehen, namentlich auch die geistliche Pfründe, welche 
dem Verurteilten verliehen war. Bekannt ist der 
Widerspruch, den hiegegen die Kurie erhoben hat. 
Mit dem Verluste der im Art. 18 erwähnten Rechte 
und Vorzüge ist auch die Unfähigkeit zum Wieder- 
erwerb verbunden. Seltsam nimmt sich die Be- 
stimmung aus, dass die Interdiktion auch den Ver- 
lust von auswärtigen Dekorationen und anderen 
Auszeichnungen zur Folge haben soll. Das geht 
über die Gewalt des italienischen wie jedes anderen 
Staates; nur die Berechtigung zum Tragen des aus- 
wärtigen Ordens u. s. w. kann der Staat zurück- 
nehmen. Die Interdiktion kömmt als lebenslängliche 
und als zeitliche in Anwendung, die letztere in der 
Dauer von 3 Monaten bis 5 Jahren, die sich wie 
nach unserem Rechte von Erledigung der Freiheits* 
strafe- an berechnen. Art. 40. Wie bei uns ist in 
gewissen Fällen auch eine beschränkte Interdiktion 



") Vergl Entsch. d. Reichsg. in Strafsachen Bd. 10 Nr. 63. 
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zulässig. Art. 18, Schlusssatz. — Die Verurteilung 
zum ergastolo und zur Reklusion von mehr als 
5 Jahren hat die lebenslängliche Interdiktion von 
Rechtswegen zur Folge. Eine Reklusionsstrafe 
von 3 bis 5 Jahren bewirkt von Rechtswegen die 
Interdiktion für die Zeit des Strafvollzuges und für 
eine ebenso lange Zeit nach Erledigung der Strafe. 
Art, 32. Im übrigen bemessen sich Eintritt und 
Dauer der Interdiktion nach den besonderen Be- 
stimmungen des Gesetzes und dem Inhalt des Urteils. 
Der schwere Kerker (ergastolo) hat femer zur 
Folge den Verlust der väterlichen und eheherrlichen 
Gewalt sowie der Testierfähigkeit. Die Aberkennung 
der väterlichen und eheherrlichen Gewalt kann mit 
Reklusionsstrafen von mehr als 5 Jahren verbunden 
werden. Schwerer Kerker und Reklusion von mehr 
als 5 Jahren haben die Entmündigung des Verurteilten, 
im letzten Falle für die Dauer der Strafe zur Folge. 
Bei Übertretungen kann eine Suspendierung 
von Ausübung eines Gewerbes oder einer Kunst 
auf die Dauer von 3 Tagen bis zu 2 Jahren in Frage 
kommen. Art. 2G. Es ist nicht einzusehen, welchen 
Wert solch' kurzzeitige Suspendieningen haben 
sollen. Entweder erscheint der Schuldige für das 
fragliche Gewerbe oder die fragliche Kunst über- 



Digitized by 



Google 



137 



haupt nicht geeignet, dann ist dauernde Untersagung 
am Platze. Oder es liegt kein Bedenken gegen die 
Fortsetzung der bisherigen Beschäftigung vor, dann 
besteht kein Anlass, sie auf einige Zeit zu unter- 
sagen. Die Untersagung wirkt dann als überflüssige 
Chikane und ist geeignet, eine wirtschaftliche Exi- 
stenz unnötiger Weise zu vernichten. Auch die 
zeitige Untersagung der Amts- oder Gewerbeaus- 
übung, welche der Art. 34 von Rechtswegen 
bei Verurteilungen wegen solcher Reate eintreten 
lassen will, die einen Amts- oder Gewerbemissbrauch 
enthalten, dürfte sich als missständig erweisen. 

Hohe Anerkennung verdient Art. 39, welcher 
die unverkürzte Anrechnung der Untersuchungshaft 
auf alle Einsperrungsstrafen vorschreibt, bei Ver- 
strickung und Ortsverweisung sogar 3 Tage Straf- 
zeit für jeden Tag Untersuchungshaft in Anrechnung 
bringen lässt. Bei der vorhandenen Neigung, die 
Untersuchungshaft gar nicht oder nur in kleinen 
Teilen anzurechnen, erscheint unser § 60 als un- 
genügend. Zanardelli hat Recht, wenn er die 
Anrechnung einfach als eine Forderung der Ge- 
rechtigkeit bezeichnet und auf die Entziehung der 
Freiheit das Hauptgewicht legt. Es ist mir nicht 
zweifelhaft, dass vielfach im deutschen Rechtsleben 
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ein zu ausgedehnter Gebrauch von der Untersuchungs- 
haft gemacht wird. Die Bestimmung des § 112 der 
Strafprozessordnung, dass bei Verbrechen der Flucht- 
verdacht keiner besondern thatsächlichen Begründung 
bedürfe, wird häufig dahin ausgelegt, dass bei Ver- 
brechen die Untersuchungshaft ohne weiteres ein- 
zutreten habe. Es bedarf keiner Erörterung darüber, 
dass das nicht die Meinung des Gesetzes war^®*). Be- 
sonderes Bedenken erwecken sodann die häufigen 
Verhaftungen mit Rücksicht auf die Höhe der Strafe, 
so namentlich, wenn diese auf Gefängnis von einem 
Jahr und darunter erstrichterlich bemessen wird. 
Der Rechtsmittelgebrauch wird durch solche Mass- 
nahmen gegen die Intentionen des Gesetzes er- 
schwert. Jemehr aber die Praxis geneigt ist, das 
Mittel der Untersuchungshaft anzuwenden, desto 
dringender wird für den Gesetzgeber — abgesehen 
von der Frage der Wiedereinführung wirksamer 
gesetzlicher Schranken — die Erlassung des Gebotes, 
dass jede Untersuchungshaft voll anzurechnen sei. 
Die Verschiedenheit in der Behandlung von Unter- 
suchungs- und Strafgefangenen giebt der Gesell- 
schaft kein Recht, das in der Freiheitsentziehung 



-•^a) Vergl. L. v, Bar in der »Nation« 6. Jahrgang No. 6. (10. Nov. 
1888) S. 81 Note *. 
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an sich schon enthaltene Übel zu ignorieren. In 
konsequenter und gerechter Weise dehnt Zanarde 111 
seine Vorschrift auch auf die Geldstrafen aus. Die- 
selben sind im Falle der Zahlungsunfähigkeit des 
Verurteilten ähnlich wie nach dem deutschen Straf- 
gesetzbuche in Freiheitsstrafe zu verwandeln. Nach 
dem gleichen Massstabe gebietet Art. 39 des Ital. 
Entwurfes eine erlittene Untersuchungshaft in Geld an- 
zusetzen und von der erkannten Geldstrafe abzuziehen. 

Die Stellung unter Polizeiaufsicht ist trotz der 
vielen dagegen vorgebrachten Bedenken auch in den 
Italienischen Entwurf aufgenommen worden. Art. 29, 
33 Abs. 2, Art. 42. Nicht dem Staate, sondern den freien 
gesellschaftlichen Organisationen sollte die Obhut 
über die entlassenen Sträflinge übertragen werden; 
die Entlassenen wie die Gesellschaft würden besser 
dabei fahren. Es ist das aber eine Frage, zu der 
hier wohl Stellung genommen werden kann, deren 
Erörterung aber nicht in den Rahmen dieser Studien 
gehört. 

Die auch unserem Rechte nicht unbekannte Vor- 
schrift, bei der Erhöhung oder Milderung einer 
Strafe von dem konkreten Strafmasse auszugehen, 
welches ohne den Erhöhungs- oder Milderungsgrund 
erkannt worden wäre, (vergl. Deutsches Strafgesetz- 
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buch § 208 und § 157) ist im Art. 30 des Italienischen 
Entwurfs generalisiert. 

Merkwürdig, aber nicht nachahmenswert ist end- 
lich die Bestimmung des Art. 37, welche bei jedem 
Delikte, che offenda Tonore della persona o della 
famiglia, auf Antrag des Verletzten und zu dessen 
Gunsten eine Verurteilung zu einer vom Richter zu 
fixierenden Summe eintreten lässt. Das Geld soll, 
abgesehen von etwaigem Schadensersatze und 
auch in Fällen, in denen kein Vermögensschaden 
eingetreten ist, a titolo di riparazione gewährt 
werden. Das ist eine Art Schmerzensgeld für die 
Schmach, welche dem Verletzten angethan wurde. 
Mir erscheint diese Berücksichtigung der Damni- 
fikaten überflüssig und wegen der Gefahr, die De- 
nunziationssucht zu steigern, höchst bedenklich. 

In der Kammer der Deputierten und ausserhalb 
sind vielfach Bedenken gegen die weiten Grenzen 
des richterlichen Strafzumessungsrechts erhoben 
worden.**). In der That lässt sich nicht leugnen, 
dass diese Grenzen ziemlich weit bemessen sind, 
wenngleich das deutsche Strafgesetzbuch mehrfach 

*•) Vergl. den Artikel von Luigi Luchini im Augustheft der 
Rivista penale. Volume XXVIII S. 105 fF. 
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den Richtern einen noch grosseren Spielraum lässt. 
Dieser Appellation des Gesetzes an die richterliche 
Weisheit und Erfahrung stehen die absoluten 
Strafdrohungen des älteren Strafrechts und die 
Strafabstufungen gegenüber, wie sie namentlich 
im Baierischen Strafgesetzbuche von 1813 ausge- 
prägt waren. Raub I. bis IV., Brandstiftung IV. bis 
I. Grades u. drgl. Auch das heutige Strafrecht des 
Deutschen Reiches wie der italienische Entwurf be- 
stimmen zuweilen mit Rücksicht auf einen Er- 
schwerungsgrund — namentlich den Eintritt eines 
gewissen Erfolges — das Strafmaximum des Regel- 
falles als Strafminimum des qualifizierten Falles. 
Derartige Abstufungen dürften nun als recht un- 
zweckmässige zu bezeichnen sein. Aber auch dann, 
wenn man die Strafen der Verbrechensgrade in 
einander übergehen lässt, ist die Beschränkung der 
Gerichte durch Aufstellung zahlreicher Strafskalen 
nicht zu empfehlen. Wohl lässt es sich nicht 
leugnen, dass die heutige Strafrechtspflege mit 
ihren exorbitanten Verschiedenheiten in der Straf- 
zumessung bedenklich erscheint. Diese Verschieden- 
heiten sind aber immer noch erträglicher, als die 
das Leben und seine Wechselfälle missachtende 
Gesetzgebung, welche das richterliche Ermessen bei 
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der Strafdrohung" ausschliesst oder allzusehr eineng"t. 
Das Korrektiv gegen Fehlgänge der Strafrechts- 
pflege in der Ausmessung der Strafen kann, wie 
bezüglich der Unrichtigkeiten in den Beweisfrageent- 
scheidungen, nicht von der Strafgesetzgebung edlein 
geschaffen werden. Die im Reichsjustizamte bear- 
beitete deutsche Justizstatistik*") ergiebt für die Jahre 
1881 — 1885 einen ziemlich starken Prozentsatz von 
Wiederaufhebungen rechtskräftig gewordener Straf- 
urteile; durchschnittlich in 238 Fällen jährlich zu 
gunsten und in 25 Fällen jährlich zu Ungunsten 
der Angeklagten. Es ist nicht ersichtlich, wie 
viele der aufgehobenen Urteile durch Meineid und 
Urkundenfälschung herbeigeführt wurden, wie viele 
auf einem Irrtum von Schöffen, Geschworenen und 
Berufsrichtem beruhten, und in wie vielen Fällen 
in der Wiederaufnahmeinstanz mit neuen Beweis- 
mitteln operirt wurde. Das aber dürfte aus der 
grossen Zahl erfolgreicher Wiederaufnahmsgesuche 
sich ergeben, dass irgendwo die Gesetzgebung ein- 
greifen muss; und ich möchte glauben, dass ein 
Teil der Fürsorge auch der Unterrichtsverwaltung 
zufallen dürfte. Wenn die Strafgesetzbücher keine 



^^) Jahrgang Ul 1887, S. 229-232. 
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Anleitungen mehr über die Gesichtspunkte geben, 
welche für die Abschätzung des Verschuldens mass- 
gebend sein sollen, wenn die Strafprozessordnungen 
die Ergebnisse der Erfahrung und des Nachdenkens 
vieler Jahrhunderte nicht mehr in Form von bindenden 
Regeln als Normen der Beweisprüfung aufstellen: so 
wird anderweitig dafür gesorgt werden müssen, dass 
die rechtsbeflissene Jugend den wertvollen Inhalt 
der nur durch ihren bindenden Charakter anstössig 
gewordenen Rechtsregeln in sich aufnehme und zu 
Lebensmaximen ausbilde. Die Gelegenheit dazu 
hat sie wohl jetzt schon; es wird sich um die Sorge 
dafür handeln, dass die Gelegenheit ausreichend 
benützt werde. 

Im Art. 45 schliesst sich der Entwurf der 
Meinung an, welche seit Jahrhunderten die Doktrin 
und die Strafrechtspflege fast wie ein Dogma be- 
herrschte, und welche kaum erträgliche Widersprüche 
in der Praxis hervorgetrieben hat. »Nessuno puö 
invocare a propria scusa Tignoranza della legge.« 
Auf Unkenntnis des Gesetzes soll man sich zur 
Entschuldigung nicht berufen dürfen. Anders aus- 
gedrückt: »das Gesetz muss jeder kennen.« Für 
mich hat das Dogma von der Unentschuldbarkeit 
des Irrtums über das Strafgesetz immer zu den 
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Unfasslichkeiten gehört. Stellt man sich nicht auf 
den Standpunkt der Schicksalstragödie, so versagt 
gegenüber der schuldlosen Nichtbeachtung einer 
unter Strafschutz gestellten Rechtsnorm jedes Straf- 
motiv. Zweifellos ist auch derjenige strafbar, der 
an die Norm nicht gedacht hat oder der es, obgleich 
er Gelegenheit und Veranlassung hatte, die Norm 
kennen zu lernen, versäumte, sich mit ihr bekannt 
zu machen. Wer aber eine Norm, wenn nicht ein 
Gott ihn erleuchtete, nicht kennen konnte, der 
handelt, wenn er mit ihr in Widerspruch gerät, so 
wenig schuldhaft, wie der Blitz, der ein Haus in 
Brand setzt; die Unterlassung des schuldlos Gesetzes- 
unkundigen ist nicht mehr und nicht weniger straf- 
bar als der Gott des Regens, der den vertrocknenden 
Äckern und Wiesen das erfrischende Nass versagt. 
In einer andern Frage der Doluslehre hat da- 
gegen nach meinem Erachten der italienische Entwurf 
den richtigen Standpunkt eingenommen. »Nei delitti, 
nessuno puö essere punito per fatto, ove dimostri 
che non lo ä voluto come conseguenza della sua 
azione o omissione, tranne che la legge non lo ponga 
altrimenti a suo carico.« Art. 40 Abs. 2. Insoweit 
nicht für den einzelnen Fall etwas anderes bestimmt 
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ist^^), soll jemand bei Delikten für ein Ereignis nicht 
verantwortlich gemacht werden, wenn er darthut, 
dass er das Ereignis nicht als Folge seines Be- 
nehmens gewollt habe. Ich verstehe die Worte »ove 
dimostri« nicht im Sinne einer den Beschuldigten 
treffenden Beweislast. Es wäre auffallend, wenn in 
einer so wichtigen Frage von den Grundsätzen des 
modernen Strafprozessrechts abgewichen würde, und 
wenn diese Abweichung nur so gelegentlich zum 
Ausdruck käme. Mir erscheinen die Worte »ove 
dimostri^: lediglich als der wenn auch nicht ganz 
zutreffende, aber lebendigere Ausdruck für den Ge- 
danken zu sein: »ove si dimostri.« Der Entwurf 
setzt sich dadurch in Widerspruch mit derjenigen 
Meinung, welche von einem Teile der deutschen 
Kriminalisten und namentlich in der Praxis des 
deutschen Reichsgerichts vertreten ist. Zum Wesen 
des Vorsatzes gehört darnach nur das Wollen des 
Thuns mit dem Vorhersehen des Erfolges der 
Handlung, mit der Vorstellung von der Kau- 
salität des Thuns ^^), nicht aber das Wollen des 



•*) Vrgl. z. B. Art. 349, Körperverletzung mit tödlichem Erfolge. 
•*) Vrgl. z. B. von Liszt, Lehrbuch des Deutschen Strafrechts 
§ 38 S. \i)ö; Derselbe in der Kritik des lul. Entw. S. 25 fF. 
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Erfolges. Die Frage ist von grosser praktischer 
Bedeutung. Die Frauensperson z. B., welche trotz 
des Bewusstseins syphilitischer Erkrankung ihre Reize 
verkauft und dadurch den AnsteckungsstofF weiter 
trägt, wird der vorsätzlichen Körperverletzung für 
schuldig erklärt. Da die Annahme des Vorsatzes 
kein Werturteil enthält, sondern nur das psycho- 
logische Urteil über die Beziehung der Seele zu dem 
Ereignis, so würde man wohl auch von einem Arzte, 
welchem der Patient während einer Operation stirbt, 
sagen müssen, er habe vorsätzlich, wenn gleich nicht 
rechtswidrig getötet, wofern der Arzt sich der Lebens- 
gefährlichkeit seiner Operation bewusst war. Wird 
diese Meinung konsequent durchgeführt, so wird die 
Kriminalisierung menschlicher Handlungen erheblich 
gegen früher verstärkt und erweitert. Ich kann aber 
meinem verehrten Kollegen von Li szt nicht zugeben, 
dass das Reichsgericht sich »mit voller Bestimmtheit 
und strenger Folgerichtigkeit« auf den bezeichneten 
Standpunkt gestellt habe. An diesem Orte wird 
eine eingehende Erörterung dieser prinzipiellen Frage. 



Vgl. jetzt auch Lass (Schüler Lisst's): Das Delikt gegen die 
Kriegsmacht des Staats nach § 329 des Reichs-Strafgesetzbuchs. 
1888. S. 42, 
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kaum erwartet werden. Es bedürfte einer umfang- 
reichen Monographie, um die Vorsatzlehre der Reichs- 
gerichtsentscheidungen erschöpfend darzustellen. Es 
sei nur gestattet , auf folgendes aufmerksam zu 
machen. Wohl begegnet uns der Ausspruch, Vorsatz 
nehme das Gesetz überall an, »wo der Thäter mit 
der Vorstellung der Verursachung des norm- 
widrigen Erfolges durch seine That handelt,'*)« Und 
im Zusammenhange damit ist gesagt, das Gesetz 
beschränke den Vorsatz nicht auf den Fall, »wo . . . 
die Absicht auf die Herbeiführung des Erfolges ge- 
richtet ist«. Auf der nämlichen Seite heisst es aber 
dann weiter: »Der subjektive Thatbestand ist 
dann stets zu bejahen, wenn der Wille den 
eingetretenen Erfolg irgendwie, direkt, 
alternativ, eventuell umfasst.« Und Seite 
365 a. a. O., findet sich die Aufstellung, der subjektive 
Thatbestand vorsätzlicher Verbrechen sei immer dann 
erfüllt, »wenn der Thäter weiss, dass derjenige 
Erfolg, von dem das Gesetz die Strafbarkeit abhängig 
macht, durch seine Handlung herbeigeführt werden 
könne, und mit diesem Erfolge, wenn er ein- 
tritt, einverstanden ist, d. h. ihn eventuell 



»*•) Entscheidg. d. Reichsger. l Strafs. Bd. 16 S. 364. 
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gewollt hat«. Dem letzten Gedanken pflichte ich 
unbedingt bei. Aber mir scheint, dass er nicht ganz 
mit der Aufstellung harmoniert, das Wesen des Vor- 
satzes beruhe in der Vorstellung von der Kausalität 
des Thuns oder Unterlassens. Die Entscheidungen 
in Bd. 16 S. 28 und Bd. 15 S. 38 legen Gewicht auf 
den Glauben des Thäters, dass er imstande sei, den 
für möglich gehaltenen Erfolg zu vermeiden; in 
Band 12 S. 298—299 und S. 840 wird entschieden 
auf das eventuelle Wollen Gewicht gelegt. Es sei 
noch gestattet, auf einen Vorgang bei der Vorbe- 
reitung des preussischen Strafgesetzbuches hinzu- 
weisen. Es wurde vorgeschlagen, folgende Bestimmung 
in die Dolus-Materie aufzunehmen: »Hat der Thäter 
die aus seiner strafbaren Handlung entstandene 
Rechtsverletzung auch nicht bestimmt und ausschliess- 
lich beabsichtigt, sondern es darauf ankommen lassen, 
ob diese oder eine andere Rechtsverletzung entstehen 
würde, so ist ihm die entstandene dennoch als vor- 
sätzlich bewirkt anzurechnen.« Diese Bestimmung 
wurde abgelehnt, »weil sie dahin führen würde, 
ein vorsätzliches Verbrechen schon dann anzunehmen, 
wenn der Handelnde etwas unternimmt, woraus eine 
Rechtsverletzung möglicherweise entstehen kann, 
ohne dass er jedoch eine solche hervor- 
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bringen will, ein Fall, in welchem das wesentliche 
Kriterium vorsätzlicher Verbrechen überhaupt und 
des Dolus indeterminatus insbesondere, nämlich das 
des bestimmten Willens, wenn auch nur für den 
eventuell eintretenden Erfolg fehlen würde'*).« Als 
zweifellos erscheint es wie gesagt auch mir, dass 
beim Nachweise der Einwilligung in den schlimmsten 
Erfolg (dolus eventualis) Vorsätzlichkeit der That 
angenommen werden müsse. Und die Leugnung 
dieser Einwilligung würde ich in denjenigen Fällen 
nicht gelten lassen, in welchen der eingetretene Er- 
folg nach den bislang bekannten und auch vom 
Thäter nicht verkannten Naturgesetzen eintreten 
m u s s t e. Musterbeispiel : der amerikanische Arzt, 
der ein Mädchen tagelang in einen Glassarg ein- 
sperrte , um den Einfluss der Luftentziehung zu 
beobachten. Aber es giebt Fälle, in denen die 
Vorstellung von der Möglichkeit, ja von der Wahr- 
scheinlichkeit eines andern , als des vom Wollen 
erfassten Erfolges in die Seele getreten sein kann, 
ohne dass diese Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit 
deswegen vom Wollen erfasst zu sein braucht. Der 



•*) Goltdammer. Die Materialien «um Strafgesetzbuche für die 

preussischen Staaten. Teil I. 1851. S. 230. 

10* 
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Jäger, welcher in Folge einer Wette nicht bloss die 
Tabakspfeife des pflügenden Bauern trifft, sondern 
auch dessen Kopf, hat die Möglichkeit eines unglück- 
lichen Ausgangs seiner Frivolität sicher vor Augen 
gehabt, aber er hat sie nicht gewollt ; deshalb würde 
ich ihn mit dem Maximum der Fahrlässigkeitsstrafe, 
nicht aber wegen vorsätzlicher Tötung bestrafen. 
Ich meine, dass die psychologisch mögliche Unter- 
scheidung auch der ethischen und juristischen Wür- 
digung zugrunde gelegt werden sollte. Welches Ziel 
vom Wollen erfasst sein muss, wenn eine einzelne 
Strafbestimmung zur Anwendung kommen soll, das 
wird nur nach dieser selbst beurteilt werden können. 
Es ist bald das Thun an sich, bald das vom Thun 
sich ablösende Ereignis. Immerhin glaube ich aber, 
dass ein Gesetzgeber , welcher nicht als gewollt 
behandelt wissen will, was nicht nachweisbar direkt 
oder eventuell gewollt worden ist, gut daran 
thut, eine allgemeine Bestimmung , wie sie der 
Art. 46 Abs. 2 des Ital. Entw. enthält, aufzunehmen. 
Dem auf die Unzurechnungsfähigkeit sich be- 
ziehenden Art. 47 des Italienischen Entwurfs würde 
ich den Vorzug vor dem korrespondierenden § 51 des 
deutschen Strafgesetzbuches geben. Art, 47 lautet: 
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Non 6 punibilc colui che nel 
momento in cui k commesso il 
fatto, era in tale stato di defi- 
cienza o di morbosa alterazione 
di mente da toglierli la coscienza 
dei propra atti o la possibilitä di 
operare altrimenti. 



Eine strafbare Handlung ist 
nicht vorhanden, wenn der Tbäter 
zur Zeit der Begehung der That 
sich im Stande der Abwesenheit 
oder krankhaften Störung des 
Geistes befand, sodass das Be- 
wusstsein seines Thuns oder die 
Möglichkeit anders zu handeln 
fehlte. 



Die »coscienza dei propri atti« und die »possi- 
bilitä di operare altrimenti« scheinen mir klarere 
Begriffe zu sein, als der Ausdruck »freie Willens- 
bestimmung«, dem gegenüber zweifelhaft sein kann, 
was man unter Wille und was man unter Freiheit 
des Willens zu verstehen habe. Coscienza dei propra 
atti ist die Einsicht in die kausale und soziale 
(ethisch-rechtliche) Bedeutung des Thuns. In der 
Beifügung der Worte; »o la possibilitä di operare 
altrimenti« ist eine Anerkennung und Berücksich- 
tigung der Unüberwindlichkeit perverser Triebe ent- 
halten. Den sozialen Gefahren, welche daraus sich 
ergeben konnten, ist durch die Bestimmung des 
Art. 47 Abs. 2 entgegen getreten, welcher den 
Gerichten die Anordnung gestattet, dass der frei- 
gesprochene Beschuldigte in eine Kriminalirrenanstalt 
— manicomio criminsde — oder in eine allgemeine 
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Irrenanstalt auf so lange verbracht werde, als die 
zuständige Behörde es für notig erachtet. Ich mochte 
auch im Falle eines Schuldig den Gerichten die 
Anordnung ermöglichen, dass die Strafe bis auf 
weiteres in einer Kriminalirrenanstalt vollzogen 
werde. Eine Anklage wegen Mordes, über die ich 
im letzten Frühjahr als Geschworener zu urteilen 
hatte, legte mir diesen Gedanken besonders nahe. 
Die Verhandlung liess Zweifel darüber zurück, ob 
der Angeklagte die Absicht zu töten gehabt habe. 
Die Frage wegen Mordes und die Eventualfrage 
wegen Totschlages mussten deshalb verneint werden, 
und es handelte sich darum, ob der Angeklagte der 
schweren Körperverletzung (Deutsch. St.-G.-B. § 226, 
Ital. Entwurf Art. 349) schuldig zu sprechen sei. 
Die Sachverständigen standen sich hinsichtlich der 
Frage der Zurechnungsfahigkeit diametral gegen- 
über. Der Angeklagte deponierte eingehend und 
übereinstimmend mit den andern Erhebungen über 
den Vorfall selbst und über die Vorgänge vor und 
nach der That; auch wusste er Bescheid über die 
zehn Gebote und das fünfte Gebot insbesondere. 
Die Feststellungen über die Herkunft des Angeklagten 
und über sein Vorleben, sowie das Benehmen des- 
selben in der Hauptverhandlung begründeten in den 
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Geschworenen die Überzeugung, dass der Angeklagte 
weder im Zeitpunkte der That, noch im Zeitpunkte 
der Verhandlung in einer krankhaften Störung der 
Geistesthätigkeit sich befand, und es erfolgte die 
Bejahung der aus § 226 des Deutschen St.-G.-B. ge- 
stellten Schuldfrage. Der damals Angeklagte und 
jetzt im Zuchthaus Befindliche ist aber ein schwach 
veranlagtes, vernachlässigtes und herabgekommenes 
Individuum. Die Prognose eines der Ärzte, dass am 
Straforte die Zeichen geistiger Erkrankung bald in 
unzweideutiger Weise hervortreten würden, mag 
vielleicht zutreffen; die Einwirkungen des Straf- 
vollzuges mögen die Entstehung oder Entwickelung 
einer geistigen Erkrankung begünstigen. Deshalb 
dürfte es im Interesse der Gerechtigkeit gegen das 
Individuum wie im Allgemeininteresse liegen, die 
Strafe gegen dasselbe an einem Orte und unter 
Umständen vollziehen zu lassen, welche der Ent- 
wickelung oder Ausreifung der geistigen Erkrankung 
nach Möglichkeit vorbeugen. 

Für einen Mangel des Deutschen Strafrechls 
erachte ich es, dass sich dasselbe der ausreichenden 
Berücksichtigung derjenigen Zustände verschlossen 
hat, welche unter dem Begriffe »geminderte Zurech- 
nungsfähigkeit« zusammengefasst werden. Die Zu- 
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lassung »mildernder Umstände« bei zahlreichen De- 
likten deckt die Funktionen, welche die Berück- 
sichtigung »geminderter Zurechnungsfähigkeit« er- 
füllen lässt, nicht in genügendem Umfange. Bei 
Delikten, für welche die mildernden Umstände nicht 
zugelassen sind, fehlt die Möglichkeit einer aus- 
reichenden Individualisierung der Strafe, so nament- 
lich bei Mord, Meineid und Brandstiftung. Der Begriff 
»geminderte Zurechnungsfahigkeit« ist zwar mangel- 
haft gebildet,'**) derselbe ist aber in der deutschen 
Rechtssprache eingebürgert und kaum durch einen 
kürzeren zu ersetzen. Man versteht darunter einen 
Seelenzustand , welcher zwar die Erkenntnis der 
sozialen Bedeutung eines Thuns und die Fähigkeit, 
sich mit der erkannten Rechtsnorm in Einklang zu 
halten, nicht ausschliesst , aber so erheblich herab- 
mindert, dass eine geringere als die ordentliche 
Strafe als gerechtfertigt erscheint. Der Italienische 
Entwurf trägt solchen Zuständen im Artikel 48 
Rechnung. »Quando alcuna delle cause indicate nell' 



'•) Die VcrbinduDg eines Urteilswortes mit einem auf die beurteilte 
Qualität sich beziehenden Worte zu einem neuen Begriffe ist 
schief; ebenso die Verbindung eines Comparativwortes mit einem 
absoluten Begriffe, der weder Minderung noch Steigerung zulässt. 
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articolo precedente ^ tale che, senza escludere Tim- 
putabilitä,, la scema grandemente, la pena stabi- 
lita per il reato commesso 6 diminuita secondo le 
norme seguenti etc.« An Stelle des schweren Ker- 
kers soll Reklusion von G bis 24 Jahren treten, an 
Stelle dauernder, nur zeitige Untersagung der Ämter- 
fahigkeit, an Stelle einer Freiheitsstrafe von mehr 
als 12 bis 24 Jahren eine solche von 3 bis zu 10 
Jahren; statt mehr als 6 bis zu 12 Jahren soll eine 
Strafe von 1 bis 5 Jahren erkannt, in allen anderen 
Fällen soll unter die Hälfte der sonst erkannten 
Freiheitsstrafe herabgegangen werden. Geldstrafen 
sind zu halbieren. In Hinsicht auf Freiheitsstrafen 
ist überdies die richterliche Anordnung zulässig, 
dass dieselben in einer casa di custodia erstanden 
wefrden. 

Der Trunkenheit sind besondere Normen 
gewidmet. Zunächst wird anerkannt, dass dieselbe 
als ein das Bewusstsein ausschliessender wie er- 
schwerender Umstand, sonach als Schuldausschlies- 
sungs- und als Schuldmilderungsgrund inbetracht 
kommen könne. Art. 49 Abs. 1. Die Strafmilde- 
rung soll aber eine geringere sein, wenn der Schul- 
dige ein Gewohnheitstrinker ist. Abs. 2. Gar 
keine Milderung soll stattfinden, wenn die Trunken- 
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heit herbeigeführt wurde (fe stata contratta) '*), um 
die Ausführung zu erleichtem oder sich eine Ent- 
schuldigung zu verschaffen. Die Fälle der soge- 
nannten actio libera in causa dürften hierdurch nicht 
getroffen sein; dieselben sind nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen zu beurteilen; der Thäter, der 
sich selbst als schädigende Naturkraft in Wirksam- 
keit gebracht hat, wird behandelt, als wenn er mit 
anderen Kräften operiert hätte. Ist so der Trunken- 
heit die von der psychologischen Würdigung der 
Thaten gebotene Rücksicht zuteil geworden, so 
wendet sich sehr sachgemäss der Entwurf im 3. 
Buche Tit. 8 Kap. 2 in mehreren Artikeln (469—471) 
gegen die Trunkenheit selbst. Schon das betrunken 
in der Öffentlichkeit sich betreten lassen, ist mit 
einer Geldbusse bedroht; der Gewohnheitstrinker 
wird in diesem Falle auf 6—24 Tage in den Arrest 
oder nach richterlichem Ermessen ins Arbeitshaus 
geschickt. Ist der Betrunkene noch nicht 15 Jahre, 
so erhalten der Vater oder Vormund einen Verweis 
mit der Ermahnung, besser den Pflegling zu bewahren, 
und mit der Androhung von Arrest bis zu 12 Tagen 



'*) Der Ausdruck erinnert an das crimen contrahere des römischen 
Rechts. 
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für den Fall, dass die Ermahnung nicht beachtet 
würde. Arrest bis zu 10 Tagen ist dem angedroht, 
welcher maliziosamente , also boshaft oder tückisch, 
jemanden an einem öffentlichen Orte betrunken 
macht oder einem schon Betrunkenen weitere be- 
rauschende Substanzen verabreicht. Wenn die That 
gegen eine Person begangen wird, welche noch 
nicht 15 Jahre alt oder schwachsinnig oder geistes- 
krank ist, so tritt Arrest von 10 Tagen bis zu 
1 Monat ein. Betreibt der Thäter das ^ Schankge- 
werbe, so soll er in dessen Ausübung suspendiert 
werden. Art. 470. Sehr energisch erhebt Art. 471 
den Finger gegen das unvorsichtige Trinken. Wer 
von einer Anklage mit Rücksicht auf Trunkenheit 
bei der That freigesprochen wird, soll wegen der 
Trunkenheit zu Arrest bis zu einem Jahre oder zu 
Geldbusse (also bis zu 2000 Lire) verurteilt werden; 
doch soll die Strafe */» der auf die begangene That 
anwendbaren Strafe nicht überschreiten. Zwischen 
verschuldeter und unverschuldeter Trunkenheit wird 
nicht unterschieden. Und daraus könnte sich ein 
Bedenken gegen die Bestimmung erheben lassen. 
Man wird sodann zu der Frage gedrängt: wie macht 
sich die Anwendung dieser Bestimmung im Schwur- 
gericht? Auf welchem Wege erfahrt das Gericht 
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(der Vorsitzende Richter), dass die Geschworenen 
wegen Annahme der Trunkenheit freigesprochen 
haben? Es wird nichts anderes übrig bleiben, als 
in solchen Fällen die Haupt- (Hülfs-) Frage in ge- 
wöhnlicher Weise zu formulieren und eine auf die 
Trunkenheit bezügliche Nebenfrage beizufügen. 

Als wenig empfehlenswert erscheint die Ver- 
bindung recht verschiedenartiger Strafausschliessungs- 
gründe im Art. 50. Unter 3 Nummern werden hier 
berücksichtigt; gesetzliche Bestimmung und ver- 
pflichtender Befehl, Notwehr und Notstand. Wenn 
die disposizione della legge und der ordine dell' 
Autoriti competente unter den Strafausschliessungs- 
gründen besonders genannt wurden, so hätte wohl 
auch der Berufspflicht gedacht werden sollen. Den 
wichtigsten der hierher gehörenden Fälle — die 
berufsmässige Abtreibung oder Tötung des Fötus — 
hat Art. 365 Abs. 2 besonders vorgesehen. 

Die auf die Notwehr bezügliche Bestimmung 
erscheint auf den ersten Blick als ganz ungenügend. 
Wenn jemand für Verletzungen fremder Rechts- 
güter nur unter der Voraussetzung straflos ist, dass 
es sich darum handelte, di respingere da se o da 
altri una violenza attuale ed ingiusta, so sind damit 
der Notwehr zu enge Grenzen gezogen. Ich kann 
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aber der Kritik vonLiszt's^^) nicht völlig beitreten. 
Für Schutzhandlungen gegen drohende Wortbeleidi- 
gungen wird allerdings vergeblich nach einer die 
Straffreiheit anerkennenden Bestimmung gesucht 
werden. Auch für die Verletzung des mit der ge- 
stohlenen Sache davonlaufenden Diebes wird sich, 
soweit ich sehe, keine entschuldigende Bestimmung 
finden lassen. Die Ergänzung aber, welche Art. 357 
zu der allgemeinen Notwehrbestimmung hinzufügt, 
dürfte doch für die meisten Fälle sich als aus- 
reichend erweisen. Ich darf auch nach dem Ital. 
Entw. dem Dieb gegenüber mein Eigentum vertei- 
digen. Das ist zweifellos, wenn der Dieb im Be- 
tretungsfalle zu personlicher Gewalt übergeht, um 
sich in Besitz der fremden Sache zu setzen. Aber 
auch dann, wenn er nach Vollendung des Diebstahles 
betreten wird, giebt Art. 357 Nr. 1 mit 385 Abs. 2, 
ausreichend die Grundlage für straffreie Verletzungen 
des zu Gewaltthätigkeiten schreitenden oder mit 
solchen drohenden Diebes. Gegen bevorstehende 
Angriffe auf das Vermögen durch geeignete Ab- 
wehrhandlungen sich zu schützen, also z. B. auch 
durch das Halten von, auf den Menschen dressierten 



") Der Ital. St..G.-E. t. 1887 S. 31. 
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Hofhunden, giebt Art. 357 Nr. 2 die wohl meistens 
ausreichende Berechtigung. Für Tötungen und 
Körperverletzungen soll nicht verantwortlich sein, 
wer zu denselben durch die Notwendigkeit veranlasst 
wurde, »di respingere gli autori di scalamento, 
rottura od incendio alla casa od altro ediiicio di 
abitazione, od alle loro appartenenze , quando ciö 
avvenga da un' ora dopo il tramonto ad un' ora 
prima del sorgere del sole, o, avvenendo in altra ora, 
quando la casa od altro edificio di abitazione o le 
loro appartenenze sieno in luogo isolato e vi sia 
fondato timore per la sicurezza personale di chi vi 
si trova«. Auch in Deutschland werde ich mich 
hüten müssen, den Störer meines Hausfriedens ohne 
weiteres die Treppe hinunterzuwerfen. Es ist mir 
aber nicht zweifellos, dass nach dem Ital. Entw., 
wie nach dem Deutschen St.-G.-B. derjenige straflos 
ist, der den Eindringling mit Gewalt zum Verlassen 
der Wohnung nötigt ^^). und der, wenn Gegengewalt 
angewendet wird, zu Degen, Stock oder Revolver 
greift. Wird sich nach dem Vorstehenden für die 
Mehrzahl der Fälle eine Bestimmung finden, welche 



^^) Auch der Ital, Entw. macht die Strafbarkeit der Nötigung davon 
abhängig, dass sie »illegittimamente« erfolgt. Art. 149. 
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in ausreichender Weise eine ^^Berücksichtigung der 
Notwehrlage ermöglicht, so erscheint doch die Zer- 
splitterung der die Notwehr betreffenden Bestim- 
mungen nicht als gerechtfertigt; und die Praxis wird 
zuweilen in Verlegenheit kommen, wenn sie für eine 
wohlbegründete Notwehrhandlung nach einer gesetz- 
lichen Handhabe der Freisprechung sucht. Es ist 
in der That nicht ersichtlich, warum Zanardelli, 
der doch sonst geneigt war, die guten Bestimmungen 
anderer Gesetzbücher für den Entw. zu verwerten, 
an der unübertrefflichen Notwehrbestimmung des 
Deutsch. St.-G.-B. § 53 vorbeigegangen ist. 

Der Notstand hat in der Bestimmung; »non 
fe punibile colui che k commesso il fatto per esservi 
stato costretto dalla necessitä di salvare sfe od altri 
da un pericolo grave ed imminente alla persona, 
cui non aveva dato causa e che non si poteva altri- 
menti evitare« eine entschieden bessere Würdigung 
gefunden, als in den misslungenen und durchaus 
unzureichenden §§ 52 und 54 des Deutschen Straf- 
gesetzbuches. Wie steht es aber mit Gefahren für 
das Vermögen? Ich möchte glauben, dass die beste 
legislatorische Berücksichtigung der Notstandsfalle 
sich im Art. 42 des russischen Entwurfes findet. 

»Nicht als verbrecherisch gilt die Handlung, 
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welche zur Rettung des eigenen oder eines fremden 
Lebens vor einer, in Folge rechtswidrigen Zwangs 
oder anderer Ursachen entstandenen und zugleich 
durch andere Mittel nicht abwendbaren Gefahr began- 
gen worden. Unter denselben Bedingungen gilt nicht 
als verbrecherisch auch die Handlung, welche zur 
Rettung der Gesundheit, Freiheit, Geschlechtsehre 
oder anderer persönlicher oder Vermogensgüter be- 
gangen worden, wenn der Thäter hinreichenden 
Grund hatte, den von ihm bewirkten Schaden im 
Vergleich mit dem zu rettenden Gute für unbedeu- 
tend zu halten. Die Bestimmungen dieses Artikels 
finden keine Anwendung, wenn die Vermeidung der 
Gefahr selber eine gesetzlich bei Strafe verbotene 
Handlung bildet.« 

Der Reiz zur That, hervorgerufen durch Zorn 
über eine ungerechte Provokation oder durch einen 
gerechten und tiefen Schmerz findet im Art. 51 die. 
nämliche Beachtung wie die nicht entschuldbare 
Überschreitung der Notwehr. Bei der, wie mir 
scheint, ausreichenden Berücksichtigung aller Arten 
von Milderungsgründen in den Art. 48 und 56 dürfte 
die besondere Rücksichtnahme auf den Reiz vielleicht 
nur durch das lebhaftere Temperament des Süd- 
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länders, für den die Nachsicht geübt wird, sich 
rechtfertigen lassen. Dagegen wird sich kaum eine 
Einwendung erheben lassen, wenn Art. 374 Abs. 2 
die wörtliche Beleidigung, welche durch einen ge- 
waltthätigen Angriff hervorgerufen wurde, ganz straf- 
los lässt. 

Das Alter hat folgende Beachtung gefunden. 
Artt. 52 bis 54. Keine Verfolgung findet statt gegen 
den, welcher zur Zeit der That noch nicht 9 Jahre 
alt war. Die Fassung des Ital. Entw. schliesst so- 
wenig wie die des Deutschen St.-G.-B. die Annahme 
eines deliktischen Verhaltens bei den noch nicht 9jäh- 
rigen, und demgemäss auch nicht die Verfolgung 
eines Älteren wegen Beihülfe aus. Eine zweite Stufe 
bildet das Alter vom 9. bis zum vollendeten 14. Jahre. 
Hier ist, wie durch den § 56 des Deutsch. St.-G.-B. 
für die Altersstufe von 12 bis 18 Jahren, die jedes- 
malige Erforschung vorgeschrieben, ob mit Unter- 
scheidungsvermogen gehandelt wurde; und es wird 
bei diesen jungen Leuten namentlich Unkenntnis 
des Strafgesetzes inbetracht kommen können. Im 
Falle der Verneinung des discernimento erfolgt keine 
Verurteilung; aber das Gericht kann die Unterbrin- 
gung in einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt 
bis zur erreichten Volljährigkeit anordnen. Das 
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Gericht darf auch statt dessen an die Eltern oder 
sonstigen Erzieher eine Ermahnung erlassen, künf- 
tig besser über den jungen Menschen zu wachen, 
und zwar bei Vermeidung einer Geldstrafe bis 
zu 1000 Lire im Nichtbeachtungs falle. Wird be- 
funden, dass der Beschuldigte mit Unterscheidungs- 
vermögen gehandelt hat, so soll die Strafe in einer 
vom Art. 53 begrenzten Weise gemildert werden. 
Ebendaselbst ist auch die Erstehung der Strafe 
in einer casa di custodia normiert, sowie die Amter- 
untersagung ausgeschlossen. Für eine dritte Alter- 
stufe (14 Jahre bis zum vollendeten 18. Jahre) sind 
besondere Strafsätze bestimmt, und es ist auch da 
die Erstehung in einer casa di custodia vorgesehen, 
wenn der Beschuldigte im Zeitpunkte der Verurteilung 
noch nicht 18 Jahre alt ist. Was geschieht, wenn 
ein Siebzehnjähriger einen Mord (Art. 347^) begangen 
hat? Soll er, wenn auf 20 Jahre Reklusion erkannt 
wird, in der casa di custodia bis in die dreissiger 
Jahre seines Lebens verbleiben? 

Bei Taubstummen ist das Verantwortlichkeits- 
alter hinausgerückt; es soll erst mit dem vollendeten 
14. Lebensjahre beginnen. Art. 55. Taubstumme, 
welche zur Zeit der That zwischen 14 und 18 Jahren 
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alt waren, sollen wie nicht Taubstumme im Alter 
von 9 bis 14 Jahren nach Art. 53 behandelt werden, 
und zwar mit der Modifikation, dass die Verwahrung 
im Erziehungshause bis zum vollendeten 24. Jahre 
ausgedehnt werden darf. Taubstumme, welche im 
Alter von 18 bis 21 Jahren delinquiert haben, sollen 
wie andere im Alter von 14 bis 18 behandelt 
werden. Auch für ältere Taubstumme ist eine Straf- 
milderung vorgesehen. Aber was soll mit einem 
zwanzig- oder dreissigjährigen Taubstummen ge- 
schehen, der ohne Erziehung in den Volskerbergen 
aufgewachsen ist und nun ohne discernimento eine 
Gewaltthätigkeit verübt oder eine sonstige sozial- 
widrige Handlung begeht? 

Der allgemeinen Zulassung »mildernder Um- 
stände« ist schon gedacht worden. Früher ein Gegner 
dieses Institutes, bin ich durch fortgesetzte Beobach- 
tung des Rechtslebens zu einem andern Resultate 
gekommen. Es dürfte aber bei meiner Überein- 
stimmung mit dem Entwürfe hier nicht der Ort sein, 
in eine Erörterung dieser Frage einzutreten. 

Art. 57 enthält eine auch dem Strafrechte in 
Deutschland nicht unbekannte*®) Straf loserklärung 



^^} Vrgl. z. B. das Baierische Polizeistrafgesetzbuch v. 10. Nov. 1861 

Art. 18 Abs. 4 u. 5. 

11* 
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Untergebener bei gewissen Über tretungen, welche 
in Ausführung eines Befehles des Familienhauptes, 
des Erziehers, Dienstherrn u. s. w. begangen werden. 
In umgekehrter Richtung werden die in der Auto- 
ritätsstellung Befindlichen für gewisse Übertretungen 
der Untergebenen neben diesen haftbar gemacht, 
wenn die Vorgesetzten es an der nötigen Sorgfalt 
in der Verhinderung der Übertretungen fehlen Hessen. 
In der Materie des Versuchs verlässt der Ital. 
Entw. die vom Code p^nal eroiFnete Bahn, die sich 
für Doktrin und Praxis, namentlich infolge des un- 
sicheren Begriffes des commencement d'ex^cution als 
recht dornenvolle erwiesen hat. Die Versuchslehre 
gehört zu den bevorzugten Materien der Kriminalistik. 
Einzelne Fragen und die ganze Lehre sind häufig 
zum Gegenstande der Erforschung und Darstellung 
gemacht worden. Ganz neuerlich hat sich eine um- 
fangreiche historisch-dogmatische Studie des Pester 
Dozenten und Vice-Staatsanwaltes J. Baumgarten 
mit der Lehre vom Versuche der Verbrechen*^) 
beschäftigt. Auch in dieser Materie haben die Ita- 
liener des späten Mittelalters die zusammenfassende 
und grundsätzliche Behandlung gegenüber der mehr 



^) Stuttgart 1888. S. 471. 



Digitized by 



Google 



167 



kasuistischen des römischen und altern deutschen 
Rechts eingeleitet. Mit einem gewissen Stolze macht 
Zanardelli geltend, es sei der italienischen Schule 
die Lehre zu danken, dass die böse Absicht ein Thun 
nicht strafbar machen könne, wenn der kriminelle 
Erfolg unmöglich eintreten konnte. Mit Recht habe 
Carrara sich gegen das (bekannte Plenar-) Er- 
kenntnis des deutschen Reichsgerichts vom 24. Mai 
1880 gewendet und die Unterscheidung von absoluter 
und relativer Untauglichkeit gefordert. Die Jurisr 
prudenz der Italienischen Cassationshöfe stimme mit 
dieser Lehre überein*^). Konform mit der modernen 



*^) Ich stehe hier in der Hauptsache auf dem Standpunkte der Lehre, 
welcher das deutsche Reichsgericht gefolgt ist. Selbstverständ- 
lich ist hier nicht der Ort für eine Erörterung der Frage. Gegen 
die von Zanardelli gebilligte Meinung möchte ich nur wieder 
die einwendende Frage erheben , welches Merkmal trennt die 
absolute von der relativen Untauglichkeit? Seit vielen Jahren 
habe ich in meinen Vorlesungen folgende Sätze vertreten : es 
kommt darauf an, ob das Mittel, mit welchem der Thäter zu 
operieren glaubte, vernünftiger Weise dienlich war, die bei ihm 
unterstellte Absicht zu verwirklichen. Bejahenden Falles liegt 
strafbarer Versuch vor. Verneinenden Falles muss entweder die 
Annahme einer deliktischeu Absicht aufgegeben und Scherz, Si- 
mulation angenommen werden, oder die Zurechnungsfähigkeit des 
thätig gewordenen Individuums muss in Zweifel kommen. Wer 
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Lehre unterscheidet der Ital. E. zwischen semplice 
conato und delitto mancato. Der erstere — das un- 
vollendete Delikt — wird mit den folgenden Worten 
umschrieben : »Chiunque, nel fine di commettere un 
delitto, ne ä intrapresa, con atti esteriori ed idonei**), 
Tesecuzione, ma, per circostanze fortuite ed indi- 
pendenti dalla propria volontä, non ä compiuto tutto 
ciö che 6 necessario alla sua consumazione.« Durch 
die Aufnahme des »idonei« soll die Kriminalität des 
Versuchs mit absolut untauglichen Mitteln abgelehnt 
werden. Die Strafe soll wie schon bei früherer 
Gelegenheit angedeutet wurde, erheblich geringer 
sein, als bei dem gelungenen Delikte; in der Regel 
die Hälfte bis zwei Drittel der Strafe, welche das 
gelungene Delikt getroffen hätte. Viel härter (Min- 
derung nur um ein Sechstel), doch milder als die 
gelungene That ist der delitto mancato, das fehlge- 
schlagene Delikt zu bestrafen, welches vorliegt, wenn 
jemand in deliktischer Absicht alles gethan hat, was 



nur mit Beten und Wallfahrten eine Tötung vollbringen, mit 
Wassertrinken eine procuratio abortus bethätigen will, ist kein 
Individuum, mit dem sich die Strafrechtspflege su beschäftigen 
braucht. 
'*) Die »scheinlichen, zur Vollbringung dienstlichen Werkec treten 
hier in die Erinnerung. 
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zur Konsummation des Deliktes erforderlich ist, diese 
aber aus zufalligen und von dem Willen des Thäters 
unabhängigen Gründen nicht eingetreten ist. Art. 59. 
Im Art. 60 ist für den Fall freiwilligen Abstehens 
vom Versuche eine Strafe für das im Versuche etwa 
schon enthaltene vollendete Delikt angedroht. An- 
griff in tödlicher Absicht — Verwundung — Aufgeben 
des Angriffs. Liszt**) rügt gegenüber dieser Be- 
stimmung, dass sie ihrem Wortlaute nach nur auf 
das unvollendete Delikt, nicht auf den vollendeten 
Versuch passe, eine Ergänzung sei unerlässlich. Ich 
möchte aber die Bedeutung des Art. 60, auch nach 
dem was in der Relazione darüber gesagt ist, nicht 
in der Anerkennung der straflos machenden Wirkung 
des Abstehens vom Versuche erblicken, sondern in 
der Abgrenzung der trotz des Rücktritts vorhandenen 
Strafbarkeit. Die Straflosigkeit begründende Wir- 
kung des Abstehens im Falle des unvollendeten und 
des Rückgängigmachens im Falle des vollendeten 
Versuches scheint mir schon aus dem Wortlaut der 
Art. 58 und 59 hervorzugehen. Für beide Fälle ist 
Strafe nur angekündigt, wenn die Vollendung, be- 
ziehungsweise der Erfolg nicht eingetreten ist, »per 



*») Der ital. St.-G.-E. S. 36. 
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circostanze fortuite ed indipendenti dalla propria 
volontä«. Wenn der Thäter wirksames Gegengift 
gegeben hat, so ist die Konsummation nicht zu- 
fallig, und nicht unabhängig von seinem Willen 
ausgeblieben. Die Straflosigkeit ergiebt sich wie 
nach dem § 31 des Preussischen Strafgesetzbuches 
schon aus der Zeichnung des Thatbestandes des 
unvollendeten und des vollendeten Versuches. Auf 
Übertretungen sollen sich die Strafbestimmungen 
über den Versuch nicht beziehen. Art. 61. Da- 
gegen sind sie auf alle vorsätzlichen delitti, also 
auch auf alle diejenigen Handlungen anwendbar, 
welche nach unserem Rechte nur als »Vergehen« 
erscheinen. Das Gebiet der strafbaren Versuchs- 
handlungen ist dadurch erheblich gegenüber dem 
Deutschen St.-G. -B. erweitert. Obgleich ich das 
Willensmoment im Strafrechte viel mehr betone, als 
dies von dem bei uns geltenden Rechte geschieht, 
so ist es mir doch zweifelhaft, ob die Ausdehnung 
der Versuchsstrafe auf alle, auch die geringfügigsten, 
Vergehen als rätlich erscheint. Eine begriffliche 
Ausnahme kann ich auch bei den Vergehen nicht 
annehmen, welche in dem mündlichen Aussprechen 
eines Wortes bestehen. 

Hinsichtlich der mehrfachen Beteiligung bei 
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einem Reate (Teilnahme) weicht der italienische 
Entwurf nicht unerheblich von dem Deutschen Straf- 
gesetzbuch ab. Art. 62 — 65. Beherrscht sind die 
italienischen Bestimmungen von der im Entwürfe selbst 
nicht ausgedrückten, aber in der Relazione erwähnten 
Unterscheidung zwischen correo und complice. Es 
wird schwer sein, so kurze und doch gleichbedeu- 
tende Ausdrücke in der deutschen Sprache zu finden 
oder auszubilden. Die Unterscheidung von gleich- 
wertiger und ungleichwertiger Beteiligung basiert 
auf einem zu allgemein gehaltenen Urteile; auch 
dürfte es schwer sein, die entsprechenden Ausdrücke 
für die beteiligten Personen zu finden. Ich bediene 
mich zunächst der italienischen Ausdrücke. Als 
correi sollen angesehen und nach dem gleichen Straf- 
gesetze behandelt werden die esecutori e cooperatori 
immediati dell' atto. Unter den esecutori werden 
diejenigen zu begreifen sein, welche zweifellos nach 
§ 47 des Deutschen St.-G.-B. als die gemeinschaft- 
lichen Ausführer einer That erscheinen. Unter den 
Begriff der cooperatori fallen diejenigen Teilnehmer, 
welche während der That mitarbeiten, ohne aber 
einen der Thätigkeitsakte zu entfalten, welche für 
die Individualisierung der That charakteristisch sind; 
so z. B. die Anwendung von Sachgewalt bei dem 
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Einbruchs-Diebstahl, von Personengewalt bei Mord, 
Notzucht. Aus dem gegenwärtigen Deutschen Rechte 
möchte ich die Bestimmung der Nummer 5 des § 243 
heranziehen. Da sind unter den »Mitwirkenden« 
nicht Mitthäter im Sinne des deutschen § 47, sondern 
Mitthäter im Sinne vom esecutori und cooperatori 
zu verstehen. Durch den Art. 62 wird vielen der 
m. E. unüberwindlichen Schwierigkeiten begegnet 
werden, zu welchen die jetzige deutsche Unter- 
scheidung zwischen Mitthäter und Thatgehülfe im 
Zeitpunkt der That geführt hat. Das in der Praxis 
sich geltend machende Bestreben, den an der That 
besonders Interessierten den Mitthätem einzureihen, 
wenn er nur im Zeitpunkt der That thätig geworden, 
mag vom Standpunkte der Kriminalpolitik aus ganz 
gerechtfertigt sein, es wird sich aber mit den nun 
einmal geltenden Bestimmungen nicht in Einklang 
bringen lassen. — Dem correo ist hinsichtlich der 
Strafe gleichgestellt der Anstifter. Ohne die über- 
flussige Exemplifizierung des deutschen § 48 um- 
schreibt der Art. 62 des Entwurfs den Anstifter mit 
den Worten »colui che k determinato altri a com- 
mettere il reato«. Unter :i>reato« ist der Thatbestand 
in subjektiver, wie in objektiver Beziehung zu ver- 
stehen; der mittelbare Thäter, der eine nicht ver- 
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antwortliche Person zur Ausführung deliktischer Pläne 
missbraucht, ist nach der AuflFassung des ital. Rechts, 
wie nach der in Deutschland herrschenden Meinung, 
AUeinthäter gerade so wie derjenige, der ein Tier 
oder eine andere Naturkraft seinen deliktischen Plänen 
dienstbar macht. Die Bedenken, welche v. Liszt*^) 
gegen die besondere Behandlung des Anstifters eines 
alias facturus äussert, vermag ich nicht zu teilen. 
In logischer Anwendung der über den Versuch mit 
absolut untauglichen Mitteln vertretenen Meinung 
müsste man den Anstifter des alias facturus für 
straflos erklären, wenn nicht eine Bestärkung im 
Entschlüsse nachweisbar ist. Zieht man aber diese 
Konsequenz nicht und stellt man sich hier auf einen 
mehr subjektiven Standpunkt, so lässt sich in der 
That eine höhere Strafbarkeit desjenigen recht- 
fertigen, der in der Meinung, der erste zu sein, einen 
anderen anreizt, als desjenigen, der mit Bewusstsein 
nur eine bekräftigende Thätigkeit entfaltet. 

Eine erheblich geringere Strafe droht der Ital. 
Entwurf denjenigen Teilnehmern an einem Reate an, 
welche, ohne Anstifter zu sein, den deliktischen Ent- 
schluss erweckt oder bestärkt haben — con Teccitare 



*) A a. O. S. 38. 
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o raflforzare la risoluzione di commetterlo. Die Straf- 
drohung gegen das eccitare, das weder determinare 
noch rafforzare ist, erinnert stark an den Art. 46, 
Abs. 2 des Baierischen Strafgesetzbuches von 1813, 
welcher die fahrlässige Veranlassung eines Delikts 
durch unvorsichtige Reden oder Handlungen bedroht. 
Wenn das mit »eccitare« gemeint ist, so wären die 
Strafdrohungen ganz exorbitante. Geringer sollen 
femer diejenigen bestraft werden, welche durch Rat 
oder Gewährung von Mitteln zur Ausführung sich 
beteiligt haben, femer diejenigen, welche die Aus- 
führung der That — ohne cooperatori immediati zu 
sein — erleichtert haben, u. z. durch Gewährung 
von Hülfe vor oder während der That oder auch 
nachher, wenn nur auf Grund vorhergehender Zusage. 
Das facilitare schliesst jedenfalls ein mit Hand an- 
legen, ein Zugreifen bei der Ausführung selbst aus; 
das Adjektivum immediati, welches im Art. 62 
den cooperatori beigefügt ist, wird bei der Unter- 
scheidung von Mitthätern und Gehülfen wohl als 
Fingerzeig dienen können; ich mochte aber be- 
zweifeln, ob alle die Bedenken, . welche in unserer 
Strafrechtspflege durch die Unterscheidung zwischen 
Mitthäter und Thatgehülfen hervorgerufen worden 
sind, mit den Bestimmungen des Ital. Entw. beseitigt 
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sein werden. Die Einführung des Hauptgehülfen 
»se il reato senza il suo concorso non sarebbe stato 
commesso« wird kaum geeignet sein, die angedeuteten 
Schwierigkeiten zu heben. Wer Veranlassung gehabt 
hat, sich im Rechtsleben mit dem An. 45 II des 
Baierischen Strafgesetzbuches von 1813 zu be- 
schäftigen, wird die Wiederbelebung des Verlegen- 
heitsbegrifFes der »Hauptgehülfenschaft« kaum be- 
grüssen können. Die Doktrin wird es stets als ihre 
Aufgabe anerkennen müssen, die unterscheidenden 
Merkmale der Teilnahme aufzusuchen und ihren Ein- 
fluss auf die Strafbarkeit zu erörtern, Sie wird 
dabei Anlass haben, verschiedene Begriffe auszu- 
prägen und zu verwerten, wie Mitthäterschaft, An- 
stiftung^, Bestärkung im Entschlüsse, Hülfeleistung. 
Wie aber in der Natur die Arten vielfach in ein- 
ander übergehen, so ist das auch bei den mensch- 
lichen Handlungen der Fall, und für die Gesetzgebung 
erscheint mir noch heute diejenige Bestimmug als 
die beste, welche ohne weitere Unterscheidung für 
alle Beteiligte die Anwendung der gleichen Straf- 
bestimmung vorschreibt und es der von der Rechts- 
lehre und der allgemeinen menschlichen Erfahrung 
geleiteten Rechtspflege überlässt, innerhalb des ge- 
setzlichen Strafrahmens und unter etwaiger Zulassung 
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mildernder Umstände »in einem Falle änderst dann 
in dem andern« zu strafen^*). 

Persönliche Qualitäten, welche für die Würdigung 
der That von Einfluss sind, sollen nicht bloss zum 
Nachteil dessen, bei dem sie vorhanden sind, sondern 
auch aller derjenigen Teilnehmer in Betracht kommen, 
welche diese Qualitäten im Augenblicke der That 
gekannt haben, Art. 64. Der Teilnehmer an der 
Verwandtentotung wird nicht aus Art. 345, sondern 
aus Art. 346^ oder 347* bestraft. Sachliche Umstände 
(circostanze materiali) der That, auch wenn sie eine 
abweichende Qualifizierung begründen, sollen nicht 
nur den Beteiligten zur Last fallen, die sie gekannt 
haben, sondern auch denen, welche sie als 3>conse- 
quenza diretta del reato concertato« vorhersehen 
konnten. Eine auffallende, nicht zu billigende Be- 
stimmung. Art. 65. 

Die Art. 66 bis 72 beziehen sich auf die Fälle 
der sogenannten Realkonkurrenz. Weiter als 
bei uns ist der Gedanke der Gesamtstrafe durch- 
geführt. Er kömmt auch zur Anwendung bei dem 
Zusammentreffen mehrerer Arrest- und mehrerer 
Geldstrafen. Die Reklusions- und Detentionsstrafe 



") Carolina Art. 177; code pönal Art. 59, 60. 
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darf 30 Jahre, die Verstrickung und Ortsverweisung 
5 Jahre, die Arreststrafe 3 Jahre nicht übersteigen; 
für Geldstrafen sind 15 000, für Geldbussen 3000 Lire 
als Maximum bestimmt. Für die zeitliche Ämter- 
untersagung und die Gewerbesuspension ist das 
doppelte des sonstigen Maximums als Grenze ge- 
setzt. Verstrickung und Ortsverweisung sollen 
neben Reklusion und Detention, jedoch mit Ab- 
minderung der ersteren um ein Drittel erkannt 
werden. Auch der ergastolo ist in Fällen der 
Konkurrenz zu schärfen; und zwar durch Verlängerung 
der Einzelhaft. Das wird wohl graue Theorie bleiben! 
Die Konkurrenzbestimmungen sollen in allen Fällen 
zur Anwendung kommen, in welchen die Begehung 
der mehreren Reate der oder einer Aburteilung vor- 
ausgegangen sind. Die Einschränkung, welche un- 
begründeter Weise § 79 des Deutschen St.-G.-B. enthält, 
kennt der Ital. Entwurf nicht. — In der Bestimmung 
des Art. 73 des Entwurfes: »II colpevole di un fatto, 
il quäle constituisce piü titoli di reato, soggiace alla 
pena stabilita per il reato di titolo piü grave« er- 
blicke ich die Wiedergabe des Gedankens, der auch 
im § 7^ des Deutschen St.-G.-B. zum Ausdruck ge- 
kommen ist. Allerdings liegt nur ein reato, ein 
Thatbestand vor, aber dieser reato enthält mehrere 
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titoli, d. h. die Elemente mehrerer Delikte. Wer 
der verheirateten Tochter Gewalt anthut, setzt sich 
mit mehreren Grundnormen unseres Lebens in Wider- 
spruch; wer mehrere Personen mit einem Schrot- 
schusse vorsätzlich verwundet, realisiert durch ein 
Thun zwei psychologisch wohl trennbare Entschlüsse. 
Ich möchte den Gedanken einer Strafmehrung auch 
in den Fällen der sogenannten Idealkonkurrenz, 
welcher der Strafrechtsgeschichte wohlbekannt ist, 
nicht als einen unberechtigten erklären.*®) Ich 
glaube aber, dass die weiten Strafrahmen der 
modernen Strafgesetzbücher in den weitaus meisten 
Fällen der Idealkonkurrenz die erforderliche Re- 
pression und Zucht ermöglichen.*') Den auf die 
Fortsetzung bezüglichen Art. 74 kann ich für eine 
glückliche Lösung des bekannten Problems nicht 
ansehen. Der Artikel erscheint mir überflüssig zu 
sein und durch die Beschränkung auf atti esecutivi 
della medesima risoluzione störend und hemmend für 
die Rechtspflege zu wirken. Wie auch Liszt*®) 



*«) Vrßl. dagegen v. Liszt S. 41. 

*') Bei mehreren Tötungen oder Körpetverletziingen durch eine fahr- 
lässige Handlung lässt der Ital. £nlw. eine Straferhöhung ein- 
treten. Art. 352 Abs. 2; Art. 356 Abs. 2. 

"j a. a. O. S. 42. 
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hervorgehoben hat, darf die Zusammenfassung mehrerer 
Akte zu einem Delikte nicht von dem Nachweise 
eines einheitlichen Entschlusses abhängig gemacht 
werden. *•) Was nach natürlicher Auffassung als 
eine Handlung sich darstellt, mehrere Schimpfworte, 
Schläge und dergl. bei einer Gelegenheit, unterliegt 
selbstverständlich auch im Rechtsleben der Zusammen- 
fassung. Ausserdem kann das Gesetz durch den 
Gebrauch von Kollektivworten bei Zeichnung der 
einzelnen Thatbestände die Intention der Zusammen- 
fassung mehrerer zeitlich getrennter, äusserer Akte 
zu einem Delikte hinreichend zum Ausdrucke bringen. 
Ausser dem Ehebruchsbeispiele, auf das v. L i s z t 
aufmerksam macht, mochte ich an § 174 des Deutschen 
Strafgesetzbuches erinnern, welcher durch den Ge- 
brauch des Pluralis »Handlungen« die Zusammen- 
fassung zahlreicher Akte zu einem Delikte ermög- 
licht.^®) Für eine Straferhohung in den Fortsetzungs- 
fallen, wie sie der Entwurf vorschreibt, kann ich bei 
der Ausdehnung des richterlichen Strafzumessungs- 



^^) Psychologisch betrachtet liegen übrigens bei mehreren Händlungen 

auch mehrere Entschlüsse vor. 
^") Oppenhof s Ansicht, dass hier stets Realkonkurrenz vorliege, 

vermag ich nicht zu teilen. 

12 
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rechtes keinen Anlass finden. Mit Rücksicht auf 
die Strafausmessung würde ich ein praktisches Be- 
dürfnis zur Unterscheidung zwischen Fortsetzung 
und Realkonkurrenz nicht als gegeben erachten. 
Sehr wichtig ist dagegen die Unterscheidung in 
Hinsicht auf die Frage der Verjährung und der 
Urteilskonsumtion. Ich möchte aber glauben, dass 
keine allgemeine Bestimmung in ausreichender Weise 
die Anhaltspunkte für die Unterscheidung gewähren 
kann, dass es vielmehr auf eine verständige Nor- 
mierung der einzelnen Thatbestände und auf eine 
verständige Interpretation der bezüglichen Be- 
stimmungen ankommen wird. 

Zu den besten Partieen des Entwurfes rechne 
ich die im Deutschen Strafgesetzbuche noch ganz 
ungenügende Behandlung des Rückfalles. Mehr und 
mehr wird die Überzeugung, dass die Rückfalligen 
grundsätzlich anders zu behandeln seien, als die 
Erstfehlenden, Gemeingut der Fachmänner in allen 
Ländern der Europäischen Kultur. Besonders scharf 
wird der Unterschied von der neuitalienischen Schule 
Lombroso's betont. Man verlangt verschiedene 
Strafanstalten. Und in der That erheischen die 
beiden Kategorieen von Verbrechern eine verschie- 
dene Behandlung im Gesetze, vom Gerichte und am 
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Straforte. Das ist ein so einfacher und naheliegen- 
der Gedanke, dass man sich über das späte Ein- 
dringen desselben in unsere Strafrechtseinrichtungen 
wundern muss. Die Zögerung hängt m. E. mit dem 
Überwiegen des Vergeltungsgedankens im Strafrechte 
zusammen. Die Schuld des Rückfalligen darf 
nicht ohne weiteres schwerer als die des Erstfehlen- 
den angeschlagen werden. Ce n'est que le premier 
pas qui coüte gilt auch hier, selbst wenn dem ersten 
Fehltritte eine Strafe folgte. Dem schon Bestraften 
wird die Einschlagung korrekter Bahnen bei unseren 
sozialen Verhältnissen und vorhandenen Vorurteilen 
meist viel schwieriger als dem noch Unbestraften. 
Vom Standpunkte der grösseren Schuld wird sich 
die härtere Behandlung der Rückfalligen nicht all- 
gemein rechtfertigen lassen. Dagegen erheischt 
die Sicherung der menschlichen Gesellschaft eine 
längere und methodischere Behandlung der Rück- 
fälligen als der Erstfehlenden. Wiederholter Rück- 
fall kann zu der Frage anregen, ob nicht das anti- 
soziale Individuum auf unbestimmte Zeit, jedenfalls 
auf lange Jahre hinaus in Behandlung zu nehmen 
und die Gesellschaft vor ihm sicher zu stellen sei. 
Auch auf eine Trennung der Rückfälligen von den 

Erstfehlenden am Straforte wird im Interesse der 

12* 
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letzteren und der Gesellschaft am Platze sein. Sofort 
wirft sich aber die Frage auf, welche Personen als 
Rückfällige erscheinen. Es ist naheliegend, dass nicht 
jede Vorstrafe, gleichviel weswegen und gleichviel 
wann erlitten, bei einem neu begangenen Delikte die 
Rückfallsbehandlung herbeiführen darf. Diese ist nur 
dann angezeigt, wenn die Wiederholung der Straf- 
fälligkeit das Urteil rechtfertigt, dass bei dem Indi- 
viduum infolge von Naturanlage, von Mangel an Er- 
ziehung oder verkehrter Erziehung in einer oder 
mehreren Richtungen antisoziale Neigungen 
übermächtig geworden sind. Solche Individuen er- 
sckeinen für die Gesellschaft wie Krankheitskeime, 
die bekämpft werden müssen, wie Pilze und Bak- 
terien. Es handelt sich darum, aus dem Benehmen 
des Individuums die antisoziale Veranlagung oder 
Gewohnung in greifbarer Weise festzustellen. Wenig 
Schwierigkeit bietet sich dar, wenn das neue und 
das frühere Delikt gegen das gleiche Strafgesetz 
Verstössen, obgleich auch da durch die völlige Ver- 
schiedenheit desAnlasses die Erforderlichkeit der Rück- 
fallsbehandlung fraglich werden kann. Die gleiche 
Neigung, der gleiche Hang kann sich aber auch in 
Handlungen dokumentieren, welche verschiedene De- 
likte enthalten. Dann ergiebt sich die Schwierigkeit 



Digitized by 



Google 



183 



der Feststellung, welche Delikte inhinsicht auf die 
Rückfallsbehandlung als zusammengehörig ange- 
sehen werden sollen. Legislatorische Versuche, mit 
allgemeinen Begriffen, wie Gleichartigkeit, Ähnlich- 
keit zu operieren, haben zu einer Fülle von Kontro- 
versen und zu einer grossen Unsicherheit in der 
Rechtspflege geführt. So kam man denn dazu, bei 
einzelnen Delikten diejenige zu bezeichnen, welche 
für die Rückfallsbehandlung in dem neuen Falle 
entscheidend sein sollen. So hat es, freilich in 
unzureichender Weise, das Deutsche Strafgesetz- 
buch gemacht. Nur bei einzelnen Delikten, Dieb- 
stahl, Hehlerei, Betrug, Raub und raubgleichen Er- 
pressungen ist die Rückfallsstrafe vorgesehen. Das 
Landesrecht hat von derselben auch auf dem ihm 
verbliebenen Gebiete Gebrauch gemacht. Der Ita- 
lienische Entwurf hat die Rückfallsmaterie wieder 
in den allgemeinen Teil, wohin sie gehört, aufge- 
nommen. Er leitet seine Bestimmungen mit Ver- 
wertung eines allgemeinen Begriffes ein, indem er 
Rückfall als gegeben annimmt, wenn nach einer 
früheren Verurteilung in gesetzlicher bestimmter 
Zeit ein neuer Reat della stessa indole begangen 
wird. Wir würden etwa sagen »aus gleichem Hang«. 
Die Art. 75 und 76 enthalten für diese Fälle, mit 
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Unterscheidung des ersten und wiederholten Rück- 
falles, energische Strafankündiguhgen. Art. 77 bringt 
dann eine ausführliche und feindurchdachte Ent- 
wickelung des Begriffes der stessa indole. Zunächst 
kömmt bei allen Delikten die Wiederholung nach 
einer früheren Bestrafung als Rückfall inbetracht. 
Sodann werden in 7 Gruppen durch Anfuhrung der 
Artikelzahlen diejenigen Delikte bezeichnet, welche 
als aus dem gleichen Hange hervorgehend erachtet 
werden sollen. Die Gruppen lassen sich in folgen- 
der Weise charakterisieren: 

1. Delikte aus Gewinnsucht. Amtsunterschla- 
gung, Amtserpressung, Bestechlichkeit, Nichterfüllung 
öflFentlicher Lieferungsverträge, Münzdelikte, Nah- 
rungsmittelfalschung u. drgl., Raubmord, schwere 
Korperverletzung mit diebischer Absicht, Diebstahl, 
Raub, Erpressung überhaupt und Lösegelderpressung 
insbesondere. Betrug, Unterschlagung, Hehlerei^®*) 
und Besitzanmassung. 

2. Gruppe. Freiheitsberaubung, Nötigung, Be- 
drohung, Verletzung der Arbeitsfreiheit, Gewcdt und 



^^») Die Hehlerei (ricettazionc) ist in dem Abdruck des progetto 
und der relazione, welchen die Rivista penale vol. XXVII im 
Januar- und Februarhefte dieses Jahres bringt, auffallender Weise 
weggelassen. 
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Widersetzung gegen die staatlichen Autoritäten ; 
Tötung mit Ausnahme der fahrlässigen Tötung, 
Körperverletzung, Abtreibung und Fruchttötung. 

3. Gruppe. Delikte gegen das Vaterland, gegen 
die Poteri dello Stato (König, Kronprinz, Regent, 
Senat, Deputiertenkammer, Mitglieder der König- 
lichen Familie), Delikte gegen auswärtige Staats- 
gewalten und deren Repräsentanten. 

4. Gruppe. Delikte gegen die politischen Frei- 
heiten, die Freiheit des Kultus, Missbrauch der Amts- 
gewalt, Verletzung der Amtspflichten, Missbrauch des 
geistlichen Amts, Anmassung von Ämtern u. drgl., 
Gewalt und Widerstand gegen die Obrigkeit, Beleidi- 
gung der Obrigkeit, Verletzung von Amtssiegeln 
und öffentlichen Depots, Verkauf des Einflusses bei 
der Obrigkeit, Delikte gegen die öffentliche Ordnung. 

5. Gruppe. Veranstaltungen, um den Verdacht 
eines Deliktes bei der Obrigkeit zu erwecken, falsche 
Denunziation, falsches Zeugnis vor Gericht, Münz- 
fälschung u. drgl., Urkundenfälschung und verwandte 
Delikte, Schwindel und Betrug. 

6. Gruppe. Gemeingefährliche Delikte, nämlich 
Brandstiftung, Verursachung einer Wassersnot, Ver- 
senkung eines Schiffes, Gefahrdung der Schiffahrt, 
Zerstörung von Strassen oder sonstigen öffentlichen 
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Verkehrswegen, Zerstörung von Schutzeinrichtungen, 
Delikte inbezug auf den Eisenbahn- und Telegraphen- 
verkehr, Delikte gegen die öffentliche Gesundheit 
und den Nahrungsmittelverkehr. 

7. Gruppe. Fleischesdelikte, Entführung, Kuppelei. 

Auswärtige Verurteilungen sollen bei der Rück- 
fallsfrage nicht inbetracht kommen. Zur Bändigung 
der im ergastolo Befindlichen sieht Art. 79 eine Ver- 
längerung der Einzelhaft vor, wenn sie im Kerker 
ein neues Delikt verüben. 

Der letzte Titel (IX) des ersten Buches behan- 
delt das Erlöschen der Strafklage und der Tilgung 
rechtskräftig erkannter Strafen. Art. 80 — 100. Da 
die Mehrzahl der Gründe in beiden Beziehungen 
von Bedeutung ist, so hat der Entwurf es nicht für 
angezeigt gehalten, die Behandlung derselben zu 
trennen. Tod und Amnestie beseitigen die Straf- 
klage. Nach den Bemerkungen der Relazione ist 
anzunehmen, dass nach Italienischem Staatsrechte 
der König berechtigt ist, die Niederschlagung der 
Strafklage anzuordnen. Der Tod eines Verurteilten 
soll zwar dem Vollzuge einer Konfiskation und der 
Beitreibung der Prozesskosten nicht imwege stehen, 
die Einziehung der Geldstrafe dagegen aus dem 
Nachlasse des Verurteilten ist nicht gestattet. 
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Die Amnestie soll auch den Vollzug von Ver- 
urteilungen und aller Wirkungen derselben beseitigen. 

Der Straferlass und die Strafverwandlung 
tilgen die mit der erlassenen Strafe verbundenen 
Straffolgen. Aberkennungen von Rechten da- 
gegen bleiben auch im Falle der Begnadigung auf- 
recht erhalten, wenn nicht ihr Wegfäll im Begnadi- 
gungsreskripte ausdrücklich vorgesehen ist. Art. 83. 
— Die Strafklage und eine rechtskräftig erkannte 
Strafe können in den vom Gesetz bezeichneten 
Fällen durch Privatverzeihung des Verletzten besei- 
tigt werden. (Remissione della parte lesa.) Diese 
Privatverzeihung korrespondiert mit der Unterlassung 
der Antragsstellung im Deutschen Recht. Manches 
ist freilich abweichend normiert; so fallt namentlich 
auf, dass die Privatverzeihung keine Wirkung haben 
soll, wenn der Beschuldigte sie nicht annimmt. Art. 
84 Abs. 3. Die Verjährung ist sowohl der Straf- 
klage, wie der Verurteilung gegenüber anerkannt 
undim wesentlichen mit den deutschen Bestimmun- 
gen übereinstimmend geordnet. 

Bei Übertretungen, welche keine höhere Strafe 
als Geldstrafe bis zu 100 Lire nach sich ziehen, 
kann der Schuldige, soweit nicht das Gesetz anders 
bestimmt, der Straf klage zuvorkommen, beziehungs- 
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weise deren Zurückziehung herbeiführen, wenn er 
vor Beginn der Verhandlung freiwillig den Hochst- 
betrag der Strafe, sowie die etwa erwachsenen Kos- 
ten erlegt. Es ist das eine auch unserem Rechte, 
namentlich bei Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben 
und Gefalle, nicht unbekannte Einrichtung. Sie ruft 
die Frage hervor, ob der freiwillig Zahlende in die 
Reihe der »Vorbestraften« eintritt. Da ihm die 
Strafe nicht aufgelegt ist, sondern er dieselbe 
freiwillig bezahlt hat, so mochte ich die Ver- 
neinung der vorstehenden Frage für richtig halten. 

Schon bei Betrachtung der Rückfallsbestim- 
mungen ergab sich der Anlass, in einer durch den 
Gesichtspunkt der stessa indole beherrschten 
Gruppierung die Mehrzahl der einzelnen Delikts- 
kategorieen zu erwähnen. Die Ordnung, in welcher 
die Delikte im zweiten Buche des Entwurfes be- 
handelt sind, ist von andern Gesichtspunkten be- 
stimmt worden. Es ist wesentlich die Richtung des 
Deliktes, es sind die AngrifFsobjekte, beziehungsweise 
die durch die Strafdrohung zu schützenden Rechts- 
güter, mit Rücksicht auf welche die Gliederung des 
zweiten Teiles in zehn Titel und dieser in Kapitel 
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erfolgte. Andere hätten vielleicht manches anders 
gruppiert; selbst politische, von den bei uns vor- 
herrschenden abweichende, Ansichten sind auf die 
Systematisierung nicht ohne Einfluss gewesen. Im 
ganzen wird man dem Entwürfe das Urteil nicht 
versagen können, dass die Reihenfolge der Materien 
eine schlichte und dem Inhalte der Dehkte ange- 
messene ist. An dieser Stelle beabsichtige ich nur 
eine Übersicht über den Inhalt des II. Buches zu 
geben; bei einzelnen Delikten und Deliktsgruppen 
sollen kurze Bemerkungen beigefugt werden. Wenn 
erst der Entwurf zum Gesetz erhoben ist, so dürfte 
sich auch für die deutsche Rechtswissenschaft der 
Anlass ergeben, an der dogmatischen Behandlung 
des reichen Gesetzbuches sich zu beteiligen. Noch 
sei die Bemerkung vorausgeschickt, dass der Entwurf 
selbst es zumeist vermeidet, sich sogenannt tech- 
nischer Ausdrücke für die einzelnen Delikte zu be- 
dienen. Nur die Titel und Kapitel sind mit Über- 
schriften versehen; die einzelnen Strafbestimmungen 
sind in factum konzipiert und nur selten gelangt 
ein zusammenfassender Deliktsbegriff zur Verwen- 
dung. Der Indice hingegen bemüht sich, für die 
verschiedenen Thatbestände kurze Bezeichnungen 
zu bringen, die voraussichtlich im Rechtsleben sich 
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einbürgern werden. Die Überschriften der zehn 
Titel lauten: 

L Vergehen gegen die Sicherheit des Staates. 
II. Vergehen gegen die Freiheit. 

III. Vergehen gegen die öffentliche Verwaltung. 

IV. Vergehen gegen die Justizverwaltung. 

V. Vergehen gegen die öffentliche Ordnung. 
VI. Vergehen gegen öffentliche Treue und Glauben. 
VII. Vergehen gegen die öffentliche Unversehrtheit 

(Sicherheit). 5») 
VIII. Vergehen gegen die gute Sitte und den 
Familienstand. 
IX. Vergehen gegen die Person. 
X. Vergehen gegen das Vermögen. 
In der That eine schlichte, mit dem Rechts- 
schutze des Staatsganzen beginnende, dann zum 
Schutze des öffentlichen Lebens in allen seinen Er- 
scheinungen übergehende und mit dem Schutze der 
Einzelnen und ihres Vermögens schliessende Glie- 
derung. 

Unter den Delikten gegen die Staatssicherheit 
nehmen die 2>gegen das Vaterland« gerichteten die 
erste Stelle ein. Höchst charakteristisch erhebt das 

*') Unsere gemein gefährlichen Verbrechen und Vergehen. 
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junge Königreich vor allem den energisch drohenden 
Finger gegen diejenigen, welche den Gang der 
Weltgeschichte nicht anerkennen wollen und eine 
Rückbildung Italiens in überwundene Formen an- 
streben. Lebenslänglicher Kerker ist dem in Aus- 
sicht gestellt, der eine That verübt, welche darauf 
abzielt, den Staat oder einen Teil desselben einer 
fremden Macht zu unterwerfen oder die Einheit 
Italiens zu vernichten. Den Unterschied von 
Hoch- und Landesverrat, wie er im deutschen Gesetz- 
buche gemacht ist, kennt der Entwurf nicht; als alto 
tradimento bezeichnet der Indice das WaflFentragen 
gegen den Staat und die Konspirationen mit einer 
auswärtigen Macht. Die Enthüllung von Staats- 
geheimnissen wird auch für den Fall der Nachlässig- 
keit bedroht, wenn sie jemanden zur Last fällt, der 
auf amtlichem Wege eingeweiht oder in 
den Besitz der Geheimnisse gekommen 
war. Spionaggio und infedeltä di Stato sind unter 
spezielleren Namen und mit teilweise abweichender 
Zeichnung Fälle, die wir als Landesverrat behandeln 
würden. Nach den Bestimmungen des Art. 110 soll 
strafbar sein, wer durch Veranstaltung von Zusammen- 
rottungen oder anderen feindlichen Akten, non appro- 
vati dal Governo, den Staat der Gefahr eines Krieges 
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oder auch nur der Gefahr von Repressalien aussetzt, 
sowie derjenige, der durch solche Unternehmungen 
die freundschaftlichen Beziehungen zu einem andern 
Staate stört* ^»). 

Ganz eigenartig und unseren Traditionen fremd- 
artig sind die Festsetzungen des zweiten Kapitels, 
das überschrieben ist: »Dei delitti contro i Poteri 
dello Stato«. Zu den »Poteri«, den Gewalten im 
Staate wird an erster Stelle der König gerechnet. 
Attentate gegen sein Leben, seine körperliche Inte- 
grität oder seine Freiheit werden mit dem ergastolo, 
andere Thätlichkeiten sowie Beleidigungen mit Haft 
von 1 — 5, eventuell 6^/3 Jahren und mit Geldstrafe 
von 500 bis 5000, eventuell 6666^/3 Lire bedroht. 
Hinsichtlich des Rechtsschutzes gegen Angriffe auf 
das Leben, die Körperintegrität und die Freiheit 
sind der Kronprinz und der Regent dem König 
gleichgestellt, bei sonstigen Thätlichkeiten und Be- 
leidigungen gegen Kronprinz und Regent ist dage- 
gen eine geringere Strafe in Aussicht genommen. Als 
Attentate gegen die Konstitution sollen Unter- 
nehmungen gestraft werden, welche darauf abzielen; 

1. den König oder Regenten, ganz oder teil- 



^'^) Man denkt an die Ilalianissimi. 
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weise, dauernd oder zeitlich an der Regierung zu 
verhindern ; 

2. den Senat oder die Deputiertenkammer an 
der freien Ausübung ihrer Funktionen zu hindern; 

3. gewaltsam die Staatsverfassung, die Re- 
gierungsform oder die Thronfolge zu ändern. 

Als rein politische Delikte sind die Attentate 
gegen die Konstitution zwar mit langer Freiheits- 
strafe (12—20 Jahre), aber nur mit einfacher Haft 
(detenzione) bedroht (Art. 113). Gegen Falsch- 
werbung, Insurrektion und Gewaltanmassung wenden 
sich die Art. 114—116. Art. 117 bedroht, wie vor- 
her schon angegeben, Thätlichkeiten und Beleidi- 
gungen inbezug auf den König, den Kronprinzen 
und den Regenten. Art. 118 schützt den Senat 
und die Deputiertenkammer gegen öffentliche Schmä- 
hungen. Art. 122 verleiht den sonstigen Mitgliedern 
des Königlichen Hauses dadurch einen erhöhten 
Rechtsschutz, dass er Angriffe auf deren Person mit 
einer um ^/e erhöhten Strafe zu belegen vorschreibt. 
Uns zumteil nicht bekannt, zumteil verschieden von 
unsem sind die Strafdrohungen der Art. 120 und 121. 
»Chiunque pubblicamente fa salire al re il biasimo 
o la responsabilitä degli atti del suo govemo 6 
punito con la detenzione sino ad un anno e con 
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raulta da lire cinquanta a mille«. Dem in Italien 
herrschenden Konstitutionalismus entsprechend soll 
man den König nicht in die Kritik der Regierungs- 
handlungen einbeziehen. Wer öffentlich den Tadel 
von solchen Handlungen auf den König bezieht 
oder ihn für verantwortlich erklärt, soll so und so 
gestraft werden. Auch die öffentliche Schmähung 
von Gesetzen und gesetzlichen Einrichtungen ist 
unter Strafdrohung gestellt. Art. 121. Sehr ver- 
ständig sind die Vorschriften, welche die Art. 119 
und 122 hinsichtlich der Verfolgung von Thätlichkeiten 
und Beleidigungen enthalten, die gegen die poteri 
delio Stato begangen werden. Sachgemäss wird die 
Erhebung der öffentlichen Klage, die Verfolgung 
von amtswegen, angeordnet. Aber diese Klage darf 
bei solchen Angriffen, wenn sie gegen den König, 
den Kronprinzen, den Regenten oder ein anderes 
Mitglied des königlichen Hauses gerichtet sind, nur 
mit Genehmigung des Justizministers erhoben werden. 
Bei Schmähungen gegen den Senat oder die Depu- 
tiertenkammer muss die Genehmigung der ge- 
schmähten Körperschaft eingeholt werden. Das 
letztere ist gleichfalls bei uns Rechtens. Ich möchte 
es aber als einen Segen für unser öffentliches und 
privates Leben erachten, wenn auch inbezug auf 
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die Klagen wegen Beleidigung des Kaisers, des 
Landesherrn, von Mitgliedern der landesherrlichen 
Familien sowie von Bundesfürsten und deren Fa- 
milienangehörigen die jedesmalige Einholung der 
ministeriellen Genehmigung vorgeschrieben werden 
würde ^*). Bei dieser Massregel handelt es sich nicht 
um die Beantwortung der Rechtsfrage, ob der 
Thatbestand einer Beleidigung gegeben, sondern um 
die politische Frage, ob wegen einer Beleidigung 
die Klage zu erheben sei. Ich möchte glauben, dass, 
wenn die Einrichtung bestanden hätte, die Zahl 
der Anklagen wegen Beleidigung des Landesherrn 
u. s. w., welche in Preussen während des Zeitraums 
von 1854 — 1877 im Durchschnitt auf 148*/4 jährlich 
sich stellten, im Jahre 1878 nicht auf die Zahl 
von 1994 gestiegen wäre^^), auch wenn man das 

^*) Bei nicht thätUchen Beleidigungen von Bundesfürsten und Regen, 
ten eines Bundesstaates, zu dem der Thater weder nach Staats- 
angehörigkeit noch nach Aufenthalt in Beziehung steht, wird 
nach dem Deutsch. St.-G.-B. nur mit Ermächtigung des Be- 
leidigten eingeschritten. St.-G.-B. §§ 99 Abs. 2, 101 Abs. 2. 
Die wörtliche Beleidigung von Mitgliedern bundesfürstlicher 
Familien ist nur auf Antrag strafbar. 

^*) Vrgl. "W. Starke, Verbrechen und Verbrecher in Preussen 
1854 — 1878. Eine kulturgeschichtliche Studie. Berlin 1884. 
Haupt-Tabelle S. II. 13 
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Entsetzen in Anschlag bringt, welches die Ereignisse 
dieses Jahres hervorriefen. 

Das 3. Kapitel des ersten Titels beschäftigt 
sich mit den Delikten gegen die Träger auswärtiger 
Staatsgewalten und deren Repräsentanten. Im Ka- 
pitel 4 sind gemeinschaftliche Bestimmungen für 
die Thatbestände der vorausgehenden Kapitel ent- 
halten. Dieselben beziehen sich auf die Bildung 
bewaffneter Haufen, auf Konspirationen, Provo- 
cationen und auf das Zusammentreffen politischer 
Delikte mit andern. Goldene Brücken der Straf- 
losigkeit werden denjenigen Beteiligten gebaut, 
welche rechtzeitig von den verbrecherischen Unter- 
nehmungen zurücktreten oder die Verübung der ge- 
planten Verbrechen verhindern. Vrgl. Art. 129, 130 
Abs. 2. 

Es ist ein Stück italienischer Staats- u. Städte- 
geschichte, an das wir durch die Bestimmungen des 
I. Titels erinnert werden. Der heutige Staat sucht 
den Parteikämpfen, den Pronuntiamento's, den Aus- 
brüchen politischer Leidenschaften ein Ziel zu setzen ; 
mit kräftiger Hand wehrt er Angriffe auf seine Exi- 
stenz und auf seine Eigenart ab. Lange Jahre der 
Freiheitsentziehung droht er den unruhigen Köpfen, 
aber abgesehen von den allerschwersten Fällen und 
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denjenigen Handlungen, welche eine gewisse Nieder- 
tracht der Gesinnung verraten, ist es nur die deten- 
zione, keine entehrende Strafe, mit welcher das ital. 
Staatswesen sich wehren will. Der zweite Titel ist 
dem Schutze der Freiheit gewidmet, u. z. handelt 
es sich nicht bloss um die Freiheit der Bewegung, 
sondern um den Schutz der Handlungsfreiheit in 
politischer, religiöser und privatgesellschaftlicher Be- 
ziehung, um Schutz gegen die Anmassungen von Privat- 
personen und gegen den Übereifer und die Übergriffe 
von Beamten. Im Kapitel I werden vor allem die 
politischen Freiheiten unter Strafschutz gestellt. Es ist 
die Verhinderung der Ausübung irgend eines politi- 
schen Rechts, welche (vorbehaltlich speziellerer Straf- 
drohungen durch andere Bestimmungen), der Art. 135 
mit Haft von 4 — 30 Monaten und mit Geldstrafe von 
100 — 1500 Lire bedroht. Wird die That von einem 
Beamten in Missbrauch seines Amtes begangen, so 
soll die Haft 1 — 5 Jahre betragen. Das zweite 
Kapitel beschäftigt sich mit dem Schutze der Kultus- 
freiheit, das dritte mit dem Schutze der »libertä 
individuale«. Der Ausdruck ist nicht charakteristisch; 
gemeint sind die Freiheitsdelikte, wie sie im 1 8. Ab- 
schnitte des deutschen Strafgesetzbuchs unter der 

gleichfalls wenig zutreffenden Bezeichnung »Ver- 
la* 
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brechen und Vergehen wider die persönliche Freiheit« 
zusammengefasst sind. Es sind dies nach dem Entw. 
der Menschenraub, die einfache und qualifizierte 
Freiheitsentziehung (carcere privato), die Entziehung 
von Kindern aus der Gewalt der Eltern u. s. w., 
sofern es sich nicht um Unzucht, Eheabschluss oder 
Geldgewinn handelt, ferner widerrechtliche Verfolgung 
seitens eines Beamten, Missbrauch der Amtsgewalt 
inbezug auf Verhaftungen und die Behandlung von 
Gefangenen, Nötigung, Bedrohung. Kapitel 4 ent- 
hält den Strafschutz für die Unverletzlichkeit der 
Wohnung. Kap. 5 bezieht sich auf den Schutz des 
Brief-, Post- und Telegraphengeheimnisses. Kap. 6 
endlich enthält Straf bestimmungen gegen die »delitti 
contro la libertä del lavoro«. Strafbar soll sein, wer 
mit Gewalt oder Drohung in irgend einer Weise die 
freie Bewegung der Industrie oder des Handels ein- 
schränkt oder hemmt; ferner derjenige, der mit Gewalt 
oder Drohung Strikes (scioperi) veranlasst oder erhält, 
u. z. in der Absicht, um zum Schaden der Arbeitneh- 
mer, der Arbeitgeber oder Unternehmer (operai, pa- 
droni,imprenditori)eineLohnminderungoder Erhöhung, 
oder eine von der ursprünglichen abweichende Lohn- 
festsetzung zu erzwingen. Die Beförderer (promotori) 
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solcher Veranstaltungen sind mit einer erhöhten Strafe 
bedroht. Art. 156 — 158. Es ist eine moderne Habeas- 
corpusakte, welche im 2. Titel enthalten, u. z. eine 
Akte, die sich nicht auf die Proklamierung allgemein 
gefasster Grundrechte beschränkt, sondern die Freiheit 
der Bewegung in ihren einzelnen Seiten zu schützen 
sucht, soweit nicht ein des Rechtsschutzes würdiges 
Allgemein- oder Privatinteresse im Wege steht. 
Titel III beschäftigt sich mit den Delikten contro la 
pubblica amministrazione. Es sind teils Amtsdelikte, 
teils Delikte gegen die Amtsautorität, um die es sich 
handelt. Amtsunterschlagung, Erpressung, Bestech- 
lichkeit und Bestechung, Missbrauch der Amtsgewalt, 
Missbrauch der geistlichen Gewalt, Amts-, Titel- und 
Ehrenanmassung, Widerstand gegen die Staatsgewalt, 
Amtsehrenbeleidigung, Siegelverletzung, Beseitigung 
amtlich verwahrter Sachen, schwindelhafte Aus- 
nützung einer vorgespiegelten oder wirklich vor- 
handenen Amtsgewalt, Nichterfüllung von öffentlichen 
Lieferungsverträgen, Schwindel bei Ausführung von 
solchen. Von allgemeinerem Interesse dürften 
namentlich die Bestimmungen des 5. Kapitels in- 
bezug auf den Missbrauch der geistlichen Gewalt 
sein, welche bekanntlicli den hohen Unwillen der 
Kurie und des Klerus hervorgerufen haben und im 
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Senate sich als eine Klippe für das Zustandekommen 
des Gesetzes erweisen werden, deren Umsegelung 
Zanardelli zur Entfaltung besonderer Staats- 
klugheit und Redebegeisterung nötigen wird. 



Art. 
n ministro di un culto, che, 
Deir esercizio delle sue fuDzioni, 
pubblicamente censura o vilipende 
le istituzioni o le leggi dello 
Stato o gli atti dcll' Autoritä, h 
punito con la detenzione sino ad 
un anno e con multa sino a lire 
miUe. 



173. 

Der Kultusdiener, welcher in 
Aasübung seiner Funktionen öf- 
fentlich die Einrichtungen oder 
Gesetze des Staates oder die 
Handlungen der Obrigkeit tadelt 
oder schmiht, wird mit Haft bis 
zu einem Jahre und an Geld bis 
zu 1000 Lire gestraft.") 



Art. 174. 



11 ministro di un culto, che, 
abusando della forza morale de- 
rivante dal suo ministero, eccita 
a disconoscere le istituzioni o le 
leggi dello Stato o gli atti dell' 
Autoritä od a trasgredire altri- 



Mit Haft von 6 Monaten bis 
zu 3 Jahren, an Geld von 500 
bis 3000 Lire und mit dauernder 
oder zeitlicher Entziehung des 
geistlichen Beneficiums wird der 
Kultusdiener bestraft, welcher in 



•*) Der entsprechende Art. 201 des code p^nal lautet : »Les ministres 
des cultes qui prononceront, dans Texercice de leur minist^re, 
et en assembl6e publique, un discours contenant la critique ou 
censure du Gouvernement, d'une loi, d'une ordonnance royale 
(d*un d^cret) ou de tout autre acte de Tautoritö publique, seront 
punis d'un emprisonnement de trois mois ä deux ans.c 
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luenli i doveri verso la Patria o 
quelli inerenti ad un pubblico uf- 
ficio, ovvero pregiudica i 
legittimi interessi patri- 
moniali o turba la pace 
delle famiglie, e punito con 
la detenzione da sei mesi a tre 
anni, con lüulta da lire Cinque- 
cento, a tremila e con Vinter- 
dizione perpetua o temporanea dal 
beneficio ecclesiastico. 



Missbrauch der mit seinem Amte 
verbundenen moralischen Gewalt 
dazu anreizt, die Gesetze oder 
Einrichtungen des Staates oder 
die Handlungen der Obrigkeit zu 
missachten, oder in anderer Weise 
die Pflichten gegen das Vaterland 
oder die mit einem öffentlichen 
Amte verbundenen Pflichten zu 
verletzen, femer der Kultusdiener, 
welcher die rechtlich be- 
gründeten Erbschafts- 
interessen beeinträchtigt 
(Erbschleicherei treibt), 
oder den Frieden der Fa- 
milien stö rt. 



Art. 175. 



n ministro di un culto, che 
esercita atti di culto esterno 
in opposizione a provvedimenti 
del Governo, h punito con la de- 
tenzione sino a tre mesi e con 
multa da lire cinquanta a mille- 
cinquecento. 

Art. 
II ministro di un culto, che, 
nell* esercizio o con abuso del 
suo ministero, conimette qualsiasi 



I Mit Haft bis zu 3 Monaten 

und an Geld von 50 bis 1500 
Lire wird der Kultusdiener be- 
straft, welcher in Widerspruch mit 
den Verordnungen der Regierung 
gottesdienstliche Handlungen im 
Freien vornimmt. 

176. 

Wenn ein Kultusdiener in Aus- 
übung oder unter Missbrauch sei- 
nes Dienstes irgend ein anderes 



Digitized by 



Google 



202 



altro reato, soggiacc alla pena 
Stabilita per il reato commesso 
aumentata da un seslo ad un terzo, 
salvo che la qualii4 di ministro 



Delikt verübt, so ist die auf die- 
ses Delikt gesetzte Strafe um '/e 
bis 7< zu erhöhen, Torausgesetzt, 
dass die Dienststellung des Kul- 



di un culto sia giä stata con- { tusdieners schon gesetzlich an- 
siderata dalla legge. ; erkannt war. 

Es sind in der That liarte Worte, welche hier 
der Staat zum Klerus spricht. Schon die Ankündi- 
gung einer Strafe gegen Erbschleicherei und 
gegen Friedensstörungen in den Familien enthält 
die schwere Anklage gegen den Klerus, dass 
Angehörige desselben solcher Dinge nicht selten 
sich schuldig gemacht haben und es ist begreiflich, 
dass die angeklagte Kirche sich aufbäumt gegen 
solche Vorwürfe, es ist begreiflich, dass die Kurie 
alles aufbietet, um das Zustandekommen des Gesetzes 
und speziell dieser Artikel zu verhindern. Aber es 
ist eben ein Notwehr-, ein Kampfesartikel, mit dem 
sich der Staat zu schützen sucht; die zwei Schwerter 
sind wieder einmal gegen einander gezückt, statt 
dass sie vereint gegen die Feinde der menschlichen 
Kultur geschwungen werden. Kaum wird der 
italienische Staat diese Waffen sich aus den Händen 
winden lassen! Die Bestimmungen des 5. Kapitels 
geben den Gerichten eine grosse Gewalt in die 
Hand. Mit weiser Mässigung werden sie die weit 
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gefassten Begriffe auszulegen und auf die bei ihnen 
erhobenen Strafklagen anzuwenden haben. Ein 
Übermass in der Handhabung dieser Kampfes- 
paragraphen könnte leicht eine der beabsichtigten 
entgegengesetzte Wirkung äussern. Wenn der 
Entwurf zum Gesetze erhoben sein wird, so wird 
nicht bloss die italienische Jurisprudenz den Kampfes- 
artikeln ihre Aufmerksamkeit zuwenden; auch für 
die Juristen anderer Länder wird es eine reizvolle 
Aufgabe sein, die Entwickelung der Artikel im 
Rechtsleben zu verfolgen und an der Feststellung 
ihres Sinnes sich zu versuchen. 

Der IV. Titel bedroht die Delikte gegen die 
Rechtspflege. In neun Kapiteln fasst der Entwurf 
folgende Delikte und Deliktsgruppen zusammen: die 
Verletzung der Dingpflicht (Verweigerung des Zeug- 
nisses, des Gutachtens, der Amts-, besonders der 
Geschworenendienstleistung); die Veranstaltung, dass 
die Obrigkeit irriger Weise ein Delikt als verübt 
annimmt (simulazione di reato) und die fälschliche 
Beschuldigung jemandens; das falsche Zeugnis vor 
Gericht mit und ohne Eid; Sachwalteruntreue, Be- 
günstigung; Gewaltsames Ausbrechen von Ge- 
fangenen, Entweichenlassen derselben, unzulässige 
Gewährung von Erleichterungen an Gefangene. 
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Bemerkenswert ist Art. 223, welcher die Unbot- 
mässigkeit gegen den Inhalt eines Strafurteils be- 
droht. Zu Haft bis zu einem Jahre oder zu Geld 
von 100 bis 3000 Lire soll, unabhängig von der 
erst ausgesprochenen Strafe, derjenige verurteilt 
werden, welcher sich an die Ämteruntersagung oder 
an die Suspension von der Ausübung eines Gewerbes 
oder einer Kunst nicht kehrt. Vier Monate bis ein 
Jahr Reklusion soll den treffen, welcher die mit der 
Polizeiaufsicht verbundenen Obliegenheiten nicht er- 
füllt.*^) Die Selbsthülfe — esercizio arbitrario delle 
proprie ragioni — ist abweichend vomDeutsch. St.-G.-B. 
selbständig unter Strafdrohung gestellt. Art. 224, 225. 
Hinsichtlich des Zweikampfes, der auch unter 
den Delikten gegen die Rechtspflege erscheint, sucht 
sich der Entwurf mit dem Problem auseinander- 
zusetzen, zwischen den Anforderungen der Vernunft 
und den Vorurteilen eines Teiles der gebildeten 
Gesellschaft eine erträgliche Mitte zu halten. Be- 
merkenswert ist die Behandlung des »provocatore« 
gegenüber der des Provozierten. Die von dem 
letztem ausgehende Forderung wird nur mit Geld- 



*) Zum letzten Punkte vergl. Deutsch. St.-G.-B. § 361 S wo nur 
Haft bis zu 6 Wochen angedroht ist. 
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strafe bis 500 Lire bestraft, die Annahme der For- 
derung durch den Provozierten ist nicht strafbar. 
Der Provozierende wird als Herausforderer mit Haft 
bis zu 3 Monaten oder mit Ortsverstrickung bis zu 
6 Monaten bestraft; und wenn er als Geforderter die 
Forderung annimmt, so triift ihn Geldstrafe von 
100 bis 1500 Lire. Auch im Falle der Vollziehung 
des Zweikampfes wird der Provozierte, besonders 
wenn er auch der Geforderte ist, viel milder be- 
handelt. Ich halte die Verwendung der G-eldstrafe 
beim Duell für einen recht sachgemässen Versuch, 
dasselbe zu bekämpfen; doch müssten die Maxima 
höher gehalten sein, und es müsste eine Strafskala 
aufgestellt werden, welche mit der Steuerquittung 
des Schuldigen oder des zu dessen Unterhaltung 
Verpflichteten im Verhältnis steht. Auch würde ich 
die Anwendung hoher Geldstrafen auf den Vollzug 
des Zweikampfes, vielleicht in Verbindung mit einer 
massigen Freiheitsstrafe für ^ein wirksames Mittel 
halten. Sechs Monate Haft, welche der ital. Entw. 
für den Zweikampf androht, der keine schweren 
Folgen hat, wären, wenn damit eine ergiebige Geld- 
strafe verbunden würde, vollausreichend; die 5 Jahre 
Festungshaft des Deutschen St.-G.-B* erscheinen mir 
als eine sehr übertriebene Strafdrohung. Auch die 
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Freiheitsstrafen für den Zweikampf mit tödlichem 
Ausgange oder sonst schweren Folgen (30 Monate 
bis 5 Jahre, beziehungsweise 6 Monate bis 2 Jahre) 
erscheinen mir als vollausreichend; die 15 Jahre 
Festungshaft, welche das Deutsche St.-G.-B. ankündigt, 
gehen m. E. weit über das Ziel. Kartellträger sind 
nach dem Entw. straflos, wenn sie den Zweikampf 
verhindert haben; der Unparteiische und die Sekun- 
danten gehen nicht wie nach dem Deutsch. St.-G.-B. 
straffrei aus. Nachahmung verdient der Art. 231, 
welcher demjenigen eine Haftstrafe von 1 Monat 
bis 1 Jahr ankündigt, der einen Andern wegen 
Verweigerung des Zweikampfes öffentlich beleidigt, 
ihn zur Zielscheibe der öffentlichen Missachtung 
macht, in irgend einer Weise die Weigerung ver- 
breitet oder durch Bezeigung oder Androhung von 
Missachtung zum Zweikampfe anreizt. In der 
letzten Beziehung dürfte der Strafsatz des Deutschen 
§ 210 angemessener sein. Sind beide Duellanten 
oder einer derselben Italiener, so sollen sie im Falle 
der Vollziehung des Zweikampfes im Auslande, un- 
abhängig von den sonstigen Bestimmungen über 
Auslandsdelikte strafbar sein, wenn die Forderung 
in Italien erfolgte. Die Strafen der Tötung oder 
Körperverletzung sollen eintreten: 1. wenn die 
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Kampfesbedingungen nicht vorher von den Un- 
parteiischen oder Sekundanten verabredet waren 
oder der Zweikampf ohne deren Zuziehung statt- 
fand; 2. wenn die Waffen nicht gleich oder andere 
sind als Degen, Säbel, gleich geladene Pistolent 
mit Ausschluss der mehrläufigen; 3. wenn bei der 
Wahl der Waffen oder beim Kampfe Täuschung 
oder Verletzungen der Kampfesregeln vorgekommen 
sind; 4. wenn nach der Verabredung einer auf dem 
Platze bleiben sollte oder, wenn dies aus der Art 
des Zweikampfs, aus der Distanz oder den sonstigen 
Bedingungen hervorgehen würde. Täuschungen und 
Verletzungen der Kampfesregeln sollen nicht bloss 
dem der sie veranlasst, sondern auch dem, der davon 
Kenntnis gehabt hat, zur Last fallen. Die Strafe 
der Unparteiischen und Sekundanten soll in den 
Fällen der vorstehenden Nummern 2 — 4 dieselbe 
sein, wie die der Duellanten, nur mit Abminderung 
um ein Drittel. Keinenfalls darf in den Fällen des 
qualifizierten Zweikampfs (oben 1 — 4) die Strafe ge- 
ringer als die des nicht qualifizierten sein. Wer sich 
für einen andern duelliert, wird um die Hälfte höher 
bestraft, es sei denn, dass der Duellant ein naher 
Angehöriger des Andern ist. Strebt der Provokant, 
der Herausforderer oder der mit demselben Drohende 
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einen Geldgewinn oder sonstigen Vorteil an, z. B. 
die Beseitigung eines Ehemannes, um dessen Frau 
heiraten zu können, so sollen die Strafen der schweren 
Erpressung eintreten, also unter Umständen lebens- 
länglicher Kerker. 

Titel 5 — Delikte gegen die öffentliche Or- 
dnung — behandelt im ersten Kapitel die Aufrei- 
zung zum Delikt, die Lobpreisung von Delikten, die 
Aufreizung zum Ungehorsam gegen Gesetze und 
zum Klassenhass. Abweichend vom Deutschen Straf- 
gesetzbuch wendet sich das zweite Kapitel mit all- 
gemeinen Bestimmungen gegen die Eingehung von 
Deliktsassoziationen (Banden). Auffallend ist dabei 
das Erfordernis, dass wenigstens 5 Personen sich ver- 
bunden haben. Kapitel 3 betrifft die Aufreizung zum 
Bürgerkrieg, die Bildung bewaffneter Banden und 
die Erregung von Furcht im Publikum. 

Im 6. Titel gelangt der Entwurf zu den Delik- 
ten gegen öffentliche Treue und Glauben. In 5 Ka- 
piteln werden da bedroht: die Münzfälschung und 
verwandte Delikte, die Fälschung von Siegeln, von 
Stempeln und sonstigen öffentlichen Marken, sowie 
der Missbrauch entwerteter Marken. Kapitel 3 be- 
schäftigt sich speziell mit der Urkundenfälschung. 
Kapitel 4 mit der Fälschung von Pässen, Lizenzen, 
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Certifikaten und ähnlichen Papieren. Im Kapitel 5 
wendet sich der Entwurf gegen Schwindeleien im 
Handels-, im Industrieverkehre und bei Versteige- 
rungen (frodi nei commerci, nelle industrie e negli 
incanti). Praxis und Doktrin werden manche Schwie- 
rigkeiten bei der Abgrenzung dieser Thatbestände 
gegen diejenigen der »trufFa e di altri frodi«, von denen 
das 4. Kapitel des 10. Titels handelt, zu überwinden 
haben. Wiederholt macht der Entwurf den Vorbe- 
halt, quando il fatto non costituisca delitto piü grave, 
eine Wendung, welche auf die nahe Verwandtschaft 
mit einem andern Delikte hindeutet. Zwei Strafan- 
drohungen verdienen besondere Erwähnung. Artikel 
282 sucht gewissen Börsenschwindeleien zu begeg- 
nen , welche den Handel schwer beunruhigen und ge- 
fährden können. Mit Reklusion von 4 bis 30 Monaten 
sowie an Geld von 500 bis 3000 Lire soll gestraft 
werden, wer durch Verbreitung falscher Nachrichten 
oder andere schwindelhafte Mittel im öffentlichen 
Handelsverkehr oder auf den Handelsbörsen ein 
Steigen oder Fallen der Preise von Löhnen, Waren 
oder anderer öffentlich gebändelter oder in den 
Kourszetteln notierter Werte hervorbringt. Makler 
und öffentliche Handelsagenten, die sich solche 
Dinge zu schulden kommen lassen, verfallen einer 
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noch höheren Strafe. Im Artikel 287 ist eine ähnliche 
Bestimmung, wie in dem hinsichtlich der Fortdauer 
der Geltung viel bestrittenen § 270 des Preussischen 
Strafgesetzbuches. Wer mit Gewalt oder Drohung, 
Gaben oder Versprechungen, heimlichen Verabre- 
dungen oder andern täuschenden Kunstgriffen die 
Freiheit von Versteigerungen oder der Angebote stört 
oder Bieter entfernt, soll mit Reklusion von 4 bis 12 
Monat und an Geld von 50 bis 5000 Lire bestraft werden. 
Die amtlich beteiligten Personen, welche in der an- 
geführten Weise eine Versteigerung stören, trifft 
eine höhere Strafe. 

Im 7. Titel sind die Strafdrohungen gegen die 
gemeingefährlichen Delikte enthalten, delitti contro 
rincolumitä pubblica. Es sind im wesentlichen die 
Deliktsfiguren, mit welchen sich der 27. Abschnitt 
unseres Strafgesetzbuches beschäftigt. Doch finden 
sich auch uns unbekannte Spezialthatbestände, wie 
derjenige des Art. 295 — Verhinderung des Feuer- 
löschens und der Schutzarbeiten gegen Wassers- 
gefahr. Dem Schutze des Eisenbahn- und Tele- 
graphenverkehrs ist das 2. Kap. gewidmet, gegen 
die Gefährdungen der Gesundheit und des Lebens- 
mittelverkehrs reagieren die Bestimmungen des 
3. Kapitels. 
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Bei der Pönalisierung der Delikte gegen die 
►Sittlichkeit (contro il buon costume)*^^*) und die Ord- 
nung der Familien (den Personenstand) im Titel 8 
fällt die Verbindung dieser beiden Materien und der 
Umstand, auf, dass hinsichtlich der eigentlichen Flei- 
schesdelikte die Frau keines anderen Rechtsschutzes 
sich erfreut, als der Mann. Stets kehrt die Wen- 
dung wieder: »Chiunque si congiunge con una per- 
sona deir uno o dell' altro sesso.« — Die sodomia 
ratione sexus als solche ist so wenig als die sodo- 
mia ratione generis unter Strafe gestellt. Inzest ist 
nur bedroht, wenn er verübt wird in modo da ecci- 
tare pubblico scandalo. Kuppelei als solche ist nicht 
strafbar; der Ehebruch des Mannes ist nur für den 
Fall bedroht, wenn der Mann sich eine Konkubine 
in der ehelichen Wohnung oder offenkundig an einem 
andern Orte hält. Die violenza carnale und die Ver- 
führung Minderjähriger sind in der Regel nur auf 
Antrag verfolgbar. Unsere Gesetzgeber dachten in 
diesen Dingen anders. In Hinsicht auf die Äusse- 
rungen des Geschlechtstriebes sind die Urteile der 
Nationen verschieden; es wird sich kaum leugnen 
lassen, dass hier das Klima von Einfluss auf die Ge- 



"») Vcrgl. Wahlbcrg in der Allg. österr. Richter-Zeitung. Bd. I, 
S. 201 ff. 
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pflogenheiten und auf die Urteile der Völker ist. 
Inbezug auf die Prostitutionsfrage ist am 29. März 
dieses Jahres (1888) ein Regulativ erschienen, wel- 
ches einen grossen Fortschritt gegenüber den früheren 
Bestimmungen zu enthalten scheint. ^^) 

Tit. 9 gelangt zu den Delikten gegen die Person. 
Kap. 1 behandelt die Tötung, u. z. mehrfach ab- 
weichend von unserem Rechte. Zunächst werden 
3 Gruppen vorsätzlicher, d. h. solcher Tötungen 
unterschieden, bei welchen der Thäter den Tod 
seines Opfers herbeiführen will. Vorsätzliche Tötung 
ohne weitere Merkmale ist mit Reklusion von 20 
bis 24 Jahren bedroht. Werden Reiz und mildernde 
Umstände angenommen, so kann die Strafe in An- 
wendung der Art. 51 und 56 nur auf -^ (~- : 6) 

= 8^8 Jahre herabgesetzt werden, während nach 
dem deutschen St.-G.-B. die Minimalstrafe des korre- 
spondierenden Totschlages bei Reiz oder mildern- 
den Umständen 6 Monate beträgt. Reklusion von 
22 bis 24 Jahren soll eintreten: 1. wenn die vor- 
sätzliche Tötung gegen den Ehegatten, gegen 
Adoptiveltern oder Adoptivkinder, sowie wenn sie 
gegen Verschwägerte in der auf- oder absteigenden 
Linie begangen wird; 2. wenn ein Parlamentsmit- 



*•) Vrgl. Rivista penale. 1888. Legislazione speciale italiana. S. 107 flf. 
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glied oder ein öffentlicher Beamter aus Anlass der 
Berufsthätigkeit getötet wird; 3. wenn die Tötung 
mit Gift oder unter schweren Misshandlungen aus- 
geführt wird. Für sechs Fälle der vorsätzlichen 
Tötung ist der ergastolo angedroht, nämlich wenn 
sie begangen wird: 1. gegen die legitimen oder 
natürlichen Eltern oder Kinder; 2. mit Vorbedacht; 
3. rein aus brutaler Böswilligkeit; 4. mittels Brand- 
stiftung, Verursachung einer Überschwemmung, Sin- 
kenmachen eines Schiffes oder mittels eines andern 
gemeingefährlichen Delikts. Ergastolo soll ferner 
eintreten: 5. wenn die Tötung als Mittel zur Aus- 
führung eines Diebstahles, eines Raubes, einer Er- 
pressung oder Lösegelderpressung diente und wäh- 
rend des Aktes selbst begangen oder wenn sie 
unmittelbar nachher verübt wurde, um die entzogene 
Sache fortschaffen zu können, um den Schuldigen 
der Strafe zu entziehen oder aus Rache wegen des 
Misserfolgs; endlich 6. wenn die vorsätzliche Tötung 
verübt wurde, um einen andern Reat vorzubereiten, 
zu erleichtem oder zur Vollendung zu bringen, sollte 
dieser auch nicht verübt worden sein; ferner wenn 
die Tötung erfolgte, um die Verübung eines Reates 
zu verheimlichen oder die Spuren oder Beweise zu 
beseitigen. Sehr verschiedene Merkmale sind es ' 
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sonach, welche die Tötung qualifizieren. Die Unter- 
scheidung von Mord und Totschlag ist in der Sache 
beibehalten, dem omicidio premeditato sind aber 
zahlreiche andere Fälle vorsätzlicher Tötung gleich- 
gestellt. In Folge der Beseitigung der Todesstrafe 
und der allgemeinen Zulassung mildernder Umstände 
ist der psychologisch oft schwierigen Unterscheidung 
die praktische Schärfe genommen. Der Indice ver- 
wendet den auch bei uns bekannten Unterschied 
von erschwerenden und qualifizierenden Umständen zur 
z*usammenfassenden Bezeichnung der Fälle der zwei- 
ten und dritten Gruppe; so dass man unterscheiden 
kann omicidio volontario semplice, aggravato und 
qualificato. 

. Auf Fälle von der Art, wie das Schulbeispiel in 
L. 15 § 1 ad leg. Aquil. ist die Bestimmung des 
§ 348 berechnet. Es handelt sich um Verursachung 
des Todes eines andern, hervorgegangen aus der 
Absicht, zu töten, aber mit einer andern als der 
vorgestellten und gewollten Entwickelung des Kausal- 
zusammenhanges ; so namentlich, wenn der Erfolg 
schon bei der Vorbereitung des Deliktes eintritt, 
wenn der tödlich Angegriffene, der sich zu retten 
sucht, in einen nicht beachteten Abgrund stürzt oder 
wenn der vermeintlich Getötete erst durch die auf 
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die Verbergung des vermeintlichen Leichnams ab- 
zielende Handlung getötet wird. Ich möchte glauben, 
dass durch die vorstehende Bestimmung manchen 
Schwierigkeiten und Zweifeln des Rechtslebens vor- 
gebeugt wird. Die vorsätzliche Körperverletzung 
mit tödlichem Erfolge wird um ein Drittel geringer 
als die Tötung bestraft; wenn aber der Thäter die 
Umstände, welche den tödlichen Erfolg bewirkten, 
nicht gekannt hat, oder wenn dieselben erst nach- 
träglich hinzugetreten sind, so soll die Strafe um 
die Hälfte gemindert werden. — Die Kindestötung 
ist abweichend vom Deutschen Strafgesetzbuche be- 
handelt. Das Motiv der Ehrenrettung (per salvare 
Tonore) muss der Handlung zugrunde gelegen haben, 
wenn die mildere Strafe des Art. 350 zur Anwen- 
dung kommen soll; Not allein reicht nicht hin. Der 
Entwurf unterscheidet nicht zwischen ausserehelichen 
und ehelichen Kindern; da aber die Wahrung der 
Ehre das Thatmotiv gewesen sein muss, so wird die 
Tötung eines ehelichen Kindes nur dann hierher ge- 
hören, wenn die Ehelichkeit lediglich nach Rechts- 
vorschrift anzunehmen, in Wirklichkeit aber nicht 
vorhanden ist. Würde eine Ehefrau, welche in 
vorgerücktem Alter durch legitime Mutterfreuden 
überrascht wird, ihr Kind töten, weil sie sich dessen 
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schämte, so dürfte die Berufung auf die Wahrung 
der Ehre wohl nicht zur Entschuldigung dienen. 
Voraussetzung für die Strafmilderung des Art. 350 
ist ferner, dass das Kind noch nicht im Civilstands- 
register eingetragen und noch nicht 5 Tage alt war. 
Die mildere Beurteilung greift nach dem Entwurf 
nicht bloss platz, wenn die That zur Rettung der 
eigenen Ehre, sondern auch dann, wenn sie zur Ret- 
tung der Ehre der Frau, der Mutter, der Tochter, 
der Adoptivtochter oder der Schwester begangen ist. 
— Die Verleitung eines andern zum Selbstmorde 
und die Gewährung von Beihilfe zum Selbstmorde 
soll mit Reklusion von 3 bis zu 9 Jahren bestraft 
werden, wofern es zum Selbstmorde gekommen ist. 
Aus den Bestimmungen des 2. Kap. über die 
Körperverletzungen mochte ich nur die des Art. 355 
hervorheben, welche die Herabsetzung der sonst ver- 
dienten Strafe auf die Hälfte für den Fall verordnet, 
wenn der angerichtete Schaden »eccede nelle con- 
seguenze la sua intenzione.« Das zwischen den 
§§ 224 u. 225 des Deutsch. St.-G.-B. obwaltende Ver- 
hältnis ist, freilich mit einem ähnlichen Resultate, 
im Italienischen St.-G.-B. umgekehrt. Der auf die 
Notwehr bezüglichen Bestimmungen des Art. 357 ist 
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schon in anderem Zusammenhange gedacht worden.^'') 
Die Verwechselungs- und Abirrungsfalle, das cagio- 
nare per errore o per altro accidente, sind im Art. 
358 hinsichtlich der Tötungen und Korperverletzun- 
gen der gleichen Behandlung — grundsätzliche An- 
wendung der auf das vollendete Delikt gesetzten 
Strafe — unterworfen. Aus den Bestimmungen über 
die Abtreibung (Kap. 4) ist hervorzuheben, dass die 
schuldige Frauensperson nur mit Detention, Dritte 
dagegen mit Retention u. z. von erheblich längerer 
Dauer bestraft werden. Sehr bemerkenswert und 
charakteristisch für die Wertschätzung des guten 
Namens bei den Italienern ist die Bestimmung des 
Art. 366: »Hat die Abtreibung stattgefunden, um 
die Ehre der eigenen Person, der Ehefrau, der 
Mutter, der Tochter, der Adoptivtochter oder der 
Schwester zu retten, so sind die Strafen auf die 
Hälfte zu reduzieren, und an die Stelle von Re- 
klusion hat Detention zu treten. 

Kap. 5 bezieht sich auf die Aussetzung von 
Kindern und andern hülflosen Personen; Kapitel 6 
wendet sich in besonderen Strafdrohungen gegen 
den Missbrauch und die Überschreitungen des Züch- 
tigungsrechts und gegen die Prügelscenen im Schosse 

") Vrgl. oben S. 158 f. 
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der F'amilien sowie gegen Misshandlungen von 
Kindern. 

Kapitel 7 enthält die Strafdrohungen gegen 
Verleumdungen und Beleidigungen. Die Bestim- 
mungen weichen in mehrfacher Beziehung von den 
unsrigen ab. Es bedurfte einer weit ausholenden 
Darstellung, um den sehr ausführlichen Bestimmungen 
des- Italien. Entwurfes gerecht zu werden. Ausser 
der Verleumdung und der wörtlichen und thätlichen 
Verletzung der Ehre, des Ansehens und der Würde 
einer Person enthält der Entw. auch noch eine Geld- 
strafe bis zu 200 Lire für jede andere Injurie. 
Eine Definition dieses Begriffes oder ein Hinweis, 
was darunter zu verstehen, findet sich nicht. Mir 
scheint, dass schon das »offendere in qualsivoglia 
modo Tonore, la riputazione o il decoro« ein 
viel zu weit gehaltener Begriff und nicht geeignet 
ist, den Grundgedanken des :^nulla poena sine lege« 
auf dem Gebiete des Rechtsschutzes der Ehre zur 
Geltung zu bringen. Ich bekenne mich zu dem 
Grundsatze des »suaviter in modo«. Zurückhaltung 
des harten Urteils, wo nicht Berufspflicht dasselbe 
heischt, und Kundgabe des abfälligen Urteils unter 
Beschränkung auf das Schädliche und Unschöne ge- 
hört zu meinen Gepflogenheiten. Aber ich meine, 
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dass auch die lebhafteren Naturen freie Bahn zur 
Entfaltung ihres Empfindens und Denkens haben 
müssen. Und ich meine weiter, dass jedem nach 
seinem Wesen überlassen werden sollte, seine Urteile 
über andere ruhiger oder lebhafter kundzugeben, so 
lange er das Pflichtleben der Andern nicht in 
Frage stellt. Die wahre, Rechtsschutz verdienende 
Ehre beruht in dem Bewusstsein des Pflichtlebens, 
d. i. in der Übereinstimmung des individuellen Ver- 
haltens mit dem Sittengesetze (innere Ehre), 
und in der Anerkennung, dem Geltenlassen dieser 
Pflichterfüllung seitens der Mitmenschen (äussere 
Ehre). Nur eine widerrechtliche Kundgabe der 
Nichtanerkennung des. Pflichtlebens oder die wider- 
rechtliche Leugnung des Vorhandenseins der Fähig- 
keit zur Pflichterkenntnis und Pflichterfüllung er- 
scheinen als sozialwidriges Benehmen, gegen das zu 
reagieren die Rechtsordnung Veranlassung hat. Be- 
leidigung ist (abgesehen von Verleumdung und übler 
Nachrede) die widerrechtliche Bestreitung des Pflicht- 
lebens eines Andern. Jede andere Umschreibung 
des Ehr- und Beleidigungsbegriffes führt zu einer 
Rücksichtnahme auf soziale und subjektive Empfin- 
dungen und Urteile, die so schwankende' sind, dass 
ein Rechtsschutz, d.h. ein für alle gleicher Schutz 
für dieselben gar nicht möglich ist Wenn die' Ge- 
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setzgebung und Rechtspflege den Beleidigungs- 
begrifF auch auf Kundgebungen ausdehnen, welche 
das Pflichtleben eines andern in keiner Weise be- 
rühren, wenn parole od atti che oiFendono in qual- 
sivoglia modo Tonore, la riputazione o il decoro, 
als strafbare Beleidigungen behandelt werden, so 
gerät das Recht auf die schiefe Bahn des Subjekti- 
vismus. Die Gerichte des nämlichen Reiches und 
Landes, die Abteilungen des nämlichen Gerichts und 
die Richter derselben Abteilung können je nach 
Anlage und Entwickelung über Verletzungen von 
Ansehen und Würde recht verschiedene Anschauun- 
gen haben, ohne dass der eine dem andern ein 
Fehlgehen vorzuwerfen berechtigt wäre. Über das, 
was die sittliche Pflicht erheischt und verwehrt, bildet 
sich dagegen ein Kanon bei jedem Volk und in 
jeder Zeit, der eine objektive Bedeutung hat und 
über dessen Deutung die Wohlanständigen in der 
Hauptsache übereinstimmen werden. Wie ich gegen- 
über der in unserem Rechtsleben hervortretenden 
Richtung, das Pflichtmoment im Ehr- und Belei- 
digungsbegrifFe zurückzustellen, die Kürze unseres 
§ 185 beklage, welcher die Richter, ohne jegliche 
Andeutung darüber lässt, was die Gesetzgeber sich 
unter Beleidigung, und wenn diese als Ehrverletzung 
definiert wird, was sie unter Ehre verstanden haben : 
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so mochte ich gegen den Ital. Entwurf die Eiii- 
wendung erheben, dass er den Empfindlichkeiten 
des heutigen Geschlechts zu weit entgegengekommen 
und in dem Begriff »ingiuria« ein Element im Straf- 
rechte belassen hat, das in Widerstreit mit dem 
ersten Artikel des Gesetzes steht »Nessuna azione 
od omissione ^ reato se non per espressa dis- 
posizione della legge penale«. 

Kap. 8 des IX. Titels enthält noch einen Artikel 
(880) hinsichtlich der Verletzungen des Berufsge- 
heimnisses, korrespondierend unserem § 300. 

Bei den Delikten gegen das Vermögen (Titel X) 
begegnen wir ausser den bekannten Figuren: Dieb- 
stahl, Raub, Erpressung (estorsione), Betrug (truflFa), 
Unterschlagung (appropriazione indebita), Hehlerei 
( ricettazione ) , Sachbeschädigung (dannegiamento), 
auch noch den Thatbeständen des ricatto (Lösegeld- 
erpressung), der altre frodi neben dem Betrug und 
der usurpazione (Besitzanmassung). Wir würden für 
die Pönalisierung dieser Thatbestände teils andere 
Deliktsbilder heranziehen, teils mehrere Deliktsfiguren 
verbinden müssen. 

Das dritte Buch des Entwurfs beschäftigt sich mit 
den Übertretungen. Viel reicher als der 29. Abschnitt 
des Deutschen St.-G.-B., aber doch das Gebiet der 
Übertretungen nicht erschöpfend, sind im ersten Titel 
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die Übertretungen gegen die öffentliche Ordnung, 
im zweiten diejenigen gegen die öffentliche Sicher- 
heit, im dritten die Übertretungen gegen die 
öffentliche Sittlichkeit und im vierten Buche die 
gegen den Schutz des Eigentums verstossenden Über- 
tretungen vorgesehen. Eine Fülle strafrechtlich und 
verwaltungsrechtlich interessanten Stoffes! 



Nicht alles im Italienischen Entwürfe erscheint mir 
als unübertrefflich oder gut; gegen manche Bestim- 
mungen, ja gegen manche Grundgedanken habe ich 
Widerspruch erhoben, Andern erscheint wohl anderes 
als bedenklich. Alle aber, die unbefangen urteilen, 
werden dem Entwürfe die Anerkennung nicht versagen, 
dass er einen gewaltigen Fortschritt darstellt in der 
Erkenntnis der Leidenschaften und Schwächen des 
Menschengeschlechts, sowie in der Behandlung der 
fehlhaften Menschen, — zu Nutz und Frommen ihrer 
selbst und der Menschheit. Wir haben Ursache, die 
Italiener dankbaren Sinnes zu beglückwünschen, für 
das, was sie der Menschheit geleistet. 

^-♦-^ 



Broslaa. F. W. Jungfer^s BncMnicIrerei. 
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